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1. Einleitung 

1.1. Rechtsvergleichung im allgemeinen 

Rechtsvergleichung ist nunmehr verstärkt auch im Bereich des öffentlichen Rechts 

„in‘‘, sowohl ‚„‚international‘‘ als auch „‚transnational‘‘.!) Dies kann nicht verwun- 

dern, vermag doch Rechtsvergleichung den verschiedensten praktischen und theoreti- 

schen Interessen und Zwecken zu dienen. Das hat vor allem die bekanntermaßen vor- 

nehmlich im Zivilrecht beheimatete und auf diesem aufbauende Rechtsvergleichung 

geklärt.?? Dabei werden im allgemeinen sozusagen rein wissenschaftlich-theoretische 

Zielrichtungen einerseits und praktische Zwecke andererseits unterschieden. Diese ohne 

Zweifel nur vordergründige Kategorisierung muß gegen allfällige Vorwürfe aus zwei 

Richtungen gesehen werden, wie sie heute oft gleichzeitig gegen die Wissenschaft erho- 

ben werden, obwohl sie sich letztlich ausschließen und wenn überhaupt nur alternativ, 

nicht jedoch kumulativ erhoben werden können. Der eine Vorwurf geht dahin, daß mit 

der theoretisch bezeichneten Zielrichtung jenes abzulehnende Denken im „‚elfenbei- 

nernen Turm‘‘ fröhlich Urständ feiere, das fern von gesellschaftlichen Bedürfnissen ‚,‚in 

Einsamkeit und Freiheit‘ einer nicht vorhandenen Wahrheit nachjage und dabei bren- 

nendste gesellschaftspolitische Probleme übersehe. Damit wird also gegen HUM- 

BOLDT zu Felde gezogen, wogegen einzuwenden ist, daß der vielbeschworene elfen- 

beinerne Turm durchaus zweckmäßig sein kann, um in der Hektik gerade der moder- 

nen Zeit ohne unmittelbaren Druck des Alltags an Problemlösungen für die Gesell- 

schaft zu arbeiten. Ferner ist bekannt, daß dieser ‚‚elfenbeinerne Turm‘‘ auch eine Ab- 

wehrfunktion gegen unmittelbaren tagespolitischen Druck und damit gegen drohende 

gesellschaftliche Fehlentwicklungen bieten soll. Schließlich soll ja an gesellschaftspoli- 

tisch relevant erkannten Themen nicht vorbeigegangen werden, sondern es sollen eben 

diese Probleme, aber auch andere, vielleicht zunächst nur von wenigen in ihrer Dimen- 

1) Vgl zu diesem - etwas unterschiedlich verwendeten - Terminus etwa PERNTHALER, Raumordnung und 

Verfassung, I. Bd, Schriftenreihe der österreichischen Gesellschaft für Raumforschung und Raumpla- 

nung 18, Wien 1975, 352 ff; die Belege bei MORSCHER, Rechtliche Probleme bei der Schaffung inner- 

staatlicher grenzüberschreitender Einrichtungen und Organe durch die österreichischen Bundesländer, 

Schriftenreihe des Instituts für Föderalismusforschung 8, Wien 1978, 16. Nicht zu verwechseln ist diese 

Art mit der modernen Tendenz zum „‚Regionalismus‘‘, wie ihn etwa MÜNCH, Einführung in die Ver- 

fassungsvergleichung, ZaöRV 33 (1973), 126 ff (150) beschreibt: dort stellt der Begriff Regionalismus auf 

die Region aus der Sicht des Völkerrechts im Gegensatz zur universalen (universellen) Entwicklung ab, 

bei transnationalen Gesichtspunkten geht es um den Vergleich von Teileinheiten nationaler Staaten 

(Länder, Provinzen, Kantone). 

ie
) Vel GUTTERIDGE. Gomparative Law“, Cambridge 1949; ZWEIGERT, Stichwort Rechisvergleichung, 

in: STRUPP-SCHLOCHAUER (Hg), Wörterbuch des Völkerrechts, Bd 3“, Berlin 1962, 79 ff; GON- 

STANTINESCO, Rechtsvergleichung, Bd I. Köln-Berlin-Bonn-München 1972, 331 ff, 371 

ZWEIGERT-KÖTZ, Einführung in die Rechtsvergleichung auf dem Gebiete des Privatrechts, Bd I: 

Grundlagen, Tübingen 1971, 12 ff; RHEINSTEIN, Einführung in die Rechtsvergleichung, München 

1974: KURT HANNS EBERT, Rechtsvergleichung, Bern 1978, 36 f, 172 ff. Vgl auch die umfassenden 

Hinweise bei BISCARETTI DI RUFFIA. Introduzione al diriero costituzionale komparäto“, Milano 1980, 

AfEN 1, 35 ff. 
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ston erkannte Probleme unter optimalen Bedingungen optimalen Lösungen zugeführt 
werden - genau in dem so oft beschworenen Interesse der Weiterentwicklung der 
menschlichen Gemeinschaft.? ‚‚Zweckfreie Wissenschaft‘‘ bedeutet demnach die Su- 

che nach der Wahrheit im Interesse der menschlichen Gesellschaft anstelle jener Pseu- 
dowissenschaft, die (partei)politisch gewünschte und heteronom vorgegebene Ergebnis- 
se absegnet. 

Der andere Vorwurf geht in die umgekehrte Richtung und besagt soviel, daß Wissen- 
schaft frei von jeglicher Nützlichkeitsabwägung zu sein habe. An dem ist soviel richtig, 
daß Maßstab und gleichermaßen Ziel wissenschaftlichen Bemühens nicht ein vorgege- 
benes oder angestrebtes Ziel, sondern immer nur die Wahrheit sein kann“), im übrigen 
aber Wissenschaft nur in einem intersubjektiv überprüfbaren Verfahren überhaupt 
möglich ist und damit a priori gesellschaftsbezogen sein muß. 

Unter diesen Prämissen gilt als „‚theoretisches‘‘ Ziel? der Rechtsvergleichung die Ge- 
winnung neuer (Er)Kenntnisse. Näherhin dient sie dazu, das eigene nationale Recht 
besser kennen- und verstehenzulernen. Ferner dient die Rechtsvergleichung der Erar- 
beitung allgemeiner Rechtsgrundsätze und Mindeststandards sowie einer allgemeinen 
Rechtslehre bzw. Rechtstheorie. Auch können Tendenzen der Rechtsentwicklung zeitig 
erkannt und nutzbar gemacht werden. Schließlich dürfen aber die Möglichkeiten der 
Schaffung von die nationalen Grenzen sprengenden einheitlichen Systemen und Ter- 
minologien nicht unterschätzt werden. ZWEIGERT-KÖTZ haben darauf hingewiesen, 
daß die Rechtswissenschaft auch und gerade Modelle für die Verhinderung und Lösung 
sozialer Konflikte zu erforschen und zu erarbeiten hat. Aus dieser zutreffenden Per- 
spektive wird durch Rechtsvergleichung das übliche Arsenal nationaler Lösungsmodelle 
erheblich erweitert und die Möglichkeit geboten, ‚‚die für die jeweilige Zeit und den je- 
weiligen Raum ‚bessere Lösung‘ zu erkennen. ‘‘°) 

Als besonders bedeutungsvoll und vielfältig werden die ‚‚praktischen‘‘ Ziele der 

Rechtsvergleichung angesehen.’ Sie reichen von der hier nicht näher interessierenden 

3) Daß trotz des elfenbeinernen Turmes die so gewonnenen Ergebnisse die entsprechende Publizität und 
Nutzungsmöglichkeit erlangen, dies garantiert allein schon das jedem Menschen, dem Wissenschaftler 

möglicherweise besonders innewohnende menschliche Geltungsbedürfnis. 

4) Vglauch BERNHARDT, Eigenheiten und Ziele der Rechtsvergleichung im öffentlichen Recht, ZaöRV 24 
(1964), 431 ff (434). 

5) S- mit weiteren Nachweisen - BERNHARDT, Eigenheiten und Ziele der Rechtsvergleichung im öffentli- 
chen Recht, aaO 434 ff; DAVID-GRASMANN, Einführung in die großen Rechtssysterne der Gegenwart, 
München und Berlin 1966, 8 ff; ZWEIGERT-KÖTZ, Einführung in die Rechtsvergleichung, Bd I, 12 ff; 

CONSTANTINESCO, Rechtsvergleichung, Bd II, 331 ff; BISCARETTI DI RUFFIA, Introduzione al di- 

fitto costituzionale comparato®, 4 ff. 

6) ZWEIGERT-KÖTZ, aaO 14. 

7) Vgl GUTTERIDGE, Comparative Law2, 23 ff; BERNHARDT, aaO 441 ff; ZWEIGERT-KÖTZ, Einfüh- 
rung in die Rechtsvergleichung, Bd I, 15 ff; CONSTANTINESCO, Rechtsvergleichung, Bd II, 371 ff; 

MÜNCH, Einführung in die Verfassungsvergleichung, ZaöRV 33 (1973), 126 ff (139 ff). 

12



völkerrechtlichen Seite (Ausarbeitung und Auslegung von völkerrechtlichen Verträgen; 
allgemeine Rechtsgrundsätze) bis hin zur Relevanz für den Rechtsunterricht insbeson- 
dere universitärer Art, als Hilfsmittel für die Gerichtsbarkeit und vor allem für die 

Rechtspolitik. Im Rahmen des öffentlichen Rechts spielen dabei die Gesetzgebung als 
solche, der Verfassungsbereich und die Verwaltung jene Sektoren, in welchen Rechts- 
vergleichung von oft unschätzbaren Diensten ist. Auch wenn im Bereich des öffentli- 

chen Rechts noch nicht von einer ausgedehnten und systematisch vollständigen Anwen- 

dung der Rechtsvergleichung gesprochen werden kann, kann dennoch weder im wissen- 

schaftlichen Bereich noch in der Verfassungs- und Verwaltungspraxis auf ein Minimum 

an Rechtsvergleichung verzichtet werden. 

Vorliegendenfalls handelt es sich um eine verfassungsvergleichende Arbeit mit Bezug 

auf die Aufgabenverteilung innerhalb zweier Nationalstaaten. Sie wird sich in diesem 

ersten Anlauf im wesentlichen auf die verfassungsgesetzlichen Regelungen beschränken 

müssen. Die maßgeblichen Kompetenzbestimmungen können aber in ihrer Bedeu- 

tung, Tragweite und in ihrem Urnfang im einzelnen nur unter sorgfältiger Berücksichti- 

gung der Lehre und vor allem der Rechtsprechung adäquat gewürdigt werden. Das zeigt 

am konkreten Beispiel Nutzen und gleichzeitig auch Notwendigkeit der Multifunktio- 

nalität, zu welcher Rechtsvergleichung gezwungen ist, will sie erfolgreich sein. 

In der wissenschaftlichen Literatur wird schließlich die Rechtsverernheitlichung als zen- 

trales Ziel der Rechtsvergleichung behandelt.”). Angesichts der besonderen Situation 

Südtirols und des zumindest in seinen großen Zügen abgesteckten Rahmens seiner 

Autonomie! wird diese Komponente nicht als besonders aktuell anzusehen sein. 

Hinzu tritt der Umstand, daß die Erfahrungen um eine solche Vereinheitlichung ganz 
Bi 5 ri - on N Nu- “ RN ra 

allgemein nicht allzu überschwenglich eingeschätzt werden.!'’ jedenfalis aber darf das 

8) Vgl LAVAGNA, Aspetti tecnici della comparazione costituzionale, Studi economici e giuridici in onore 

di Arcari e Salis II, Padova 1967; KRÜGER, Stand und Selbstverständnis der Verfassungsvergleichung 

heute, Verfassung und Recht in Übersee 1972, 5 ff; MÜNCH, aaO; DE VERGOTTINI, Corso di diritto 

costituzionale comparato, Bologna 1978; PIZZORUSSO, La comparazione giuridica e il diritto pubblico, 

Foro italiano 1979/V, 131 ff; BISCARETTI DI RUFFIA, Introduzione al diritto costituzionale compa- 

ratof; s auch KAISER, Vergleichung im öffentlichen Recht, ZaöRV 24 (1964), 391 ff; BERNHARDT, 

aa0. 

9) S mit zum Teil zahlreichen Hinweisen GUTTERIDGE, Comparative Law, 145 ff (betreffend nur das Pri- 

vatrecht): ZWEIGERT-KÖTZ, Einführung in die Rechtsvergleichung, Bd I, 23 ff, CONSTANTINESCO, 

Rechisvergleichung, Bd II, 421 ff, BISCARETTI DI RUFFIA, Introduzione al diritto constituzionale 

comparato“, 7. 

10) Vgl MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, Schriften zur Verwaltungswissenschaft 1, Berlin 1975. Vgl 

aber nunmehr auch den Versuch Südtirols, jene Aufgaben und Begünstigungen, die in der Zwischenzeit 

die Regionen mit Normalstatut erlangen konnten, für Südtirol zu nutzen - dazu die Hinweise weiter un- 

ten. 

11) Vgl ZWEIGERT-KÖTZ, Einführung in die Rechtsvergleichung, Bd I, 26 f. 
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Anliegen der Rechtsharmonisierung!”? nicht aus den Augen verloren werden. An eine 
solche ist aus österreichischer Sicht insbesondere auf jenen Gebieten zu denken, in de- 
nen zwar der Provinz Bozen, nicht jedoch nach dem gegenwärtigen Stand der Kompe- 
tenzverteilung den österreichischen Bundesländern Aufgaben zukommen. 

1.2. Möglichkeiten der Rechtsvergleichung 

Auf Rechtsvergleichung kann heute auch bei Arbeiten, die sich nur mit Fragen einer 
nationalen Rechtsordnung befassen, nicht mehr verzichtet werden - zumal in einem so 

kleinen Land, wie es Österreich ist. Darüber hinaus finden sich im Bereich des öffentli- 

chen Rechts zunehmend typische rechtsvergleichende Arbeiten. Rechtsvergleichung ist 
rein technisch in zwei verschiedenen Varianten möglich: Entweder in der Form des 
„leams‘‘, also durch mehrere Autoren in der Art, daß von ‚nationalen Referenten‘‘ zu 

möglichst präzise vorgegebenen und beschriebenen Themen Stellung genommen 
wird.!?) Oder aber derart, daß es» Autor integrativ zwei oder mehr nationale Rechts- 

12) Vgl CONSTANTINESCO, Rechtsvergleichung, Bd II, 424. Als Beispiele seien etwa die Bemühungen der 
Euregio Alpina um die Rechtsharmonisierung auf dem Gebiete des Naturschutzes ua im Alpenraum ver- 
wiesen. S auch ‚Allgemeine Grundsätze für die Beratung von Expertenkonferenzen der Bundesländer‘, 

beschlossen auf der Landesamtsdirektoren-Konferenz vom 17. 4. 1975; Z 3 dieser Grundsätze lautet: 

„3. Ein Sonderfall der ‚Koordinierung‘ ist die Vereinheitlichung von Rechtsvorschriften: 

Österreich ist ein Bundesstaat, d.h., daß die Staatsgewalt zwischen Ländern und Bund geteilt ist, so 
daß es Bundes- und Landesgesetze und Bundes- und Landesverordnungen gibt 

Die Gründe für das Nebeneinanderbestehen von neun verschiedenen Landesvorschriften sind weit- 
gehend die gleichen wie für die Existenzberechtigung des Bundesstaates und des Föderalismus über- 
haupt, die hier nicht erörtert werden müssen. 

Es kann nicht im Interesse der Länder liegen, ohne weiteres diese Verschiedenheit zu beseitigen, da 

ein solcher Vorgang letztlich zum Einheitsstaat, d.h., zur Beseitigung des Bundesstaates, führen 
müßte. 

Landesgesetzliche Vorschriften haben primär den speziellen Erfordernissen des Bundeslandes und 
seiner Bevölkerung gerecht zu werden. Solche von Land zu Land verschiedene Regelungen finden ih- 

te Grenze dort, wo unvertretbare Nachteile für die (allenfalls auch nur indirekt) betroffene Bevölke- 
rung zu besorgen wären, die nur durch eine akkordierte Regelung in allen Bundesländern vermieden 
werden können. 

Wenn Landesangelegenheiten Auswirkungen auf mehrere Bundesländer haben, die eine gleicharti- 
ge Regelung erheischen, so ist zunächst insbesonders der Abschluß von Vereinbarungen dieser Län- 
der gemäß Art. 15 a B-VG ins Auge zu fassen.‘‘ 

13) Vgl etwa MOSLER (Hg), Verfassungsgerichtsbarkeit in der Gegenwart, Köln-Berlin 1962; DERSELBE 
(Hg), Gerichtsschutz gegen die Exekutive, Köln usw 1969 ff; KÜLZ (Hg), Staatsbürger und Staatsgewalt 
I, Karlsrihe 1963; KAISER (Hg), Planung I - VI, Baden-Baden 1965 ff, Le Aldi e /'Europa 4, Cultura e 

politica, Mailand oJ (1975); GARNER (Hg), Planning Law in Western Europe, Amsterdam-Oxford 1975; 
LEHNE-LOEBENSTEIN-SCHIMETSCHEK (Hg), Die Entwicklung der österreichischen Verwaltungsge- 

richtsbarkeit, Wien-New York 1976; MELICHAR (Hg), Rechtsfragen des Verwaltungsverfahrens. Eine 
vergleichende Darstellung zwischen Österreich und Polen, Wien 1979; KLAUS VOGEL (Hg), Grund- 
rechtsverständnis und Normenkontrolle, Forschungen aus Staat und Recht 49, Wien-New York 1979; die 
zahlreichen Veröffentlichungen über die internationalen Kongresse für Rechtsvergleichung; ferner die 
VVDStRL mit ihrem nunmehrigen Systern der Berichterstattung aus der Sicht der Schweiz und Öster- 
reichs. 
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ordnungen zum Untersuchungsfeld wählt.!®) Beide Wege haben sichtlich Vor- und 

Nachteile. Die Entscheidung für die eine oder andere Variante hängt vom grundsätzli- 

chen Erkenntnisinteresse, den technischen, personellen und finanziellen Voraussetzun- 

gen usw ab. Die vorliegende Arbeit bezieht sich auf Teile des Verfassungsrechts nur 

zweier Staaten. Hier schien trotz der besonderen Feinheiten gerade des italienischen 

und österreichischen Verfassungsrechts die Bearbeitung durch einen Autor grundsätz- 

lich zweckmäßig. Dies, aber auch die Notwendigkeit der umfänglichen Beschränkung 

dieser Studie läßt eine Auffächerung der Arbeit bis in die feinsten Verästelungen der 

beiden Verfassungssysteme aber nicht zu. 

Ein Kompetenzenvergleich kann technisch auf verschiedenste Weise erfolgen. Ange- 

"sichts des Vorliegens eines fast taxativen Kataloges der Aufgaben der Provinz Bozen 

wird in der vorliegenden Arbeit aus Gründen der Zweckmäßigkeit an diesen ange- 
knüpft (s. Pkte. 4 und 6). 

1.3. Rechtsvergleichung Bundesstaat - dezentralisierter Einheitsstaat 

Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob es überhaupt zweckmäßig, sinnvoll und wissen- 

schaftlich ‚„‚zulässig‘' ist, rechtliche oder politische Einheiten innerhalb von Bundesstaa- 

ten mit solchen von - wenn auch dezentralisierten, wie dies bei Italien der Fall ist - Ein- 

heitsstaaten zu vergleichen. Denn verglichen werden kann ohne Zweifel eben nur ‚‚Ver- 

gleichbares‘‘'?) und üblicherweise werden Bundesstaaten mit Bundesstaaten vergli- 

chen.!P) Gegen diese letztere Auffassung und für die Sinnhaftigkeit des hier angestreb- 

ten Vergleichs vermögen aber doch hinreichende Gründe angeführt zu werden: 

Zunächst gilt es, die ganz einfache Tatsache hervorzuheben, daß schon bisher derartige 

Vergleiche durchgeführt wurden!”’ und offenbar erfolgreich waren. Vor allem aber 

kann trotz oder vielleicht gerade wegen der erkennbaren Tendenzen zur Bildung von 

immer noch weniger überschaubaren Organisationen und Gebilden international ein 

neuer und starker Trend zur Föderalisierung, Regionalisierung und Dezentralisierung 

konstatiert werden. Belegt werden kann die Richtigkeit dieser Aussage national mit 

dem Hinweis auf verstärkte Bemühungen um eine Stärkung des föderalistischen Prin- 

14) Vgl etwa MORSCHER, Naturschutz unter besonderer Berücksichtigung des Landschaftsschutzes und der 

Landschaftspflege in transnationaler Sicht, Innsbruck 1976 (vervielfältigtes Manuskript); DERSELBE, Die 

parlamentarische Interpellation in der Bundesrepublik Deutschland, in Frankreich, Großbritannien, 

Österreich und der Schweiz, JÖR 1976, 53 ff, BOTHE, Rechtsprobleme grenzüberschreitender Planung, 

AöR 1977, 68 ff, DERSELBE, Die Kompetenzstruktur des modernen Bundesstaates in rechtsvergleichen- 

der Sicht, Berlin-Heidelberg-New York 1977, KOPP, Die Vertretung der Interessen des Staates und des 

öffentlichen Interesses in anderen modernen Rechtssystemen, VwA 1980, 209 ff, 345 ff. 

15) Dieser Problemkreis bildet das zentrale Arbeitsfeld der Rechtsvergleichung; s im einzelnen die zitierten 

Arbeiten zur Rechtsvergleichung und die dort umfänglich dokumentierte Literatur. 

16) Vgl insbesondere BOTHE, Die Kompetenzstruktur des modernen Bundesstaates in rechtsvergleichender 

Sicht. 

17) Vgl GARNER (Hg), Planning Law in Western Europe; Le Alpi e /'Europa 4, Cultura e politica. 
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zips nicht nur im wissenschaftlichen!®, sondern auch im praktisch-politischen Be- 
reich.1?) Für den letzteren sind etwa zu nennen die schr weitgehenden Bemühungen 
der Bürgerinitiative „‚Pro Vorarlberg‘‘, die im Verhältnis dazu ausgewogene Fragestel- 
lung in der in Vorarlberg im Sommer 1980 stattgefundenen Volksabstimmung!”®, die 
Aktion „Pro Tirol‘, die zahlreichen öffentlichen Äußerungen führender österreichi- 
scher Bundespolitiker, und schließlich die sichtbare Intensivierung der Verhandlungen 
des Bundes mit den Vertretern der Landeshauptmännerkonferenz über die Themen- 
kreise Stärkung der Position der Länder sowie des Bundesrates. 

International kann gesagt werden, daß in den Bundesstaaten Bundesrepublik Deutsch- 
land und Schweiz das Thema ‚‚Föderalismus‘‘ ebenso praktisch-politisch wie rechtswis- 
senschaftlich permanent auf der Tagesordnung steht. In Italien, Frankreich, Bel- 
gien, Spanien und Großbritannien nimmt die Regionalisierung einen prominenten 
Platz ein. Gerade das Beispiel Italien zeigt, daß dabei zwar zunächst viele Rückschläge 
hingenommen werden müssen?!), langfristig aber durchaus die Entwicklung positiv 
beurteilt wird.??) 

18) Beispielhaft sei auf folgende Werke verwiesen, in denen sich umfangreiche Bibliographien finden: 
Schriftenreihe des Instituts für Föderalismusforschung mit zahlreichen gewichtigen Arbeiten; ESTER- 
BAUER, Kriterien föderativer und konföderativer Systeme, Wien 1976; DERSELBE (Hg), Regionalis- 
mus. Phänomen, Planungsmittel, Herausforderung für Europa. Eine Einführung, Wien 1979; FLOGAI- 
TIS, La Notion de Decentralisation en France, en Allemagne et en Italie, Biblioth&que de droit public 
CXXXI, Paris 1979; BLASCHKE (Hg), Handbuch der westeuropäischen Regionalbewegung. 
Frankfurt/M 1980: Regionalismus und Regionalpolirik, Informationen zur Raumentwicklung 198075, 
herausgegeben von der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung; PERNTHALER- 
ESTERBAUER, Der Föderalismus, in: SCHAMBECK (Hg), Das österreichische Bundes-Ver- 
fassungsgesetz und seine Entwicklung, Berlin 1980, 325 ff, EDSTA, Umsiedlung der zentralen Staatsver- 
waltung als Mittel der Regionalpolitik, Aktuelle Informationen aus Schweden 1980/254: KARL WEBER, 
Elemente eines umfassenden Föderalismusbegriffes, in: FS Klecatsky, Wien 1980, 1013 ff; DERSELBE, 
Kriterien des Bundesstaates, Schriftenreihe des Instituts für Föderalismusforschung 18, Wien 1980 
(konnte nicht mehr im einzelnen berücksichtigt werden). 

19) Sowohl wissenschaftlichen als auch praktischen Bedürfnissen dient etwa das von mehreren Bundesländern 
getragene Institut für Föderalismusforschung in Innsbruck; Institutionen mit gleicher Zielsetzung sind in 
Graz und Salzburg errichtet worden. 

19a)Vgl SCHÄFFER, Aktuelle Probleme des Föderalismus in Österreich, ÖJZ 1981, 1 ff, MORSCHER, Pro 
Vorarlberg, in: KHOL-STIRNEMANN (Hg), Österreichisches Jahrbuch für Politik 1980, München - 
Wien 1981, 31 ff. 

20) Vgl dazu die Hinweise in FN 18; für die Schweiz etwa die Nachweise bei MORSCHER, Rechtliche Proble- 

me bei der Schaffung innerstaatlicher grenzüberschreitender Einrichtungen und Organe durch die öster- 
reichischen Bundesländer; ferner HANGARTNER, Bundesstaat im Wandel, ZSR NF 97 (1978), 379 ff. 

21) TOMUSCHAT, Italien als Regionalstaat, Die Verwaltung 6 (1973), 167 ff. 

22) Dabei liegt die Betonung auf ‚, Ertwicklung‘', da die Kompetenzübertragungen von 1977 in ihrer letzten 
Auswirkung noch nicht abschließend beurteilt werden können; vgl etwa CASSESE-SERRANI, Moderner 
Regionalismus in Italien, JÖR 1978, 23 ff, SIEDENTOPF, Regionalismus in Italien, Archiv für Kommu- 
nalwissenschaft 1979, 224 ff; eher skeptisch allerdings etwa NZZ 24. 5. 1980, Fernausgabe Nr 118, 5. 
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Bei allen grundsätzlichen Unterschieden zwischen Bundesstaaten und dezentralisierten 
Einheitsstaaten scheint es deshalb unter Berücksichtigung des unter 2. in großen Zügen 
dargestellten Globalrahmens zweckmäßig und nützlich, zumindest ausgewählte Berei- 
che in Vergleich zu stellen. Denn es kann kein Zweifel bestehen, daß die Bedürfnisse 
und Wünsche der Menschen gleich sind, unabhängig davon, ob sie gegenwärtig in (al- 
lenfalls dezentralisierten) Einheitsstaaten oder in Bundesstaaten leben. Der immer lau- 
ter werdende Wunsch der Bevölkerung, überschaubaren staatlichen Einheiten gegen- 
überzustehen und die Forderung nach Beachtung des Subsidiaritätsprinzips??) sind all- 
gemeiner Natur und machen an nationalen Grenzen nicht halt. Dem entsprechend ge- 
hen diese politischen Strömungen und Bewegungen quer durch die Staaten, gleichgül- 
tig, welchem Prinzip sich die Verfassung verschrieben hat. Insoferne kann man durch- 
aus von einer ,„‚Konvergenz‘' sprechen, die auch eine Rechtsvergleichung zwischen de- 
zentralisierten Einheitsstaaten und Bundesstaaten nahelegt. 

Hinzu treten vorliegendenfalls spezifische Besonderheiten, die im Status Südtirols be- 
gründet liegen: So hat Südtirol insbesondere jahrhundertelang die gleiche Entwicklung 
mitgemacht wie die österreichischen Bundesländer. Und Südtirol wurde nach dem Er- 
sten Weltkrieg zwangsweise Italien zugeschlagen. Südtirol kommt im Rahmen des ita- 
lienischen Staatsverbandes ein Sonderstatut zu und das auf Grund langwieriger Vorar- 
beiten und Verhandlungen erlassene Sonderstatut für die Region Trentino-Südtirol?® 
gibt der Provinz Bozen nunmehr doch die Möglichkeit einer relativ autonomen und ei- 
genständigen Entwicklung. 

1.4. Das Erkenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit 

Damit ist aber auch das besondere Erkenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit angege- 
ben. Es geht dabei generell um all das, wozu Rechtsvergleichung überhaupt betrieben 
wird. Es geht ferner um die Untermauerung der Auffassung, daß ein Vergleich bundes- 
staatlich organisierter Staaten und dezentralisierter Einheitsstaaten weithin möglich 
und sinnvoll ist sowie darum, einer nationalen Lösung eine andere, allenfalls bessere Lö- 
sung gegenüberzustellen. Auch soll an die jahthundertealten Gemeinsamkeiten zwi- 
schen Südtirol und den österreichischen Bundesländern angeknüpft werden und durch 
den Vergleich der Aufgaben der Bundesländer bzw der Provinz Bozen eine Grundlage 
für weiterführende, mehr als diese Studien noch praktisch-politischen Bedürfnissen ent- 
sprechende Rechtsvergleichung geliefert werden. 

23) Diese Kategorie ist wissenschaftlich ohne Zweifel nur schwer operationalisierbar, stellt aber eine reale po- 

litische Komponente dar. Vgl zur wissenschaftlichen Seite STADLER, Subsidiaritätsprinzip und Födera- 
lismus, Freiburg/Schweiz 1951; HERZOG, Subsidiaritätsprinzip und Staatsverfassung, Der Staat 1963, 

399 ff; ISENSEE, Subsidiaritätsprinzip und Verfassungsrecht, Schriften zum Öffentlichen Recht 80, Ber- 
lin 1968; ZUCK, Subsidiaritätsprinzip und Grundgesetz, München 1968; SCHAMBECK, Österreichs Fö- 

deralismus und das Subsidiaritätsprinzip, in: FS Kolb, Veröffentlichungen der Universität Innsbruck 69, 
Innsbruck 1971, 309 ff. 

24) Vgl dazu MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, sowie 2.2. FN 7. 
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Verzichtet wird in dieser Arbeit auf eine abschließende Gesamtbewertung der Frage, ob 

denn nun letztlich die in einem Bundesstaat zusammengeschlossenen Bundesländer 

Österreichs oder die dezentralisierte Einheit Provinz Bozen mehr Kompetenzen besit- 

zen. Dies deshalb, weil sich nicht nur die im Gesamtrahmen (Punkt 2.) erörterten Ge- 

sichtspunkte einer auch nur halbwegs präzisen Messung und Quantifizierung entzie- 

hen, sondern auch deshalb, weil - wie am einen oder anderen Beispiel gezeigt wird - 

auch bei global gleicher Kompetenzlage im einzelnen doch die Grenzen schr unter- 

schiedlich verlaufen. Und schließlich auch deshalb, weil wissenschaftliches Bemühen 

nicht mit politischer Aktion verwechselt werden darf. Insoferne hoffe ich allerdings, daß 

diese Studie den Bemühungen um die Realisierung der Südtiroler Autonomie ebenso 

von Nutzen sein kann wie den Bemühungen um eine vernünftige Stärkung der Stellung 

der österreichischen Bundesländer. Sicher ist indes auch unter diesen Vorbehalten, daß 

die Zahl der von der Provinz Bozen wahrzunehmenden Sachgebiete ungleich höher ist 

als jene der österreichischen Bundesländer. 
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2. Der verfassungsrechtliche Gesamtrahmen, innerhalb dessen die Auf- 
gabenwahrnehmung erfolgt 

Ohne Zweifel kann ganz allgemein ein Teilbereich einer Rechtsordnung nur unter Be- 
dachtnahme auf die und unter ständigem Rückbezug zur Gesamtrechtsordnung adä- 
quat beschrieben und darüber hinaus allenfalls erklärt werden. Im Rahmen einer Ver- 
fassungsvergleichung bedeutet dies ganz allgemein auch das Erfordernis, nicht nur das 
komplexe Systern der Verfassung inklusive der höchstgerichtlichen Rechtsprechung mit- 
zubedenken, sondern die gesamte Sozial- und Gesellschaftsordnung. Zu berücksichti- 
gen ist also all das, was die Politikwissenschaft im einzelnen nicht bestimmt, aber doch 
treffend als ‚Politische Kultur‘‘ bezeichnet.!? Dabei spielen nicht nur etwa die auch 

zum selbstverständlichen Kanon tradierter Jurisprudenz gehörenden Kategorien und 
Problemfelder politische Parteien, Verbände, Konflikt-oder Konsensmodell usw eine 

Rolle, sondern die je verschiedene, von der Bevölkerung, ihren Einstellungen und Ver- 

haltensweisen abhängige politische, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung 
eines Staatsgebildes in ihrer unüberschaubaren Differenzierung und Ausgestaltung. 
Auch unter Einschränkung allein auf verfassungsrechtliche Aspekte ergibt sich dabei ein 
weites Spektrum von Determinanten in Bezug auf die Aufgabenverteilung. Einige we- 
sentliche derartige Aspekte sollen hier kurz angeführt werden, ohne daß auch nur im 
entferntesten ein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben würde.?) 

2.1. Dezentralisierter Einheitsstaat - Bundesstaat 

Als der grundlegende Unterschied der zu vergleichenden Systeme muß ohne Zweifel 
der schon mehrfach eiwähnte Umsiaud gelien, daß es sich bei kialien um einen ınchi 

oder weniger dezentralisierten Einheitsstaat, bei Österreich aber um einen Bundesstaat 

1) Vgl zur politischen Kultur zuletzt REICHEL, Politische Kultur - mehr als ein Schlagwort?, PVS 1980, 
382 ff. 

2) Im einzelnen soll die vorliegende, auch auf praktische Bedürfnisse abgestellte Arbeit nicht durch ins ein- 
zelne gehende literarische Hinweise überfrachtet werden. Als Grundlage für weiteres wissenschaftliches 
Bemühen können aber die einschlägigen Lehrbücher, Kommentare und Systeme des italienischen und 

österreichischen Verfassungsrechts dienen. 

Bezüglich Südtirol/Italien: 

die bei MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975. im Literaturverzeichnis 82 ff genannten Werke; ferner 
ALESSI, Principi di diritro amministrativo?, 2 Bde, Milano 1974; BOZZI, Istituzioni di dirirto 
pubblico®, Milano 1977: CRISAFULLI, Lezioni di diritto costituzionale* Padova 1976; GIZZI, Manuale 
di diritto regionale’, Milano 1976; MORTATI, Istituzioni di diritto pubblico”, Padova 1975 und 1976; 
PALLIERI, Diritto costituzionale, Milano 1976; SANDULLI, Manuale di diritro amministrativo!?, Napo- 

li 1980; VIRGA, Diritto costiruzionale®, Milano 1976 

Bezüglich Österreich: 
ERMACORA, Österreichische Verfassungslehre. Grundriß eines Studienbuchs, Studienreihe zum öffent- 

lichen Recht und zu den politischen Wissenschaften 1, Wien-Stuttgart 1970; DERSELBE, Österreichische 
Verfassungslehre II, Wien 1980; ADAMOVICH, Handbuch des österreichischen Verfassungsrechts®, 

Wien-New York 1971; WALTER, Österreichisches Bundesverfassungsrecht, Wien 1972; DRAXLER- 

WEILER, Freiheit und Recht?, Wien 1976: RINGHOFER, Die österreichische Bundesverfassung, Wien 

1977: WALTER-MAYER, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts?, Wien 1980. 

19



handelt. Unabhängig von allen Differenzen darüber, was denn eigentlich den Kern des 

österreichischen Bundesstaates ausmache und unabhängig von der als zu schwach er- 

kannten bundesstaatlichen Komponente und Stellung der Bundesländer?) ist jeden- 

falls unbestritten, daß - im Gegensatz zu den italienischen Regionen oder Provinzen, 

im Gegensatz also auch zum Vergleichsgegenstand „‚Provinz Bozen'' - die österreichi- 

schen Bundesländer an der Gesetzgebung, einschließlich Verfassungsgesetzgebung des 

Zentralstaates (=Bundes) über den Bundesrat mitwirken. Feststeht ferner, daß der 

Bundesrat im allgemeinen verfassungsrechtlich nur die Befugnis zu einem ‚‚suspensiven 

Veto‘‘ hat und der Nationalrat dieses Veto durch Beharrungsbeschluß konterkarieren 

kann. Ferner steht fest, daß fa&tisch der Bundesrat die ihm nur eingeschränkt zur Verfü- 

gung stehenden Möglichkeiten zur Verhinderung des Abbaues der Länderzuständigkeit 

bisher jedenfalls nicht genutzt hat.®) Dies gilt insbesondere auch hinsichtlich der durch 

Art 44 Abs 2 B-VG eingeräumten Möglichkeit, bezüglich Teiländerungen der Bundes- 

verfassung durch ein Drittel der Mitglieder des Bundesrates eine Volksabstimmung her- 

beizuführen. Noch nie wurde dieses bedeutsame Instrument der unmittelbaren Demo- 

kratie zum Tragen gebracht. Schließlich könnten sich aus den laufenden Verhandlun- 

gen zwischen dem Bund und den Ländern über die Erfüllung des Forderungsprogram- 

mes der Bundesländer 1976 durch verfassungsrechtliche Stärkung der Stellung des 

Bundesrates’ wesentliche Änderungen und Neuerungen ergeben. Dann wäre auch in 

Österreich in erheblichem Maße jene Bedingung erfüllt, die etwa FLEINER- 

GIACOMETII als conditio sine qua non des Bundesstaates ansehen, daß nämlich die 

gliedstaatlichen Herrschaftsverbände unter anderem ihren Kompetenzbereich mitzube- 

stimmen haben, also an der Ausübung der Kompetenz-Kompetenz mitbeteiligt sind.® 

3) Vgl dazu und zum folgenden - mit zahlreichen Belegstellen - die in FN 2 angeführten Werke, ferner 
MORSCHER, Rechtliche Probleme bei der Schaffung innerstaatlicher grenzüberschreitender Einrichtun- 

gen und Organe durch die österreichischen Bundesländer. 

4) Vgl neben den in FN 2 angeführten Auroren KOJA, Die Vertretung der Länderinteressen im Bund, in: 

Fäderative Ordnung I, Salzburg und München 1969, 9 ff; WALTER, Der Bundesrat, in: Föderative Ord- 
nung I, 199 ff; SCHAMBECK, Der Bundesrat der Republik Österreich, JÖR 1977, 215 ff; ESTER- 

BAUER, Stellung und Reform des Bundesrates in der Bundesrepublik und Österreich, BayVBl 1980, 

225 ft. 

5) In diesen Verhandlungen findet der Bereich des Bundesrates zunächst Behandlung; es wird die vielfach 

erhobene Forderung ventiliert, dem Bundesrat die Möglichkeit einzuräumen, Aufgabenverschiebungen 

zu Lasten der Länder wirksam zu verhindern, das heißt in diesem Bereich seine Zustimmung als notwen- 

dige und vom Nationalrat nicht mehr überspringbare Voraussetzung des Zustandekommens solcher Ver- 

fassungsänderungen vorzusehen. 

6) FLEINER-GIACOMETTI, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, Zürich 1949, 47. 
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2.2. Verfassungsheteronomie-Verfassungsautonomie 

Ein entscheidender Unterschied muß darin gesehen werden, daß der Provinz Bozen mit 
dem Autonomiestatut”? im großen und ganzen eine abschließende Verfassungsrege- 
Jung fix vorgegeben ist - an deren Zustandekommen sie allerdings erheblichen politi- 
schen Anteil hatte -, währenddem zwar in Österreich die Bundesverfassung sehr weitge- 
hende Regelungen auch in Bezug auf die Länder enthält, darüber hinaus aber nunmehr 
in Lehre und vor allen Dingen auch in der Rechtsprechung des VfGH der Grundsatz der 
(relativen) Verfassungsautonomie der Bundesländer als tragende Maxime für die im 
Bund vereinigten, Staaten darstellenden Bundesländer gilt.°? Daß damit der Entschei- 
dungsspielraum der österreichischen Bundesländer im Bereich der einzelnen Zuständig- 
keiten größer ist als jener der Provinz Bozen liegt auf der Hand. Demnach können die 
landesverfassungsgesetzlichen Bestimmungen nicht nur nicht als bloße Ausführungsbe- 
stimmungen zur Bundesverfassung begriffen werden?, vielmehr haben die Bundeslän- 
der - im Gegensatz zur Privinz Bozen - einen verfassungsrechtlichen Freiraum, der auch 
auf die Wahrnehmung der einzelnen Gesetzgebungs- und Verwaltungsaufgaben 
durchschlägt. Neben der damit gewonnenen Gestaltungsfreiheit muß aber vor allem 
auch der Aspekt hervorgehoben werden, daß die österreichischen Bundesländer zur 
Landesverfassungsgesetzgebung berufen sind. 

2.3. Rechtlicher Maßstab für die Disnositionen der Provinz Bozen bzw der österreichi- 
schen Bundesländer 

Neben dem unter 2.2. genannten Gesichtspunkt, allerdings damit sachlich unmittelbar 
zusammenhängend, ınuß auch allgemein der unterschiedliche Rahsren, innerhalb des- 

sen sich die einzelnen Gesetzgebungs- und Vollziehungsfunktionen entfalten können, 

7) S dazu MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975; vgl aber auch den Vorbehalt in FN 10 des Abschnit- 
tes 1. Nunmehr findet sich der ‚‚vereinheitlichte Text‘' des Autonomiestatuts - eine Art Wiederverlaut- 
barung - in GU 1972/301 bzw im ordentlichen Beiblatt (im folgenden OrdB) zum Amtsbiatt der Region 
Trentino-Südtirol (im folgenden: ABIR) 1978/59; dieses neue Autonomiestatut wird im folrenden zitiert 
als: Autonomiestacut. 

8) S KOJA, Das Verfassungsrecht der österreichischen Bundesländer, Forschungen aus Staat und Recht 1, 
Wien-New York 1967, 20 ff (23, 25), 141; PERNTHALER, Der österreichische Bundesstaat im Span- 
nungsfeld von Föderalismus und formalem Rechtspositivismus, ZÖR NF 19 (1969), 361 ff; ÖHLINGER, 
Der Bundesstaat zwischen Reiner Rechtslehre und Verfassungsrealität, Schriftenreihe des Instituts für Fö- 
deralismusforschung 2, Wien 1976; NOVAK, Ist ein ‚„Vollzugsföderalismus'' noch föderalistisch?, in: 
Historische und aktuelle Probleme des Föderalismus in Österreich, Föderalismus-Studien 1, Wien 1977, 
27 ff (35), DERSELBE, Bundes-Verfassungsgesetz und Landesverfassungstecht, in: SCHAMBECK (Hg), 
Das österreichische Bundes-Verfassungsgesetz und seine Entwicklung, Berlin 1980, 111 ff (131); RUPPE, 
Finanzverfassung im Bundesstaat, Wien 1977, 24 f; MORSCHER, Rechtliche Probleme bei der Schaffung 
innerstaatlicher grenzüberschreitender Einrichtungen und Organe durch die österreichischen Bundeslän- 
der, 42; DERSELBE, Die politischen Kontrollbefugnisse des Vorarlberger Landtages, Veröffentlichungen 
der Universität Innsbruck 119, Wien 1979, 15; VfSIg 6783/1972. 

9) Hinweise in FN 8; ferner PERNTHALER-ESTERBAUER, Die Entstehung des österreichischen Bundes- 
staates als geschichtliches Problem, Montfort 1973, 128 ff. 
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hervorgehoben werden. Dieser Rahmen gewährt in durchaus unterschiedlicher Weise 

Gestaltungs- und Entfaltungsmöglichkeiten. Er bildet schließlich auch jenen Maßstab, 
an welchem insbesondere Gesetzgebungsakte der Provinz Bozen bzw der österreichi- 

schen Bundesländer von der zentralen Regierung und schließlich vom VfGH beurteilt 

werden; dieser Maßstab und die damit gezogenen Grenzen gelten in weiterer Folge 

selbstverständlich auch für a//e Verwaltungsakte. Für die österreichischen Bundesländer 

stellen an sich allein die bundesverfassungsgesetzlichen Regelungen die maßgebliche 

Schranke dar, wobei dieses österreichische Bundesverfassungsrecht ohne Zweifel eine 

außerordentliche, kaum mehr überblickbare Ausdehnung besitzt und häufig als ‚‚Rui- 

ne‘ bezeichnet wird.! Jene Probleme, die sich aus der Rezeptionsklausel des Art 9 

B-VG!D und bezüglich der Staatsverträge aus Art 16 B-VG!?) ergeben, können jeden- 

falls für den gegebenen Zusammenhang verfassungsdogmatisch durchaus auch als sich 

aus der Bundesverfassung ergebende Grenzen begriffen werden. 

Hingegen hat die sogenannte „‚primäre‘‘1?) Landesgesetzgebung der Provinz Bozen 

neben den Verfassungsbestimmungen (Staatsverfassung und Autonomiestatut) auf 

Grund des Art 8 in Verbindung mit Art 4 des Autonomiestatuts folgende Maßstäbe zu 

berücksichtigen!® 

a) Die ‚‚Grundsätze der Rechtsordnung des Staates‘. 
b) Die ‚internationalen Verpflichtungen‘ 

c) Die „nationalen Interessen‘, eingeschlossen den ‚Schutz der örtlichen sprachlichen 

Minderheiten‘‘. 
d) Die grundlegenden Bestimmungen der wirtschaftlichen und sozialen Reformen der 

Republik. 

10) Dazu neuestens - jeweils mit zahlreichen Hinweisen - NOVAK, Reform oder Ruin der österreichischen 

Bundesverfassung?, in: Reformen des Rechts, FS 200-Jahr-Feier der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der 

Universität Graz, Graz 1979, 549 ff, KLECATSKY, Bundes-Verfassungsgesetz und Bundesverfassungs- 

recht, in: SCHAMBECK (Hg), Das österreichische Bundes-Verfassungsgesetz und seine Entwicklung, 

Berlin 1980, 83 ff; ERMACORA. Das Schicksal der österreichischen Bundesverfassung. Vom Verfassungs- 

torso zur Verfassungsruine?, in: Veröffentlichungen der Universität Innsbruck 126, Innsbruck 1981, 

12 ff. 

11) Vgl dazu die Lehrbücher und Systeme zum österreichischen Bundesverfassungsrecht, ferner zuletzt 

KÖCK, Das allgemeine Völkerrecht, in: SCHAMBECK (Hg), Das österreichische Bundes-Ver- 

fassungsgesetz und seine Entwicklung, Berlin 1980, 739 ff, 

12) S auch die Lehrbücher und Systeme zum österreichischen Bundesverfassungstecht, ferner zuletzt ROT- 

TER, Die Staatsverträge, in: SCHAMBECK (Hg), Das österreichische Bundes-Verfassungsgesetz und sei- 

ne Entwicklung, Berlin 1980, 799 ff. 

13) Vgl dazu weiter unten. 

14) Vgl neben den angeführten Werken zum italienischen Verfassungsrecht insbesondere HOSP, Die Rolle 

des italienischen Verfassungsgerichtshofes in der Erfüllung des Pariser Südtirol-Abkommens, Staatsw 

Diss Wien, Wien 1967 (hektographiertes Manuskript), 163 ff; GUTMANN, Le funzioni amministrative 

tipiche della provincia di Bolzano con particolare riferimento alle innovazioni previste dal disegno di leg- 

ge costituzionale n. 2216 del 19 gennaio 1970, Rechtsw Diss Padua 1971; FRICK, La competenza ammi- 

nistrativa della Provincia di Bolzano, Rechtsw Diss Padua (Studienjahr 1977/78, vervielfältigres Manus- 

kript), 24 ff; DUBIS, Ist unsere Autonomie in Gefahr?, Dolomiten 17. 3. 1980. 
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Angesichts der Vagheit dieser ‚‚Maßstäbe‘‘ allein kann man den Unterschied zwischen 

beiden Regelungen erkennen. Wer die Entwicklung der Südtiroler Autonomie etwas 
überblickt, wird bestätigen müssen, daß die zentralen Instanzen in Rom diese Beschrän- 

kungen durchaus nicht im Sinne der Südtiroler Autonomie ausgelegt haben.!?) Daß 
die Südtiroler Seite hier bessere Strategien hätte entwickeln können, wurde schon an- 
derwärts hervorgehoben!® , sollte aber in diesem Zusammenhang mitbedacht werden. 

2.4. Rückverweisung von bzw Einspruch gegen Landtagsbeschlüsse(n) 

Ferner ist von Bedeutung, daß zwar in Italien und in Österreich gleicherweise über die 
Verfassungsmäßigkeit bzw Verfassungswidrigkeit von Landesgesetzen letztlich allein 
der VfGH zu entscheiden hat.!).13 Sowohl das Autonomiestatut als auch die österrei- 
chische Bundesverfassung sehen jedoch gleichermaßen im Stadium der Landesgesetz- 
Werdung die Möglichkeit der ‚‚Rückverweisung‘' 19) durch die Staatsregierung bzw 
die Möglichkeit des ‚‚Einspruchs‘‘ durch die Bundesregierung? vor. Eine Rückverwei- 
sung an den Landtag kann sich gemäß Art 55 des Autonomiestatuts darauf stützen, daß 
die ‚‚Gesetzesvorlagen‘‘ ?) die provinziellen Befugnisse überschreiten oder im Gegen- 
satz zu den nationalen Interessen oder zu denen einer der beiden Provinzen der Region 
stehen. Gemäß Art 98 Abs 2 B-VG kann sich ein Einspruch der österreichischen Bun- 
desregierung gegen einen Gesetzesbeschluß des Landtages ‚‚nur‘' auf die „Gefährdung 

von Bundesinteressen‘‘ ??? berufen. Die praktische Bedeutung dieser Einflußmöglich- 
keiten der jeweiligen zentralen Regierung darf nicht unterschätzt werden, wobei auf die 
unterschiedlichen Voraussetzungen der Geltendmachung hier im einzelnen nicht ein- 
zugehen ist. Diese praktische Bedeutung wird dadurch nicht geschmälert, daß in bei- 
den Staaten letztlich die Möglichkeit der Fassung von ‚‚Beharrungsbeschlüssen‘‘ durch 

15) Vgl bezüglich des VEGH HOSP, ferner GUTMANN und FRICK, bezüglich der Rückverweisungspraxis 
durch die Römer Staatsregierung gemäß Art 55 des Autonomiestatuts DUBIS, alle in FN 14. 

16) Vgl MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 12 f (FN 10), 76. 

17) S Art 134, 136 und 137 der italienischen Staatsverfassung einerseits sowie Art 140 B-VG andererseits. 

18) Eine andere Frage ist jene nach dem unter 2.3. besprochenen Maßstab sowie jene der Interpretation der 
geltenden Kompetenzbestimmungen, die letztlich in verbindlicher Weise von den Verfassungsgerichten 

vorzunehmen ist. 

19) Art 55 des Autonomiestatuts betreffend Landesgesetze sowie Regionalgesetze der Region Trentino- 
Südtirol; vgl auch Art 127 der italienischen Staatsverfassung betreffend Regionalgesetze von Regionen 

mit Normalstatut; dazu zuletzt auch DUBIS, aaO. 

20) Art 98 Abs 2 B-VG; dazu zuletzt WEBER, Das Einspruchsrecht der Bundesregierung nach Art 98 Abs 2 

B-VG, JBl 1980, 174 ff. 

21) So Art 55 des Autonomiestatuts, zutreffend wohl „Gesetzesbeschlüsse des Landtages''. 

22) Dazu zuletzt WEBER in FN 20. 
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die Landtage gegeben ist??) , da in diesen Auseinandersetzungen zwischen der Zentrale 
und der Provinz Bozen bzw den Bundesländern alle jene juristischen Register gezogen 
werden, die letztlich auch in einem allfälligen verfassungsgerichtlichen Streitverfahren 
zum Tragen kommen. 

Im übrigen hat DUBIS darauf hingewiesen, daß allein in der Legislaturperiode 1973 / 
1978 die Römer Zentralregierung zahlreiche Gesetzesbeschlüsse des Südtiroler Landta- 
ges an diesen rückverwiesen hat.”*) Da er nur zu einem Teil seiner Ausführungen stati- 
stisches Material vorgelegt und dieses teilweise nach den Rückverweisungsgründen ge- 
gliedert hat??) , ist mir im Augenblick eine volle Statistik nicht zugänglich. Sicher aber 
ist, daß zumindest 29, schätzungsweise 50 Rückverweisungen erfolgten. Demgegenüber 
wurden laut einer Beantwortung einer schriftlichen parlamentarischen Anfrage durch 
den Bundeskanzler?°) der österreichischen Bundesregierung im Zeitraum von 1976 bis 
15. 5. 1978 388 Gesetzesbeschlüsse der Landtage vorgelegt; über 10 dieser Gesetzesbe- 
schlüsse war noch nicht Beschluß gefaßt worden, gegen 18 der verbleibenden 378 Geset- 
zesbeschlüsse a//er österreichischen Landtage hat danach die Bundesregierung Ein- 
spruch erhoben. In 6 Fällen haben daraufhin die Landtage Beharrungsbeschlüsse ge- 
faßt. Nach Angaben im 4. Föderalismusbericht sind vom 1. 1. 1969 bis 31. 12. 1978 
von der Bundesregierung 65 Einsprüche erhoben worden. 

2.5. Mitwirkungsbefugnisse, Koordination, Kooperation 

Zahllos, wenig systematisiert und wenn überhaupt nur schwer systematisierbar sind die 
gegenseitigen Beschränkungen, Verschränkungen, Mitsprache- und Mitwirkungsbefug- 
nisse zwischen dem italienischen Staat und der Provinz Bozen bzw zwischen dem Bund 
und den österreichischen Bundesländern. Diese diversen Möglichkeiten und zum Teil 
auch Notwendigkeiten des Zusammenwirkens beider Typen von Gebietskörperschaften 
sind bezüglich der im Autonomiestatut vorgesehenen Instrumente letztlich in den be- 
sonderen sprachlichen und darüber hinaus insgesamt ethnischen Gegebenheiten be- 
gründet, in Österreich hingegen im verfassungsrechtlich in Art 2 Abs 1 B-VG verbal po- 
stulierten, im übrigen doch im gesamten Verfassungssystem zum Ausdruck gelangen- 
den bundesstaatlichen Prinzip. Bei den dabei herausgebildeten unterschiedlichsten For- 
men und Abstufungen des Zusammenwirkens verschiedener Gebietskörperschaften 
spielen viele Zufälligkeiten, historische Entwicklungen, besondere, von tagespolitischen 
Bedürfnissen angeleitete Interessen und dergleichen die Ursache für eine bunte Palette 

23) S die in FN 19 und 20 angeführten Verfassungsvorschriften. Bei Geserzesbeschlüssen eines Landtages 
über Landes(Gemeinde)abgaben ist allerdings $ 9 F-VG zu beachten, wodurch dem Bund ein erweitertes 

Mirspracherecht über den „‚26-er-Ausschuß‘' eingeräumt ist. 

24) DUBIS in FN 14. 

25) Das bedeutet, daß zT überhaupt keine statistischen Angaben vorliegen, zT die Rückverweisung eines ein- 

zigen Gesetzesbeschlusses des Südtiroler Landtages aus den jeweils verschiedenen Gründen auch mehr- 

fach gezählt wird. 

26) Anfragebeantwortung 1781/AB, 11-3807 BlgNR 14. GP. 

24



vielfältiger Möglichkeiten. Sowenig systematisch und letztlich genausowenig rational 
diese und ähnliche Konstruktionen auch sein mögen, entsprechen sie offenbar doch in 
hohem Maße unterschiedlichsten praktischen Bedürfnissen.?”’ Auf alle diese, oft recht- 
lich und/oder politisch außerordentlich bedeutsamen Gestaltungsmöglichkeiten der 
Provinz Bozen bzw der österreichischen Bundesländer kann hier nicht näher eingegan- 
gen werden; vielmehr soll eine Beschränkung des Vergleichs auf die Gesetzgebungs- 
und Vollzugskompetenzen auf den einzelnen Sachbereichen erfolgen. Nur auf folgen- 
des sei hier aufmerksam gemacht: 
Für die Provinz Bozen enthält das Autonomiestatut die in diesem Zusammenhang we- 
sentlichsten Bestimmungen?®) „ wobei allerdings auch auf die Staatsverfassung Bedacht 
zu nehmen ist. Für die Befugnisse und Möglichkeiten der österreichischen Bundeslän-: 
der gibt im einzelnen die ‚‚Koordinationsliteratur‘‘ hinreichend Aufschluß.?” Nur 

beispielhaft seien ferner angeführt: 
Gemäß Art 97 Abs 2 B-VG?P kann ganz allgemein ein Landesgesetz bei der Vollzie- 
hung die Mitwirkung von Bundesorganen vorsehen, wobei dann allerdings die Zustim- 
mung der Bundesregierung erforderlich ist.??) Enger, wenn auch die wichtigsten Berei- 
che erfassend, dafür jedoch unmittelbar kraft Autonomiestatuts sind die Zugriffsmög- 
lichkeiten der Provinz Bozen??) : Zur Ausübung der in Art 20 des Autonomiestatuts an- 
geführten Angelegenheiten bedienen sich kraft eben dieser Bestimmung die Landes- 
hauptleute auch der Organe der staatlichen Polizei (oder der Ortspolizei in Stadt und 
Land); nach Art 22 des Autonomiestatuts können ua die Landeshauptleute zur Durch- 
setzung der Befolgung der Gesetze und Verordnungen der Provinz den Einsatz und die 
Unterstützung der staatlichen Polizei oder der Ortspolizei in Stadt und Land anfordern. 

27) Vgl auch MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 42 ff (46 f) 

28) Vgl die Zusammenstellung bei MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 42 ff. 

29) S - jeweils mit umfassenden weiteren Hinweisen auf die Rechtslage, Rechtsprechung und Licera- 

tur - RILL-SCHÄFFER, Die Rechtsnormen für die Planungskoordinierung seitens der öffentlichen Hand 
auf dem Gebiete der Raumordnung, ÖROK-Schriftenreihe 6, Wien 1975; DIESELBEN, Investitionspla- 
nung und Raumordnung, ÖROK-Schriftenreihe 17, Wien 1979; ERMACORA, Österreichischer Födera- 
lismus. Vom patrimonialen zum kooperativen Bundesstaat; DERSELBE, Verfassungslehre II, Wien 1980; 

MORSCHER, Möglichkeiten der Kooperation im Alpenraum aus der Sicht Österreichs, in: Ze Aldi e !'Eu- 
ropa 4, Cultura e politica Mailand 0] (1975), 265 ff, DERSELBE, Rechtliche Probleme bei der Schaffung 
innerstaatlicher grenzüberschreitender Einrichtungen und Organe durch die österreichischen Bundeslän- 
der, 30 ff; PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 2. Bd, Schriftenreihe der ÖGRR 19, Wien- 

New York 1978, 70 ff, 187 f; ADAMOVICH-FUNK, Allgemeines Verwaltungsrecht, Wien 1980, 240 ff. 

Vgl dazu - mit weiteren Hinweisen - PERNTHALER, Ist die landesgesetzliche Festlegung eines Wir- 
kungskteises der Zivil- und Strafgerichte gemäß Art 15 Abs 9 B-VG eine ‚Mitwirkung von Bundesorga- 
nen'‘ im Sinne des Art 97 Abs 2 B-VG?, JBl 1972, 68 ff. 

31) Diese Verfassungsbestimmung fingiert allerdings, daß diese Zustimmung als gegeben gilt, wenn die 
Bundesregierung nicht binnen acht Wochen von dem Tage, an dem der Gesetzesbeschluß des Landtages 
beim BKA cingelangt ist, dem Landeshauptmann mitgeteilt hat, daß die Mitwirkung der Bundesregie- 
rung verweigert wird. Vor Ablauf dieser Frist darf die Kundmachung des Gesetzesbeschlusses nur erfol- 
gen, wenn die Bundesregierung ausdrücklich zugestimmt hat. 

32) Vgl hier und zum folgenden MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 43. 

30 —
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Bei grundsätzlicher Gleichartigkeit dieser Institutsionen bestehen demnach jeweils 
recht erhebliche Abweichungen in der konkreten Regelung, wozu noch Unwägbarkei- 
ten im Praxisvollzug treten. ??) 

Grundsätzliche funktionelle Ähnlichkeiten, ebenso aber erhebliche Unterschiede in der 

konkreten Ausgestaltung können auch beim Vergleich der ‚übertragenen Verwal- 

tung‘‘ 34) gemäß Art 16 des Autonomiestatuts einerseits und der ‚‚mittelbaren Bun- 

desverwaltung‘' im Sinne des Art 102 B-VG??) andererseits erkannt werden. Nach der 
erstgenannten Bestimmung #a»» der Staat ua der Provinz Gesetzesaufgaben seiner ei- 
genen Verwaltung übertragen. Diese Übertragung von Verwaltungsbefugnissen des 
Staates kann mit ezufachem Staatsgesetz geändert oder widerrufen werden, auch wenn 
sie durch das z72 Verfassungsrang stehende Autonomiestatut (vgl etwa Art 20) erfolgt 
ist. Im Unterschied dazu 724ß sich in Österreich der Bund in allen in Art 102 Abs 2 
B-VG nicht ausdrücklich angeführten Angelegenheiten des Landeshauptmannes als Or- 
gan der mittelbaren Bundesverwaltung zur Besorgung seiner Angelegenheiten bedie- 
nen; die Errichtung von bundeseigenen Behörden für andere als die genannten Angele- 
genheiten kann nur mit Zustimmung der beteiligten Länder erfolgen. Zwar vermag ich 
nach wie vor im Hinblick auf die ausdrücklich angeordnete Weisungsgebundenheit des 
Landeshauptmannes und der ihm unteistellten Organe gegenüber den zuständigen 
Bundesorganen in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung »2c4# die 
rechtliche Bedeutung dieser Institution für das bundesstaatliche Prinzip erkennen), 
seine politische Bedeutung ist aber offenkundig. Gleiches gilt übrigens auch für die so- 
genannte „‚Auftragsverwaltung‘‘.?’? Umgekehrt kommt der Provinz Bozen auch die 
Aufgabe zu, für die Region Verwaltungstätigkeiten auszuüben.?®) 

33) Vgl in diesem Zusammenhang die durchaus kleinliche, hauptsächlich wohl auf parteipolitische und 
landsmannschaftliche Gesichtspunkte rückführbare Haltung des Bundes gegenüber einzelnen Bundes- 
ländern in Bezug auf die Anwendung des Art 97 Abs 2 B-VG, zuletzt etwa bezüglich des Vorarlberger 
RettungsG sowie des KatastrophenhilfeG, dazu Anfrage von Bundesräten 390/] - BR/80, 11-313 Blg BR, 
sowie Anfragebeantwortung 364/AB, BR 80, II-327 Blg BR, ferner betreffend $ 33 des Tiroler Camping- 
platzG, LGBl 1980/69. In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß den österreichischen Bun- 

desländern hinsichtlich bewaffneter oder uniformierter oder sonst nach militärischem Muster eingerichte- 
ter Formationen keine Zuständigkeiten zukommen (Art 10 Abs 1 Z 14 und Art 102 Abs 5 B-VG sowie 
Art II 8 5 ÜG 1929) und sie deshalb auf die Mitwirkung der Bundesorgane bei der Gesetzesvollziehung 

angewiesen sind. 

34) Auch ‚‚amministrazione delegata‘' bezeichnet, vgl MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 41. 

35) Vgl zuletzt Hinweise bei WALTER-MAYER, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts?, 

229 ff. 

36) SMORSCHER, Die parlamentarische Interpellation, Schriften zum Öffentlichen Recht 208, Berlin 1973, 
426. 

37) Vgl LANG, Bemerkungen zur sogenannten ‚„‚Auftragsverwaltung‘' in Österreich, in: FS Kolb, Veröffent- 
lichungen der Universität Innsbruck 69, Innsbruck 1971, 217 ff; WALTER-MAYER, Grundriß des öster- 

reichischen Bundesverfassungsrechts?, 232. 

38) Das kann hier nicht näher erörtert werden; vgl MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 41 £. 
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Einen rechtlich und vor allem auch politisch bedeutsamen Unterschied zwischen der Si- 
tuation der Provinz Bozen und der österreichischen Bundesländer sehe ich auch darin, 

daß nur die österreichischen Bundesländer die Befugnis zum Abschluß von Vereinba- 
rungen mit anderen Bundesländern und mit dem Bund besitzen.3?). Damit ist ihnen 
ein Instrument zu einer erheblichen Aktivierung auf allen ihnen zukommenden Aufga- 
ben in die Hand gegeben. Auch wird dadurch die Gleichstellung von Bund und Län- 
dern verdeutlicht. Darüber hinaus und vor allem können im Hinblick auf die Vereinba- 
rungsmöglichkeit auch solche Bereiche in-Landeszuständigkeit verbleiben, die einer ge- 
wissen Vereinheitlichung bedürfen. 

Schließlich scheinen nicht so sehr rechtlich, aber jedenfalls politisch die österreichischen 
Bundesländer insoferne gegenüber der Provinz Bozen bessergestellt, als die österreichi- 
schen Bundesländer ein ansehnliches ‚‚informelles‘‘, nicht auf gesetzlicher Regelung 

beruhendes Kooperations- und Koordinationsinstrumentarium entwickelt haben, wo- 

bei als wichtigste Beispiele ua die Verbindungsstelle der Bundesländer, die Ländes- 
hauptmännerkonfetenz, die Konferenzen der politischen und beamteten Referenten 
auf „len Sektoren, insbesondere die Landesamtsdirektorenkonferenz ua, gelten dür- 
fen. 

2.6. Durchführungsbestimmungen 

Die Übernahme der durch die Neuordnung des Südtiroler Autonomiestatuts der Pro- 
vinz Bozen übertragenen neuen Aufgaben erfolgt nur nach Maßgabe sogenannter 
Durchführungsbestimmungen.*') Damit ist es letztlich dem Zentralstaat in Zusam- 
menhalt mit den schon genannten Befugnissen und Möglichkeiten sowie der durch das 
Autonomiestatut selbst vorgesehenen Möglichkeiten des Abweichens von ihnen in die 
Hand gegeben, im einzelnen den Rahmen der Autonomie Südtirols abzugrenzen. Die 
einzelnen Kompetenztatbestände der Provinz Bozen müssen und können also nur im 
Lichte der zT sehr detaillierten Durchführungsbestimmungen erfaßt werden, welche ua 

39) Vgl nunmehr Art 15 aB-VG idF BGBl 1974/444, dazu zuletzt ERMACORA, Österreichischer Föderalis- 

mus. Vom patriomonialen zum kooperativen Bundesstaat; DERSELBE, Österreichische Verfassungslehre 

II; RILL, Abschluß, Transformation und Durchsetzung von Verträgen gemäß Art 15 a B-VG, in: 

MAYER-RILL-FUNK-WALTER, Neuerungen im Verfassungsrecht, Wien 1976, 27 ff; MORSCHER, 

Rechtliche Probleme bei der Schaffung innerstaatlicher grenzüberschreitender Einrichtungen und Orga- 

ne durch die österreichischen Bundesländer; ÖHLINGER, Verträge im Bundesstaat, Schriftenreihe des 

Instituts für Föderalismusforschung 9, Wien 1978. 

Vgl ERMACORA, Österreichische Verfassungslehre, Wien-Stuttgart 1970, 300 f; DERSELBE, Österrei- 

chischer Föderalismus. Vom patrimonialen zum kooperativen Bundesstaat, 154 f; DERSELBE, Österrei- 

chische Verfassungslehre II; MORSCHER, Möglichkeiten der Kooperation im Alpenraum aus der ‘Sicht 

Österreichs, aaO 315; DERSELBE, Rechtsfragen der Raumordnung in Tirol und Vorarlberg, Innsbruck 

1976 (vervielfältigtes Manuskript), 60 f. 

Vgl! MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 18, 47, 49 ff; eingehend FRICK, La competenza ammini- 

strativa della Provincia di Bolzano, 33 ff, 46 ff auf Grund des neuen Autonomiestatuts. 
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dem Staat jeweils auch bestimmte Befugnisse ausdrücklich vorbehalten. Auf diese die 
Aufgaben der Provinz verbindlich konkretisierenden Durchführungsregelungen kann 
aber im Rahmen dieser Arbeit nur sporadisch eingegangen werden. Insgesamt gilt des- 
halb für das Südtiroler Autonomiestatut ohne Zweifel in hohem Maße das, was in der 
internationalen Diskussion mit dem Schlagwort ‚‚von der Verfassungsmäßigkeit der Ge- 
setze zur Gesetzmäßigkeit der Verfassung‘‘ 2) umschrieben wurde. Sicher kennt auch 
die österreichische Verfassungspraxis ähnliches im Rahmen der sogenannten „,‚Verstei- 
nerungstheorie‘‘. Nur handelt es sich dabei letztlich aber nicht um die durch Entschei- 
de der Bundesregierung unmittelbar beeinflußbare Abgrenzung der Kompetenzen, 
sondern um eine Auslegung der Kompetenzartikel, die trotz aller Einwände eine gewis- 
se Objektivierung der Verfassungslage herbeizuführen geeignet ist. Die Besonderheit 
bei Südtirol liegt darüber hinaus darin, daß man letztlich nicht von der Gesetz-, son- 
dern von der Verwaltungsmäßigkeit der Verfassung sprechen muß! 

Hinsichtlich der Durchführungsbestimmungen ist hervorzuheben, daß sie nunmehr auf 
zahlreichen Sachgebieten erlassen worden sind.*?) Einige wenige, allerdings für die 
Südtiroler Autonomie besonders bedeutsame und zentrale Bereiche harren aber immer 
noch der ‚„‚Durchführung‘‘. Als ‚‚offene‘', zu lösende Probleme sind zu nennen:*) 

1. Gleichstellung der deutschen Sprache und Gebrauch derselben (öffentliche Verwal- 
tung, Gericht, Polizei usw); 

2. Autonome Sektion des Verwaltungsgerichtshofes Bozen; 

Ergänzende Durchführungsbestimmung über die Schule (einschließlich der Delegie- 
rung von Zuständigkeiten hinsichtlich Hochschule und postuniversitäre Kurse); 

o
s
 

Transport- und Telekommunikationswesen; 

Finanzen; 

Bergbau mit Übergang der staatlichen Beteiligung an die Autonomen Provinzen: 

Ortsnamengebung (wurde in früheren Zusammenstellungen nicht mehr genannt); 

42) Vgl LEISNER, Von der Verfassungsmäßigkeit der Gesetze zur Gesetzmäßigkeit der Verfassung, Tübingen 
1964. 

43) Vgl TRIMARCHI-BANFI, Nuove norme di attuazione statutaria per il Trentino-Alto Adige, Le Regioni 
1974, 147 ff, sowie die Zusammenstellung bei MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 18 FN 30: 
FRICK, La competenza, 51; vgl auch folgende parlamentarische Anfragen im österreichischen NR und 
deren Beantwortung (BMAA): 

966/J, 11-1887 (jeweils hier und im folgenden:) 14.GP, 950/ AB, II-2062; 1198/J, II-2317, 1175/AB, II- 
2621; 1725/J, 11-3393, 1615/AB, 11-3499; Autonome Provinz Bozen, Südtirol: Heft Nr 12/1978 behan- 
delt im einzelnen den Stand auf dem Gebiete der Erlassung der Durchführungsvorschriften und enthält 
50 ff eine Liste der erlassenen Durchführungsbestimmungen; Heft Nr 21/1980, mit einem Überblick 
über die neuen Durchführungsbestimmungen und einem Katalog der offenen Fragen; der dem Landtag 
(s dazu die Sten Prot) von RIZ vorgelegte Bericht ist wiedergegeben in Europa Ethnica 1980, 77 ff. 

—
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44) Vgl Heft 21/1980 Autonome Provinz Bozen-Südtirol sowie Europa Ethnica 1980, 77 ff. 
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Schließlich werden noch angeführt: 

8. Ergänzung bereits erlassener Durchführungsbestimmungen im Zusammenhang mit 
der Ausweitung der allgemeinen Regionalautonomie*?, der noch geschuldeten 
Überführung von Staatseigentum (von Eisenbahn und Militär verwaltete Wohnhäu- 
ser) und Überführung auf die Autonomen Provinzen aller von den Normalregionen 
ausgehenden Zuständigkeiten; 

9. Örtliche Stellenpläne für Regierungskommissatiat und Rechnungshof (Proporz). 

2.7. Staatliche Privatwirtschaftsverwaltung 

Als besonders bedeutsam muß schließlich angesehen werden, daß die Provinzen und 

Regionen Italiens bei Wahrnehmung aller ‚öffentlichen Aufgaben‘‘, auch wenn sie in 

Form der ‚staatlichen Privatwirtschaft‘‘ erfolgen, an die Kompetenzgrenzen gebunden 
sind. Der durch Art 17 B-VG demgegenüber den österreichischen Bundesländern ver- 
mittelte Vorteil darf allerdings im Hinblick auf die finanzielle Situation derselben nicht 
allzu hoch veranschlagt werden. Im Gegenteil: Die genannte Bestimmung ist bekann- 
termaßen Einfallspforte des Bundes in Kompetenzbereiche der Länder. 

45) Vgl dazu insbesondere FRICK, La competenza. 
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3. Bedeutung der Aufgaben der Region Trentino-Südtirol 

Diese rechtsvergleichende Arbeit bezieht sich auf die Aufgaben der Provirz Bozen und 
der österreichischen Bundesländer. Um zu einem den techtlichen und tatsächlichen Ge- 
gebenheiten entsprechenden Bild zu kommen, müssen auch noch die Befugnisse der 
Region Trentino-Südtirol miteinbezogen werden. Dies kann hier nicht im einzelnen, 
sondern nur stichwortartig erfolgen. Bekanntermaßen!) war auf Grund des Gruber-De 
Gasperi-Abkommens vom 5. 9. 1946, auch ‚‚Pariser Abkommen‘‘ genannt, Südtirol 

international die Autonomie zuerkannt worden. Das im Zuge des Neubaues der italie- 
nischen Verfassung beschlossene Autonomiestatut vom 25. 1. 19482 übertrug den 
Hauptteil der Aufgaben nicht den Provinzen Trient und Bozen, sondern der Region 
Trentino-Südtirol.?’ Innerhalb der Region waren aber die Südtiroler in der Minderheit. 
Dies und die Nichterfüllung weiterer Punkte des Pariser Abkommens führte in der Fol- 
ge über Siegmundskron, Attentate und UN-Befassung nach langwierigen Verhandlun- 
gen zur Neugestaltung des Autonomiestatuts. Nach dieser Neuordnung sind der Re- 
gion zwar an sich nur mehr Restbefugnisse übertragen und es liegt das Hauptgewicht 
der Kompetenzen bei den Provinzen Trient und Bozen. Dennoch darf nicht übersehen 
werden, daß die regionalen Befugnisse jedenfalls Ausnahmen von den staatlichen Zu- 
ständigkeiten bedeuten und daß darüber hinaus Südtirol über die regionalen Organe an 
den regionalen Aufgaben mitwirken kann. Es muß deshalb berücksichtigt werden, daß 
neben den im folgenden erörterten provinziellen Zuständigkeiten noch folgende Ange- 
legenheiten dezentral, und zwar durch die Region wahrgenommen werden: 

a) Eine große Zahl von Mitwirkungsbefugnissen neben den unter 2.5. dargestellten 
provinzialen Mitwirkungsbefugnissen.”) 

b) Gemäis Art 4 des Autonomiestatuts unter den dort näher genannten Voraussetzun- 
gen die primäre Gesetzgebung und die Verwaltung auf folgenden Gebieten: 

1. Ordnung der Regionalämter und des zugeordneten Personals; 

2. Ordnung der halbregionalen Körperschaften; 

3. Abgrenzung von Gemeindegebieten; 

4 . Enteignungen aus Gründen der Gemeinnützigkeit, soweit sie nicht Arbeiten 
betreffen, die vorwiegend und unmittelbar zu Lasten des Staates gehen und so- 
weit sie nicht die Sachgebiete betreffen, für die die Provinzen zuständig sind; 

5. Anlegung und Führung der Grundbücher; 

1) Vgl hier und zum folgenden die kurze Darstellung bei MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 13 ff, 
wo umfangreiche weiterführende Literatur wiedergegeben ist. 

2) GU 1948/42 = ABIR 1949/1. 

3) Früher ‚‚Trentino-Tiroler Etschland‘‘ bezeichnet. 

4) Vgl vor allem Art 6, 7 und 16 ff des Autonomiestatuts. 
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10. 

Feuerwehrdienste; 

Ordnung der sanitären Körperschaften und der Krankenhauskörperschaften; 

Ordnung der Handelskammern; 

Entfaltung des Genossenschaftswesens und Aufsicht über die Genossenschaften; 

Meliorierungsbeiträge in Zusammenhang mit öffentlichen Arbeiten, die von 
den anderen im Gebiet der Region bestehenden öffentlichen Körperschaften 
durchgeführt werden. 

c) Gemäß Art 5 des Autonomiestatuts die sekundäre Gesetzgebung?) auf folgenden 
Sachgebieten: 

1. Ordnung der Gemeinden; 

2. Ordnung der öffentlichen Fürsorge- und Wohlfahrtseinrichtungen; 

3. Ordnung der Körperschaften für Boden- und Agrarkredit, der Sparkassen und 
der Raiffeisenkassen sowie der Kreditanstalten regionalen Charakters. 

Es liegt auf der Hand, daß es sich vor allem bei den unter litb Z2, 5, 8 und 9 sowie un- 
ter lit c Z 3 angeführten Angelegenheiten um solche von größerer Bedeutung handelt, 
denen keine gleichgearteten Zuständigkeiten der österreichischen Bundesländer ent- 
sprechen. 

5) Vgl zu diesem Begriff MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 37. 
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4. Die konkrete Vorgangsweise bei der Vergleichung 

Rechtsvergleichung ist ganz allgemein nicht sinnvoll dadurch zu betreiben, daß rein äu- 
ßerlich nationale Regelungen ohne inneren Bezug gegenübergestellt werden.!) Mit 
BOTHE gilt es deshalb hervorzuheben, daß es unergiebig ist, einfach die Kompetenz- 
kataloge verschiedener Länder nebeneinanderzustellen, vielmehr bedarf es dazu grund- 
sätzlich eines einheitlichen Schemas.?! Die Besonderheit der vorliegenden Arbeit liegt 
allerdings darin, daß hier nur die Aufgaben von zwei Einheiten, nämlich der Provinz 
Bozen einerseits und der österreichischen Bundesländer andererseits verglichen werden. 
Das legt es nahe, dem Vergleich den positiv formulierten Katalog der Aufgaben der 
Provinz Bozen zugrundezulegen. Auch in einer derartigen Vorgangsweise sind genü- 
gend Schwierigkeiten zu überwinden, denn es treffen hier zwei grundlegend verschie- 
dene Systeme der Aufgabenverteilung aufeinander: 

Bundesstaaten gehen jedenfalls bei Aufteilung der Gesetzgebungsbefugnisse überwie- 
gend so vor, daß die Bundeskompetenzen ausdrücklich aufgezählt werden, während der 
nicht erwähnte ‚‚Rest‘‘ den Gliedstaaten vorbehalten ist, denen sozusagen die ‚‚Resi- 
dualkompetenz‘‘ zukommt.?) Das österreichische Systern der Kompetenzverteilung 
beruht auf dem nämlichen Prinzip. Art 15 Abs 1 B-VG formuliert die hier so genannte 
„Generalklausel‘' zugunsten der Länder, während bezüglich des Bundes die ‚‚Enume- 
rationsmethode'' gilt.*)? Im übrigen erfolgt auch in Österreich die Aufzählung der 
Bundeskompetenzen in Listen?’ , die allerdings nicht erschöpfend sind. 

Die weitere und grundlegende Schwierigkeit liegt darin, daß kraft der generalklauselar- 
tigen Umschreibung der Länderkompetenzen eben diese in der Verfassung grundsätz- 
lich nicht ausdrücklich benannt sind. Eine Ausnahme besteht nur insoferne, als be- 
stimmte Kompetenzverteilungstypen einen Sachbereich teils dem Bund, teils den Län- 
dern überweisen; dabei wird bei der angepeilten positiven Benennung der Bundeskom- 
petenz ausdrücklich auch über die Teil-Landesaufgaben abgesprochen. Prototypen da- 
für bilden die Verfassungsbestimmungen der Art 11, 12 und 14 B-VG sowie jene über 
die paktierte Gesetzgebung. Gleiches gilt dann, wenn die Pape enzverre lung bei 
Umschreibung der Bundesaufgaben bestimmte Bereiche ausdrücklich ausnimmt.°) 

1) Vgl dazu allgemein die Werke zur Rechtsvergleichung, einige angeführt oben unter 1., ferner MOR- 
SCHER, Die parlamentarische Interpellation, JÖR 1976, 53 ff. 

2) S BOTHE, Die Kompetenzstruktur des modernen Bundesstaates in rechtsvergleichender Sicht, 139. 

3) Vgl BOTHE, Die Kompetenzstruktur des modernen Bundesstaates in rechtsvergleichender Sicht, 137. 

4) S hier und zum folgenden die Lehrbücher und Systeme zum österreichischen Verfassungsrecht, ferner 
FUNK, Die grundlegenden Ordnungsprobleme im System der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung, 
JBI 1976, 449 ff; DERSELBE, Das System der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung im Lichte der Ver- 
fassungsrechtsprechung, Schriftenreihe des Instituts für Föderalismusforschung 17, Wien 1980. 

5) Eine Umkehrung dieses Prinzips besteht auf dem Gebiet des Schul- und zum Teil Erziehungswesens ge- 
mäß Art 14 Abs 1 B-VG. 

6) Vgl etwa Art 10 Abs 1 Z 6 B-VG idF BGBl 1969/27 - Ausländergrunderwerb. 
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Darüber hinaus haben die Länder den mE politisch nicht ganz ungefährlichen Weg be- 
schritten, sich Landesaufgaben durch den Bundesverfassungsgesetzgeber ausdrücklich 

„absegnen‘‘ zu lassen.’ Insgesamt aber können die Kompetenzen der österreichischen 

Bundesländer angesichts der für sie geltenden Generalklausel nicht abschließend ange- 

geben, sondern nur in etwa umschrieben werden.?) 

Der allgemeinen Bedeutung dieser Sparte wegen für die gesamte Rechts- und politische 

Ordnung wird im folgenden das Finanzwesen zwar auch in Kürze, aber eigens behan- 

delt. 

Gemäß dem Grundsatz der ‚‚Parallelität‘‘ von Gesetzgebungs- und Verwaltungszustän- 

digkeit ordnet Art 16 des Autonomiestatuts an, daß die Provinz (Region) auf den Sach- 

gebieten und in den Grenzen, innerhalb derer die Provinz (Region) Gesetzesbestim- 

mungen erlassen kann, die Verwaltung, die nach der früheren Ordnung dem Staate zu- 

stand, ausübt und die der Provinz auf Grund der geltenden Gesetze zustehenden Be- 

fugnisse aufrecht bleiben, soweit sie mit dem Statut vereinbar sind.” Es scheint des- 

halb zweckmäßig, die Gesetzgebungs- und Verwaltungszuständigkeiten auf den einzel- 

nen Sachgebieten unter einem zu behandeln. Wenn auch die österreichische Bundes- 

verfassung diesbezüglich ein Mischsystem aufweist, scheint diese Vorgangsweise zweck- 

mäßiger, da damit eine doppelte Behandlung der einzelnen Sachgebiete vermieden 

wird. 

7) S insbesondere Art III, VII und VIII des BVG BGBl 1974/444. 

8) Vgl dazu insbesondere die Zusammenstellungen bei WALTER, Österreichisches Bundesverlassungsrecht, 

206 ff: RILL-SCHÄFFER, Die Rechtsnormen für die Planungskoordinierung seitens der öffentlichen 

Hand: MORSCHER, Möglichkeiten der Kooperation im Alpenraum aus der Sicht Österreichs, aaO; 

DERSELBE, Naturschutz unter besonderer Berücksichtigung des Landschaftsschurzes und der Land- 

schaftspflege in transnationaler Sicht, Innsbruck 1976 (vervielfältigtes Manuskript); PERNTHALER, 

Raumordnung und Verfassung, I. Bd, 92 ff; MAYER, Die Kompetenzverteilung zwischen Bund und 

Ländern, in: MAYER-RIEL-FUNK-WALTER. Neuerungen im Verfassungsrecht, Wien 1976, 9 ff; 

FUNK, Das System der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung im Lichte der Verfassungsrechtspre- 

chung; SCHÄFFER, Aktuelle Probleme des Föderalismus in Österreich, ÖJZ 1981, 1 ff; WALTER- 

MAYER, Grundriß des Besonderen Verwaltungsrechts, Wien 1981. 

Vgl GIOVENCO, L’ordinamento regionale, Roma 1961, 77; FENET, La question du Tyrol du Sud, Paris 

1968, 156: GUTMANN, Le funzioni amministrative tipiche della Provincia di Bolzano; TOMUSCHAT. 

Iralien als Regionalstaat, Die Verwaltung 1973, 167 ff; MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 34, 40; 

DERSELBE, Naturschutz unter besofiderer Berücksichtigung des Landschaftsschutzes und der Land- 

schaftspflege in transnationaler Sicht, 26. 
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5. Globalvergleich; Verzicht auf detaillierte Kompetenzabgrenzungen 

Bei der Vergleichung der Kompetenzen kann es sich im übrigen selbstverständlich zu- 
nächst einmal nur um einen außerordentlich groben Überblick handeln. Die Kompe- 
tenzregeln als Mittelpunkt der Machtverteilung zwischen verschiedenen Rechtsträgern 
bildet ein außerordentlich komplexes System. Zu jeder Regelung und auch nur Teilen 
derselben gibt es zahllose offene Fragen und Probleme. Dabei spielen für die Praxis 
nicht nur die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung und die Literatur, sondern für 
Südtirol auch die im einzelnen nicht zugängliche und nicht öffentlich diskutierte Praxis 
der Römer Zentralregierung und deren Verhandlungen mit Südtiroler Spitzenpoliti- 
kern eine wesentliche Rolle. Hinzu tritt, daß das neue Autonomiestatut noch zu wenig 
lange in Kraft ist, um zu den einzelnen Kompetenzbestimmungen auch nur annähernd 
substantiierte Aussagen machen zu können; sie sind erst auf Grund eines längeren Ver- 
fassungsvollzuges möglich. 

Aus der Fülle der in Bezug auf jede Kompetenzverteilung sich ergebenden Fragenkom- 
plexe seien beispielhaft einige wichtige herausgegriffen, um zumindest deutlich zu ma- 
chen, worauf im folgenden im einzelnen nicht eingegangen werden kann: 

Die Umschreibung der einzelnen Kompetenzen des Bundes erfolgt in Bundesstaaten 
im allgemeinen nach Sachgebieten;'? gleiches gilt umgekehrt auch grundsätzlich für 
die provinzialen Befugnisse kraft des Autonomiestatuts für die Provinz Bozen. Dieses 
System wird aber nicht voll durchgehalten, sondern es kommt zur Überlagerung durch 
andere Aspekte.?? In Österreich ist das ‚‚Adhäsionsprinzip‘‘ ? , in der Schweiz sind 

die ‚‚stillschweigenden Kompetenzen‘'®) des Bundes und in Italien sind im Rahmen 
der schon erwähnten Grenzen deı provinzialen Zusiändigkelien gleicharüge Gesichis- 
punkte zu berücksichtigen.?) 

Zu all dem sind die jeweils außerordentlich spezifischen, auf die Gesamtverfassung Be- 
dacht nehmenden Gesichtspunkte zu berücksichtigen, die allesamt unter ‚‚Interpreta- 

tion der Kompetenzbestimmungen‘‘' zu subsumieren sind und zu jedem einzelnen 
Kompetenztatbestand ein umfangreiches und weit verzweigtes System von wissen- 
schaftlichen Aussagen und Meinungen sowie höchstgerichtlichen Sprüchen haben ent- 

1) Vgl für Österreich die Art 10 ff B-VG sowie an Literatur die Werke zum österreichischen Verfassungs- 
recht; für die Schweiz HANGARTNER, Die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen, 

Frankfurt/M 1974, 92 ff; allgemein für Bundesstaaten BOTHE, Die Kompetenzstruktur des modernen 
Bundesstaates in rechtsvergleichender Sicht, 128 ff, 137 ff, 224 ff. 

2) Vgl insbesondere HANGARTNER in FN 1. 

3) Vgl zuletzt WALTER-MAYER, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts?, 73; ferner 
FUNK, Das System der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung im Lichte der Verfassungsrechtspre- 
chung, 39, 63, 84 ff (dort ‚ Annexprinzip‘‘). 

4) Vgl HANGARTNER, Die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen, 73 ff. 

5) Vgl dazu oben 2.3., insbesondere FN 14. 
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stehen lassen. Die vorliegende Arbeit kann, wie gesagt, hier nur einen groben Raster 
vorlegen und muß allfällige Erkenntnisinteressen bezüglich besonders bedeutsam er- 
achteter Bereiche unberücksichtigt lassen. Erst ins einzelne gehende, hier nicht ange- 

strebte und zukünftigem Bemühen vorbehaltene Einzeluntersuchungen können dem- 
nach die präzisere Umschreibung der jeweiligen Kompetenztatbestände vornehmen.e) 

Im übrigen ist die Rechtsprechung des italienischen VFGH zum ‚,‚alten‘‘ Autonomiesta- 
tut im wesentlichen bearbeitet.°) Die Auseinandersetzungen um die Auslegung der 
neuen Kompetenzen Südtirols aber spielen sich primär nicht vor dem VfGH, sondern 
in zänem Ringen mit der Staatsregierung ab. Auf die damit verbundenen Konsequen- 
zen - etwa die Unmöglichkeit oder wesentliche Erschwerung des Zugangs zu den maß- 
geblichen Dokumenten, Nichtbearbeitung durch die Wissenschaft uä - sei besonders 

aufmerksam gemacht. 

Zu betonen ist auch, daß sowohl in Italien wie in Österreich”) der Zentralstaat bzw der 

Bund außenpolitisch - inklusive des Abschlusses von Staatsverträgen - auch auf jenen 
Sachgebieten tätig werden können, die innetstaatlich in die Zuständigkeit der Provinz 
bzw Länder fallen; diese haben an der innerstaatlichen Durchführung dieser Bereiche 
mitzuwirken. 

6) Vgl aber für die Provinz Bozen beispielsweise HOSP, Die Rolle des italienischen Verfassungsgerichtshofes 

in der Erfüllung des Pariser Südtirol-Abkommens; GUTMANN, Le funzioni amministrative tipiche della 

Provincia di Bolzano; MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975; DERSELBE, Naturschutz unter besonde- 

rer Berücksichtigung des Landschaftsschutzes und der Landschaftspflege in transnationaler Sicht; FRICK, 
La competenza amministrativa della Provincia di Bolzano; DUBIS, Ist unsere Autonomie in Gefahr?, 

aaD. 

Für Österreich die angeführten Werke zum österreichischen Bundesverfassungsrecht, ferner beispielswei- 

se SCHÄFFER, Verfassungsinterpretation in Österreich, Forschungen aus Staat und Recht 18, Wien-New 

York 1971; SCHREINER, Zum Problem der Inhaltsermittlung der Kompetenzbegriffe des B-VG, ZÖR 
1975, 165 ff; FUNK, Die grundlegenden Ordnungsprobleme im System der bundesstaatlichen Kompe- 
tenzverteilung, aaO; DERSELBE, Das System der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung im Lichte der 
Verfassungsrechtsprechung. 
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Vgl Art 10 Abs 1Z 2 B-VG (äuftere Angelegenheiten mit Einschluß der politischen und wirtschaftlichen 
Vertretungen gegenüber dem Ausland, insbesondere Abschluß aller Staatsverträge), Art 10 Abs 3 und 

Art 16 B-VG. 
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6. Die (primären) Gesetzgebungsbefugnisse sowie die darauf bezogenen 
Verwaltungszuständigkeiten 

Unter Bindung an die in Art 4 des Autonomiestatuts angegebenen, oben erörterten 
Grenzen übertragen Art 8 des Autonomiestaruts die Zuständigkeiten zur Gesetzgebung 
und Art 16 des Autonomiestatuts die Zuständigkeit zur Verwaltung der Provinz Bozen 
auf folgenden Sachgebieten') : 

6.1. Ordnung der Landesämter und des zugeordneten Personals 

Dieser Komperenztatbestand, der im übrigen bezüglich der Regionen mit Normalsta- 
tut zT günstiger formuliert ist? , muß im Hinblick auf die Praxis der Zentralregierung 
in Rom gesehen werden, Unterschiede in der Besoldung öffentlich Bediensteter abzu- 
bauen (nationales Interesse) bzw den staatlichen Reformüberlegungen zu genügen. 

In Österreich kommen grosso modo den Bundesländern auf diesen Sachgebieten seit 
der B-VG Novelle 1974/444 gleiche Befugnisse zu. Auf dem Gebiet der Verwaltungsor- 
ganisation der Länder wurden durch die genannte B-VG-Nov Art 12 Abs 121 B.VG 
sowie $ 3 Abs 2 letzter Satz des V-ÜG 1920 ersatzlos aufgehoben und für die Länder 
grundsätzlich das Prinzip der selbständigen Organisationshoheit eingeführt.?) Eine we- 
sentliche Durchbrechung dieses Prinzips sieht allerdings der neugeschaffene Art 15 Abs 
10 B-VG vor. Danach dürfen Landesgesetze, durch die die bestehende Organisation der 
Behörden der allgemeinen staatlichen Verwaltung in den Ländern geändert oder neu 
geregelt werden, nur mit Zustimmung dei Bundesregierung kundgemacht werden.” 
Im übrigen hat das ‚‚Lebensmittelerkenntnis‘‘ des VEGH°) das auch schon vorher er- 
kannte Problem der Abgrenzung des Organisationsrechts von den behördlichen Zustän- 
digkeitstegelungen besonders deutlich aufgezeigt, und damit die Grenzen des Sachbe- 
reiches Landesverwaltung markiert. 

1) Vglhier und zum folgenden neben den bei MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, zitierten Arbeiten 
insbesondere FRICK, La competenza amministrativa della Prövincia di Bolzano: DUBIS, aal: ferner die 
zahlreichen Äußerungen der Spitzenpolitiker der Provinz Bozen, vor allem auch im Südtiroler Landtag 
und hier insbesondere wieder anläßlich der Grundsätzdebätten und der Erörterung der Budgets. 

2) Vgl FRICK, La competenza amministrativa della Provincia di Bolzano, 81 ff. 

3) Vgl im einzelnen die genannte Bundesverfassungs-Novelle sowie NOVAK, Bundes-Verfas- 
sungsgesetznovelle 1974 und Verwaltungsorganisation, ÖJZ 1975, 281 ff: PERNTHALER, Die Zustän- 
digkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern auf dem Gebiet der Verwaltungsorganisation, Schriften- 
reihe des Instituts für Föderalismusforschung 1, Wien 1976; DERSELBE, Raumordnung und Verfassung, 
2. Bd, 174 fi; WALTER-MAYER, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts?, 223 ff. 

4) S dazu im einzelnen PERNTHALER in FN 3. 

5) VfSIg 8466; dazu zuletzt MATZKA, Organisationskriterien in der österreichischen Verwaltungsrechtsord- 
nung, JBl 1980, 505 ff; zum zugrundeliegenden Problem schon PERNTHALER, Die Zuständigkeitsver- 
teilung zwischen Bund und Ländern auf dem Gebiet der Verwaltungsorganisation, 19 ff, 34: DERSELBE, 
Raumordnung und Verfassung, 2. Bd, 175; WALTER-MAYER, Grundriß des österreichischen Ver- 
waltungsverfahrenstechts“, Wien 1980, 12 

—
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Aber auch im Bereich des Dienst- und Personalvertretungstechts brachte die Verfas- 

sungsnovelle 1974 erhebliche Veränderungen zugunsten der Länder, die in der Neufas- 

sung des Art 21 B-VG ihren Niederschlag gefunden haben. Diese Bestimmung über- 

trägt den Ländern ausdrücklich - allerdings mit Ausnahmen - die Gesetzgebung und 

Vollziehung in den Angelegenheiten des Dienstrechtes und des Personalvertretungs- 

rechts der Bediensteten der Länder, Gemeinden und der Gerneindeverbände. Aller- 

dings müssen die Bundesländer einerseits auf die Bundesregelungen Bedacht nehmen, 

um die Einheitlichkeit des Dienstrechts zu gewährleisten und den Wechsel zwischen 

dem Dienst beim Bund, den Ländern, den Gemeinden und Gemeindeverbänden zu er- 

möglichen, andererseits verbleiben dem Bund erhebliche Bereiche. Dazu zählen die 

Vorbehalte auf dem Schul- und Erziehungswesen (Art 14 B-VG), die Möglichkeit des 

Bundes, einheitliche Amtstitel festzulegen sowie vor allem die gemäß Art 21 Abs 2 

B-VG nur beschränkte Regelungsbefugnis der Länder auf dem Gebiet des Dienstver- 

tragsrechts. Zu letzterer Einschränkung der Landeszuständigkeiten ist nunmehr auch 

das Erk des VfGH 12. 6. 1980, K II-2/79 zu beachten, dessen Tragweite aber hier nicht 

erörtert werden kann; gleiches gilt für die B-VG-Nov BGBl 1981/350. 

Der Vergleich der behandelten Kompetenzen zwischen der Provinz Bozen sowie der 

österreichischen Bundesländer zeigt deshalb eine gewisse grundsätzliche Übereinstim- 

mung. Die Aufgaben der österreichischen Bundesländer zeigen aber ausdrückliche En- 

klaven des Bundes, die allerdings für die Provinz Bozen in den allgemeinen Vorbehal- 

ten zugunsten des Staates eine gewisse Entsprechung finden. Darüber hinaus kommen 

den Bundesländern aber erhebliche Aufgaben auf dem Gebiet des Gemeindewesens im 

weiteren Sinne zu: nämlich bezüglich des Dienst- und Besoldungsrechts der Bedienste- 

ten der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie - unter Bindung an die Verfassungs- 

bestimmungen, insbesondere an die Art 115 ff B-VG - der Gemeindeorganisation. 

Hingegen ist kraft Art 5 des Autonomiestatuts die Ordnung der Gemeinden der Region 

in „sekundärer Gesetzgebung‘' - das heißt: zusätzlich zu den genannten allgemeinen 

Bindungen im Rahmen der Grundsatzregelungen des Staates - und in Vollziehung 

übertragen. 

6.2. Ortsnamengebung, mit der Verpflichtung zur Zweisprachigkeit im Gebiet der 

Provinz Bozen’) 

Die Bedeutung dieser Kompetenz kann nur aus der typischen Minderheitensituation 

der deutschen Volksgruppe in Italien, insbesondere aus der leidvoll erlebten Italienisie- 

rungspolitik des Faschismus begriffen werden. Es ist jedoch zu beachten, daß die Ord- 

nung der Gemeinden in die sekundäre Gesetzgebungskompetenz der Regzon fällt (Art 

6) Vgl zuletzt WALTER-MAYER, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungstechts?, 237 ff. 

7) Vgl Art 99 ff, insbesondere Art 101 des Südtiroler Autonomiestatuts; zur Rechtsprechung des VFGH 

HOSP, Die Rolle des italienischen Verfassungsgerichtshofes, 341 ff. 
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5 Z 1 des Autonomiestatuts); ferner sieht Art 7 des Autonomiestatuts vor, daß ducch 
Regionalgesetz nach Befragen der betroffenen Bevölkerung neue Gemeinden errichtet 
und ihre Gebietsabgrenzungen und Berennungen geändert werden können. 

In Österreich fällt die Gestaltung der Namen von Gemeinden und Ortschaften als Teil 
des Gemeinderechts grundsätzlich in die Zuständigkeit der Länder.?) Allerdings be- 
steht eine wesentliche, auf der Verfassungsbestimmung des Art 7 Z 3 des Staatsvertrages 
von Wien beruhende Ausnahme. Nach der genannten Bestimmung werden in den 
Verwaltungs- und Gerichtsbezirken Kärntens, des Burgenlandes und der Steiermark 
mit slowenischer, ktoatischer oder gemischter Bevölkerung die Bezeichnungen und 
Aufschriften topographischer Natur sowohl in slowenischer oder kroatischer Sprache wie 
in Deutsch verfaßt. Nach VfSlg 3314 fällt aus dem Titel des Kompetenztatbestandes 
„„Bundesverfassung‘' in Art 10 Abs 1Z 1 B-VG auch die Erlassung von Ausführungsge- 
setzen hiezu in die Bundeszuständigkeit. Nach einem zunächst jedenfalls mißglückten 
Versuch?) ist inzwischen eine Neuregelung des Gegenstandes erfolgt!?, hinsichtlich 
derer die politische Zustimmung der betroffenen Minderheit allerdings noch aussteht. 
Sosehr sich nun in vielen Dingen die Minderheitenproblematik in Südtirol einerseits 
und in Kärnten sowie im Burgenland andererseits gleichen, besteht dennoch der we- 
sentliche Unterschied darin, daß das Beziehungsgeflecht, aus welchem sich der Minder- 
heitenstatuts ergibt, ein spezieller ist; das mag auch die rechtlich unterschiedliche Kom- 
petenzlage auf diesem politisch sensiblen Sektor erklären. 

6.3. Schutz und Pflege der geschichtlichen, künstlerischen und volklichen Werte!” 

Dem Kern der Sache nach handelt es sich dabei um Angelegenheiten des Denkmal- 
schutzes sowie des Schutzes des Vo/ks- bzw Brauchtums. Ausgenommen von diesem 
Kompetenztatbestand sind gemäß Art 109 ‚Güter, die die geschichtlichen und künst- 
lerischen Werte von internationalem Interesse darstellen‘‘ und mittels Durchführungs- 
bestimmungen bezeichnet werden. !?) 

8) Vgl zuletzt NEUHOFER, Handbuch des Gemeinderechts, Forschungen aus Staat und Recht 22, Wien- 
New York 1972, 92 ff. 

9) BGBl 1972/270. 

10) Vgl das BG 7. 7. 1976, BGBl 396, über die Rechtsstellung von Volksgruppen in Österreich (Volksgrup- 
penG) sowie die Verordnungen BGBl 1977/306-308. 

11) Vgl vor allem das Dekret des Präsidenten der Republik 20. 1. 1973 Nr 48, OrdB GU 1973/84 = ABIR 
1979/49; Dekret des Präsidenten der Republik 1. 11. 1973 Nr 690, GU 1973/296 = ABIR 1979/49: an 
Literatur s hier und zu 6.4. insbesondere HÄBERLE, Kulturverfassungsrecht im Bundesstaat, Schriften- 
reihe des Instituts für Föderalismusforschung 16, Wien 1980; für Südtirol FRICK, La competenza, 102 ff; 
ferner die ganz besonders gelungenen H 25 und 27 Autonome Provinz-Bozen-Südtirol. 

12) Vgl die in FN 11 genannten Durchführungsbestimmungen. 
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Angelegenheiten des Denkmalschutzes sind in Österreich nach Art 10 Abs 1713 B-VG 
Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung;!?? hier entspricht demnach der Zu- 

ständigkeit der Provinz Bozen keinerlei Zuständigkeit der österreichischen Bundeslän- 

der. 

Insoweit unter dem Teilaspekt des Schutzes und der Pflege der ‚‚volklichen Werte‘‘ der 

Landesbrauch miterfaßt wird, besteht auch in Österreich Landeszuständigkeit.!®) 

6.4. Örtliche Sitten und Bräuche sowie kulturelle Einrichtungen (Bibliotheken, Akade- 
mien, Institute, Museen) provinzialen Charakters; örtliche künstlerische, kulturel- 

le und bildende Veranstaltungen und Tätigkeiten; in der Provinz Bozen können 

hierfür auch Hörfunk und Fernsehen verwendet werden, unter Ausschluß der Be- 

fugnis zur Errichtung von Hörfunk- und Fernsehstationen. 

Mit dieser Bestimmung wird der Provinz Bozen ein ganzes Bündel von Aufgaben über- 

tragen. Trotz der Vielfältigkeit dieser Aufgaben können die damit erfaßten Bereiche 

global als solche des ‚‚Kulturwesens‘“ umschrieben werden. Mit diesen Kompetenzen 

soll der Provinz die Möglichkeit gegeben werden, die kulturelle Entwicklung der deut- 

schen Volksgruppe in Autonomie, Eigenständigkeit und Freiheit zu gewährleisten. Es 

gilt aber hervorzuheben, daß der Provinz Bozen nur Ter/bereiche dieser Sachgebiete zur 

Regelung überlassen werden, indem auf ‚‚ört/iche‘‘ Sitten und Bräuche bzw auf den 

bprovinzialen Charakter abgestellt wird. Darüber hinaus verbleiben maßgebliche Berei- 

che in der Zuständigkeit des Zentralstaates. Ferner enthält das Autonomiestatut selbst 
an zahlreichen Stellen, vor allem aber enthalten die konkreten Durchführungsbestim- 

mungen maßgebliche Einschränkungen der provinzialen Befugnisse. Die Aufspaltung 

der Sachgebiete erfolgt mittels unbestimmter Rechtsbegriffe und läßt deshalb einen er- 

heblichen Beurteilungs- und damit Konfliktspielraum offen. Im Gegensatz dazu 

kommt auf den angegebenen Gebieten in Österreich den Ländern - sofern überhaupt - 

in umfassender Weise die Kompetenz zu; im einzelnen gilt dabei: 

a. Den ‚‚örtlichen Sitten und Bräuchen‘‘ entspricht in Österreich der - etwas umfas- 

sendere - Bereich der ‚‚Volkstumspflege‘', der in Gesetzgebung und Vollziehung den 

Ländern zur Besorgung zukommt.!?’ Nach VfSig 3234 und 3421 ist die Pflege des 

Volkstanzes und der Volkstracht keine Angelegenheit des Volksbildungswesens, son- 

dern fällt unter die Generalklausel des Art 15 Abs 1 B-VG. Angesichts der besonders 

13) Vgl KLECATSKY, Das österreichische Bundesverfassungsrecht2, Wien 1973, 126 f;, PERNTHALER, 

Raumordnung und Verfassung, 1. Bd, 191, 196. 

14) Vgl dazu unten 6.4. 

15) Wenn an dieser Stelle und im folgenden die Kompetenzregelungen des Autonomiestatuts auf „örtlich‘‘ 

abstellen, ist damit nicht jene spezifische Konkretisierung gemeint, wie sie auf Grund der österreichi- 

schen Bundesverfassung (Art 115 ff) in der Unterscheidung örtlich und überörtlich begründet ist. 
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tragischen Vorfälle von Gewaltanwendung im Vorfeld der Beilegung des Konfliktes um 
Südtirol, aber auch im Hinblick auf die neuesten, mit aller nur erdenklicher Entschie- 

denheit abzulehnenden Gewaltakte in Südtirol bedarf es der besonderen Hervorhe- 
bung, daß der folgende Hinweis nicht mit irgendeinem Hintergedanken, sondern der 
Gebotenheit von der Sache her gegeben wird: Der VfGH hat in Slg 5092 anläßlich einer 
Kompetenzfeststellung nach Art 138 Abs 2 B-VG in allgemein verbindlicher Weise den 
Rechtssatz geprägt, daß die Regelung des unter Verwendung von Schieß- und Spreng- 
mitteln, in Sonderheit von Pulver, betriebenen Böllerschießwesens gemäß Art 10 Abs 1 

Z 7 B-VG - ‚„‚Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwesen, Schießwesen‘‘ - Bundessa- 

che in Gesetzgebung und Vollziehung ist. Der VfGH hält es aber ausdrücklich auch für 
möglich, das Böllerschießen unter Verwendung von Pulver landesrechtlich im Zusam- 
menhang mit einer Landessache nach Art 15 B-VG zu regeln und nannte dazu aus- 
drücklich das Zandesbrauchtum, örtliche Schaustellungen oder örtliche Sicherheitspoli- 
zei. 

b. Kulturelle Einrichtungen (Bibliotheken, Akademien, Institute, Museen) provin- 
zialen Charakters 

Auch dieser Kompetenztatbestsand stellt - wie andere - auf den provinzia/en Charakter 
ab und nimmt damit einen wesentlichen Bereich von der Zuständigkeit der Provinzen 
Bozen und Trient aus. Ursprünglich sind den österreichischen Bundesländern auch in 
diesem eingeschränkten Bereich im wesentlichen keine Gesetzgebungs- und/oder Ver- 
waltungsbefugnisse zugekommen. Bei dieser Aussage ist allerdings zu beachten, daß 
nach Art 12 Abs 1 Z 1 B-VG dem Bund die Grundsatzgesetzgebung, den Ländern hin- 
gegen die Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung unter anderem in den Angele- 
genheiten der ..Volkspflegestätten‘' zukommt; der Sinngehalt dieses Kompetenztarbe- 
standes ist aber bislang kaum erhellt worden. 

Dem von den Bundesländern lange Zeit vorgebrachten Wunsch der Beschränkung der 
Bundeskompetenz in dieser Hinsicht auf Einrichtungen des Bundes wurde durch die 
B-VG-Novelle 1974, BGBl 444, in Bezug auf künstlerische und wissenschaftliche 

Sarnmlungen und Einrichtungen entsprochen, hinsichtlich des wissenschaftlichen und 
fachtechnischen Archiv- und Bibliotheksdienstes ist aber die Bundesländer-Forde- 
rung!“ noch unerfüllt. Art 10 Abs 1 Z 13 des B-VG überträgt derzeit demnach dem 
Bund in Gesetzgebung und Vollziehung: 
Wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv- und Bibliotheksdienst; ferner Angele- 
genheiten der künstlerischen und wissenschaftlichen Sammlungen und Einrichtungen 
des Bundes. Demnach fällt die Gesetzgebung und Vollziehung hinsichtlich der Angele- 

16) Vgl dazu A/3 des Forderungsprogrammes der Bundesländer 1976; danach wird davon ausgegangen, daß 
mit der Bundeskompetenz nach Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG Vorschriften über die Eignung der Archivare 
und Bibliothekare erfaßt sind. Vgl demgegenüber VfSlg 3612, wo auf die organisatorische Seite abgestellt 
wird. Vgl zum Forderungsprogramm der Bundesländer hier und im folgenden nunmehr PERNTHALER, 

Das Forderungsprogramm der österreichischen Bundesländer, Schriftenreihe des Instituts für Föderalis- 
musforschung 19, Wien 1980. 
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genheiten der künstlerischen und wissenschaftlichen Sammlungen und Einrichtungen 
der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände usw in die Landeszuständigkeit. 

‘ In diesen Zusammenhang spielen aber auch Teilbereiche des ‚, Volksbildungswesens'‘, 
jedenfalls soweit es sich um organisatorische Aspekte handelt, eine Rolle. Die diesbe- 
zügliche Kompetenzlage ist in Österreich zumindest höchst unklar, eine Änderung der 
Rechtslage dürfte aber im wesentlichen der daktierten Gesetzgebung von Bund und 
Ländern unterliegen. !”) 

c. Örtliche künstlerische, kulturelle und bildende Veranstaltungen und Tätigkeiten 

Diesbezüglich ist zu beachten, daß die Provinz gemäß Art 9 Z 6 des Autonomiestatuts 
zur sekundären Gesetzgebung und in weiterer Folge zur Vollziehung für ‚‚öffentliche 
Vorführungen, soweit es die öffentliche Sicherheit betrifft‘‘, zuständig ist, sodaß der 

erstgenannte Kompetenztatbestand diese Sicherheitskomponente nicht erfassen kann. 

In Österreich fällt das Theater-, Kino- und Veranstaltungswesen insgesamt in die 

Gesetzgebungs- und Vollziehungszuständigkeit der Bundesländer.!® Gleiches gilt für 
das Musikwesen; ausgenommen davon sind allerdings so wichtige Bereiche wie Musik- 
unterricht an Lehranstalten sowie die Installierung von Interessenvertretungen.!?) Die 
Zuständigkeit der österreichischen Bundesländer ist demnach hier umfassender als jene 
der Provinz Bozen. Allerdings hat auch sie eine erhebliche Einschränkung hinzuneh- 
men: Nach Art 15 Abs 3 B-VG haben nämlich die landesgesetzlichen Bestimmungen 
für den örtlichen Wirkungsbereich von Bundespolizeibehörden diese in erheblichem 
Maße an der Vollziehung zu beteiligen.) 

d. Verwendung von Hörfunk und Fernsehen unter Ausschluß der Befugnis der Errich- 
tung von Hörfunk- und Fernsehstationen 

Damit ist der Provinz Bozen keine Zuständigkeit zur hoheitlichen Gestaltung dieses 
wichtigen Sachbereiches übertragen worden, vielmehr wurde dadusch zugunsten der 
Provinzen Bozen und Trient als Trägern von Privatrechten das scharf zentralistische 
Staatsmonopol gelockert. Allein auch den Möglichkeiten solcher Art können die öster- 
reichischen Bundesländer nichts Gleichwertiges entgegensetzen, kommt ihnen doch auf 
dem Sektor des Rundfunkwesens inklusive des Fernsehens £einerlei Gestaltungsmög- 

17) Vgl PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1. Bd, 137 f; PERNTHALER-WEBER, Über die 

Rechtslage auf dem Gebiet der Vollziehung des Volksbildungswesens, ZfV 1979, 458 ff; BRAUNEDER, 

Zur Kompetenzlage auf dem Gebiete des Volksbildungswesens, ZfV 1980, 209 ff. 

18) Vgl mit weiteren Nachweisen zur verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung WALTER, Österreichisches 
Bundesverfassungsrecht, 206 f; PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1. Bd, 139. 

19) VgIFN 18, insbesondere aber VfS!g 2670 und die vom VfGH - nach Art 138 Abs 2 B-VG angerufen - ge- 
prägten Rechtssätze. 

20) Das Forderungsprogramm der Bundesländer schlägt dementsprechend unter A/11 auch eine Änderung 
dieser Verfassungsbestimmung dahingehend vor, daß nur die Möglichkeit der Übertragung dieser Voll- 
zugsaufgaben vorgeschen werden soll und dies darüber hinaus in geringerem Umfang als bisher. 
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Jichkeit zu. Nach Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG fällt nämlich das Fernmeldewesen?!) in Ge- 
setzgebung und Vollziehung dem Bund zu. Der VfGH hat in Sig 2721 diesen Kompe- 
tenztatbestand außerordentlich weit zugunsten des Bundes interpretiert. Im Hinblick 
auf das Monopol des ORF und im Hinblick auf die faktischen Gegebenheiten kommt 
der Möglichkeit der Länder, im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung tätig zu wer- 
den, rein theoretischer Charakter zu.??) 

Darüber hinaus ist aber dieser Kompetenztatbestand zugunsten der Provinz Bozen 
durch die zwischenzeitliche Entwicklung überholt und bleibt hinter jenen Möglichkei- 
ten zurück, die ein grundlegendes und vielbeachtetes Urteil des italienischen VfGH er- 
öffnet hat.??? Anhängig war das diesbezügliche Gesetzesprüfungsverfahren vor dem 
italienischen VfGH durch mehrere Gerichte gemacht worden, bei denen Strafverfahren 
gegen Personen anhängig waren, die Rundfunk- bzw Fernsehsendungen in territorial 
begrenzter Weise veranstaltet hatten, ohne im Besitze einer entsprechenden Konzession 

zu sein. Der VfGH strich in seiner Entscheidung zunächst heraus, daß die Verfassungs- 

mäßigkeit des staatlichen Rundfunk- und Fernsehmonopols für Sendungen im gesarn- 
ten Staat nicht bezweifelt. worden sei und nicht bezweifelt werde. Aus den Vorentschei- 
dungen Nr 59/1960 und 225/1974 gehe klar hervor, daß die Anerkennung des Staats- 
monopols auf dem Rundfunk- und Fernsehsektor durch den VfGH die Beschränktheit 
der verfügbaren Frequenzen zur Voraussetzung gehabt habe. Da im lokalen Bereich die 
Zahl der verfügbaren Kanäle tatsächlich nicht begrenzt sei, könne dieses Argument zu- 
gunsten des staatlichen Monopols nicht weiter ins Treffen geführt werden. Der VIGH 
nahm in der Folge einen Widerspruch zu Art 3°®) und Art 21?°) der Staatsverfassung 
an. Da damit Art 41 der Verfassung - das Recht der freien wirtschaftlichen Privatinitiati- 
ve - zum Zuge komme, erfordere dies wegen des Zusammenhanges mit dem Staatsmo- 

Hinweise gab. 

21) Neufassung durch die B-VG-Novelle 1974, BGBl 444; vordem lautete der Kompetenztatbestand: ‚‚Post-, 

Telegraphen- und Fernsprechwesen‘' 

22) Vgl im übrigen die Literaturübersicht bei KLECATSKY-MORSCHER-WISIOL, Das Österreichische 
Recht X a 2/20, 3; PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1. Bd, 180, 197. 

23) Erk des italienischen VfGH 15./28. 7. 1976 Nr 202, Giurisprudenza costituzionale 1976, 1267 ff, dazu 

die Beiträge von CHIOLA, aaO 1418 ff, D'ONOFRIO, aaO 1424 ff, sowie GABRIELE, aaO 1489 ff; teil- 

weise ist dieses Erk auch abgedruckt in EuGRZ 1976, 334 f. 

24) Betreffend den Gleichheitssatz. 

25) Recht der freien Meinungsäußerung 
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6.5. Raumordnung und Bauleitpläne 

Sowohl bei der Raumordnung als auch beim eingeschränkten Gebiet der Raumplanung 
handelt es sich aus der Sicht der Raumordnungswissenschaft um umfangreiche Sachge- 
biete, die - juristisch betrachtet - in vielen traditionellen Sachmaterien ihre Regelung 
finden. Kompetenztechtlich handelt es sich danach um eine ‚komplexe Materie‘‘, wie 
etwa der österreichische VEGH in Sig 2674 zum Ausdruck gebracht hat.?°) Gleiches gilt 
aber für viele andere moderne Sachbereiche und viele andere Staaten - auch für Italien. 
Der Kompetenztatbestand ‚„‚Raumordnung und Bauleitpläne‘‘ erfaßt demnach nicht 
alles, was man von der Sache her darunter verstehen kann, sondern einen eingeschränk- 

ten, spezifischen Bereich, der seine Grenzen an anderen kompetenzrechtlich abgesi- 
cherten Sachgebieten findet. Im übrigen stützt sich in Südtirol auf diesen Kompetenz- 
tatbestand auch die Erlassung der Bauordnung. ?” 

Den österreichischen Bundesländern kommen auf dem Gebiete des Raumplanungs- 
und Baurechtes in etwa die gleichen Aufgaben zu. Sofern nämlich nicht in den dem 
Bund ausdrücklich übertragenen Aufgabenbereichen auch planerische Aspekte berück- 
sichtigt sind, sind sie auf Grund der Generalklausel des Art 15 Abs 1 B-VG in Gesetzge- 
bung und Vollziehung zur Raumplanung berufen.?® Früher war dieses von den Län- 
dern zu besorgende, in der Verfassung im Hinblick auf die zugunsten der Länder beste- 

26) Vgl dazu die folgenden Hinweise. 

27) Vgl an Materialien: Entwurf Raumordnungsplan der Autonomen Provinz Bozen, 2 Bde, Bozen 1967 

Wänner-Entwurf der Landesverwaltung); Landesordnungsprogramm Südtirol 1970, 2 Bde (,‚Expertenent- 
wurf'‘); Wirtschaftliches Entwicklungsprogramm für die Fünf-Jahres-Periode 1966-70 (29. 2. 1968); Säd- 
tirof 1981, Vorbereitendes Dokument für ein Landesentwicklungsprogramm, Bozen 1973 (Oktober); 

Landesentwicklungsprogramm I und II 1980-1981-1982, Bozen 1980; Diverse Berichte in der Reihe Au- 
tonome Provinz Bozen-Südtirol. 

An Literatur: 

CESAREO, Die Entwicklung der Wirtschaftsplanung in Italien, in: KAISER (Hg), Planung II, Baden- 

Baden 1966, 189 ff, CASSESE, Organe, Verfahren und Instrumente der Planung in Italien, ebenda 209 

ff, BENEDIKTER, Über Raumplanung in Südtirol, Der Schlern 1972, 431 ff, TREVES, Town and Coun- 

try Planning Law in Italy, in: GARNER (Hg), Planning Law in Western Europe, Amsterdam-Oxford 
1975, 229 ff; FRICK, La competenza, 140 ff. Als Beispiel für die auch in Italien gegebene Kleinlichkeit 

der Zuordnung von Aufgaben an die Provinz Bozen sei etwa angeführt, daß die Aufsicht über Bauten aus 

Stahlbeton, in gewöhnlicher oder Spannbetonweise oder in Metallbauweise dem Saar zusteht; er hat die- 

se Verwaltungsbefugnis nach Art 16 des Dekrets des Präsidenten der Republik 22. 3. 1974 Nr 381, GU 
1974/223 = OrdB ABIR 1979/62, auf die Provinzen Trient und Bozen übertragen, die diese Aufgaben 
im Namen und unter Aufsicht des Staates wahrzunehmen haben. 

Vgl MORSCHER, Planning and Building Law in Austria, aaO, 10 ff; DERSELBE, Naturschutz unter be- 

sonderer Berücksichtigung des Landschaftsschutzes und der Landschaftspflege in transnationaler Sicht, 36 
f, 39 ff; PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1. Bd; RILL-SCHÄFFER, Die Rechtsnormen für 

die Planungskoordinierung seitens der öffentlichen Hand auf dem Gebiete der Raumordnung; 
FRÖHLER-OBERNDORFER, Österreichisches Raumordnungstecht, Linz 1975; vgl ferner die Literatur- 
zusammenstellung bei ADAMOVICH-FUNK, Allgemeines Verwaltungsrecht, 148 f. 
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hende Generalklausel nicht ausdrücklich formulierte Sachgebiet unter „Bau- 
(polizei)wesen‘‘ zusammengefaßt worden??), von dem es sich erst in der Folge abgespal- 
tet und zu einer eigenen Verwaltungsmaterie entwickelt hat. Zu beachten ist darüber 
hinaus, daß auch in weiteren von den Ländern zu besorgenden Gebieten, wie insbeson- 
dere im Naturschutz, Straßenverwaltungsrecht uä planerische Befugnisse der Länder 
mitinbegriffen sind, systematisch aber traditionell außerhalb des Planungs- und Bau- 
rechts ihre landesgesetzliche Regelung finden. 

Was das Baupolizeiwesen betrifft, ist in Österreich auf die Einbrüche in die Landeszu- 
ständigkeit zugunsten des Bundes auf Grund des Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG (Bundesthea- 
ter) sowie insbesondere des Art 15 Abs 5 B-VG (bundeseigene Gebäude, die öffentli- 
chen Zwecken dienen) zu verweisen. Diesen Einbrüchen der Zentrale in Österreich, die 
nur auf einem unbegründeten Mißtrauen gegenüber den Ländern sowie überholten 
Frontstellungen zwischen Bund und Ländern beruhen und in der Sache kaum gerecht- 
fertigt erscheinen, entsprechen allerdings in Südtirol entsprechende Vorbehalte zugun- 
sten des Zentralstaates. 

Im großen und ganzen, keineswegs aber im einzelnen, sind demnach sowohl die Pro- 
vinz Bozen wie auch die österreichischen Bundesländer zur Regelung des Raumpla- 
nungs- und Baupolizeirechts zuständig, wobei es sich der Sache nach wohl - neben den 
Bereichen des Bodenrechtes insgesamt und der Kultur - um die wichtigsten Kompeten- 
zen der genannten Gebietskörperschaften handelt. Für die Provinz Bozen kommt in 
Zusammenhalt mit anderen wichtigen Kompetenztatbeständen hinzu, daß ihr damit - 

entgegen der Situation der österreichischen Bundesländer - in erheblichem Maße die 
Wirtschaftsprogrammierung (Landesentwicklungsprogramm) zusteht. 

6.6. Landschaftsschutz 

Zunächst gilt es, daran zu erinnern, daß nach Art 9 Abs 2 der italienischen Verfassung 

die Republik die Landschaft schützt. Nach allgemeiner Auffassung handelt es sich da- 
bei aber um eine Staatszielbestimmung, sodaß diese Bestimmung keinen kompetenz- 
rechtlichen Vorbehalt zugunsten des Zentralstaates bedeutet, sondern vielmehr inner- 
halb der Gesamtrechtsordnung Vorkehrungen zum Schutze der Landschaft vorzusehen 
sind.?® Die seinerzeit gegen das Südtiroler Landschaftsschutzgesetz vorgetragenen ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken?!) teilte der italienische VEGH in seiner Entscheidung 

29) S KRZIZEK, System des Österreichischen Baurechts I, Wien 1972, 87, 206: VfSlg 2674, 3031, 3269. 

3693, 4231, 5823, 6060 ua 

30) S Landschaftsschutz in neuer Form, Autonome Provinz Bozen 1, 29 ff, KLOTZNER, La tutela del paesag- 
gio nella Provincia Autonoma di Bolzano: Problemi giuridico-amministrativi, Rechtsw Diss Padua 1973, 
L ff. 

31) S dazu ZWANZIG, Rechtsgutachten über den Erlaß eines Landschaftsschutzgesetzes für die Provinz Bo- 
zen (hektographiert), Erlangen 1963; Landschaftsschutz in neuer Form, aaO 30; KLOTZNER, La tutela 
del paesaggio, 24 ff; MORSCHER, Naturschutz, 26 f; FRICK, La competenza, 142 ff. 
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136/1968 richt: Zu beachten ist auch, daß gemäß Art 8 Z 16 des Autonomiestatuts 

„Pflanzen- und Tierschutzparke‘‘ in die Gesetzgebungs- und Vollziehungszuständig- 
keit der Provinz Bozen fallen. Schließlich ist hervorzuheben, daß der Kompetenztatbe- 
stand Landschaftsschutz - ua auch im Hinblick auf die Zuständigkeiten der Regionen 
mit Normalstatut??) - relativ weif zu interpretieren ist. Von dieser weiten Kompetenz 
hat auch der einfache Gesetzgeber Gebrauch gemacht. ??) 

In Österreich sind für den Naturschutz einschließlich des Landschaftsschutzes nach der 

Generalklausel des Art 15 Abs 1 B-VG die Bundesländer in Gesetzgebung und Vollzie- 
hung zuständig.’®) 

Bei allen Unterschieden in der Feinabgrenzung kann demnach auf dem Gebiete des 
Naturschutzes im weiteren Sinne von den gleichermaßen gegebenen Zuständigkeiten 
der Provinz Bozen und der österreichischen Bundesländer ausgegangen werden. 

6.7. Gemeinnutzungsrechte 

Dabei handelt es sich im Sinne der österreichischen Rechtsterminologie um einen zen- 
tralen Bereich der Bodenrefortm gemäß Art 12 Abs 123 B-VG.??) Diesbezüglich steht 
den österreichischen Bundesländern zwar die Ausführungsgesetzgebung und die Voll- 
ziehung zu; der Bund hat zwar ‚‚nur‘‘ die Befugnis zur Grundsatzgesetzgebung, 

scheint sie aber in diesem Bereich sehr weitgehend genutzt zu haben, sodaß den Län- 
dern im allgemeinen sehr wenig Spielraum zur selbständigen Gestaltung dieses prak- 
tisch sehr wichtigen Bereiches offensteht. 

6.8. Ordnung der Mindestkultureinheiten, auch in Bezug auf die Anwendung des Ar- 
tikels 847 des Bürgerlichen Gesetzbuches; Ordnung der geschlossenen Höfe und 
der A alten Satzungen oder Gepflogenheiten beruhenden Familiengemeinschaf- 

3 ten 

Der Sache nach handelt es sich dabei aus österreichischer Sicht im Kern um das Höfe- 

und Anerbenrecht.?”! Hinzu treten Aspekte der Landwirtschaft im allgemeinen und 

32) SFRICK, La competenza, 142 ff (143). 

33) Vgl etwa MORSCHER, Naturschutz, 92 f. 

34) Vgl - mit zahlreichen Nachweisen - PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1. Bd, 103 ff; MOR- 
SCHER, Naturschutz, 20 f; DERSELBE, Fremdenverkehrs- und Naturschutzrecht, in: SPRUNG-KÖNIG 

(Hg), Das österreichische Schirecht, Innsbruck 1977, 169 ff; zahlreiche Beiträge von MELICHAR, zuletzt: 

Die Entwicklung des Naturschutzrechtes in Österreich, in: OBERNDORFER-SCHAMBECK (Hg), Ver- 
waltung im Dienste von Wirtschaft und Gesellschaft, FS Fröhler, Berlin 1980, 155 ff. 

35) S WALTER, Österreichisches Bundesverfassungsrecht, 206; PERNTHALER, Raumordnung und Verfas- 
sung, 1. Bd, 96, 162. 

36) Vgl im einzelnen MORSCHER, Naturschutz, 70 f, 266 ff. 
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der Raumplanung. In Österreich sind wesentliche Aspekte der Landwirtschaft sowie die 
Raumplanung im engeren Sinne in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache. Das 
Höferecht als solches zählt im wesentlichen zum Grundverkehrsrecht.?®) Das Grund- 
verkehrsrecht fällt nach jahrzehntelanger Rechtsprechung des VfGH in Gesetzgebung 
und Vollziehung in die Landeszuständigkeit.?” Durch Art VII der B-VG-Novelle 
1974, BGBl 444, wurde zusätzlich der Bereich des Grundverkehrs ausdrücklich den 
Ländern vorbehalten. 

Das Anerbenrecht ist bezüglich der verwaltungsbehördlichen Erfassung landwirtschaft- 
licher Betriebe, um sie einer Sondererbfolge zu unterwerfen, zur Bodenreform gemäß 
Art 12 Abs 1 Z 3 B-VG (Grundsatzgesetzgebung des Bundes, Ausführungsgesetzge- 
bung und Vollziehung der Länder) zu zählen, im übrigen aber handelt es sich um Zivil- 
rechtswesen nach Art 10 Abs 1 Z 6 B-VG“P), wobei diesbezüglich der Bund in Gesetzge- 
bung und Vollziehung zuständig ist. Art 10 Abs 2 B-VG idF der B-VG-Novelle BGBl 
1974/444 sieht nunmehr vor, daß ua in Bundesgesetzen über das bäuerliche Anerben- 
recht die Landesgesetzgebung ermächtigt werden kann, zu genau zu bezeichnenden 
einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen; das Verhältnis dieser 
Verfassungsregelung zur Verfassungsbestimmung des 8 21 des Anerbengesetzes ist in 
Art XIII der genannten B-VG-Novelle geregelt. 

Insgesamt stehen demnach die Zuständigkeiten der österreichischen Bundesländer ge- 
genüber jenen der Provinz Bozen deutlich zurück. 

6.9. Handwerk 

Dieser Aufgabenbereich der Provinz Bozen?!) erfaßt »icht auch die Einrichtung beruf- 
licher Vertretungen. Denn hierin obliegt gemäß Art 4 Z 8 des Autonomiestatuts der Re- 
gion die Ordnung der Handelskammern in primärer Gesetzgebung und Vollziehung. 

37) Vgl hier und zum folgenden insbesondere das BVG BGBl 1947/82, Art 10 Abs 2 B-VG idF der Novelle 

BGBl 1977/444, sowie Art XIII dieser Novelle; VfSig 1840, 2375, 2452. 

38) Das Tiroler HöfeG, BGBl 1928/16; 1934/38, 1962/36, 1970/35, zerfällt allerdings in einen höferechtli- 

chen Teil (88 1 bis 14) und in einen zum ‚‚Anerbenrecht‘‘ zählenden Teil; zu letzterem die weiteren 

Hinweise im Text 

39) S VfSlg 2658 sowie den in BGBl 1954/92 publizierten Rechtssatz; vorher schon VfSlg 2546, in der Folge 

VfSig 2820, 4027, 5237, 5374, 5375, 5669, 5751, 6060 uva. Zur Abgrenzung gegenüber der Bodenre- 

form vgl insbesondere VfSig 1390, 3649, 4027, zur Abgrenzung gegenüber dem Zivilrechtswesen VfSig 
2658, 5521, 5534, 8151. 

40) Vgl insbesondere VfSlg 2452. 

41) S aber im übrigen zur einschränkenden Interpretation dieser schon seit dem Jahre 1948 bestehenden 
Kompetenz der Provinz Bozen das Erk des italienischen VfGH 15. 6. 1956 Nr 6, dazu HOSP, Die Rolle 

des italienischen Verfassungsgerichtshofes in der Erfüllung des Pariser Südtirol-Abkommens, 246 ff. 
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Der Kompetenz der Provinz Bozen auf dem Bereich des Handwerkswesens entspricht 
keine Zuständigkeit der österreichischen Bundesländer. Das Handwerk zählt zu den 
Angelegenheiten des Gewerbes im Sinne des Art 10 Abs 128 B-VG und ist Bundessa- 
che in Gesetzgebung und Vollziehung. Gleiches gilt gemäß der genannten Verfassungs- 
bestimmung ua auch für die Kammern für (Handel,) Gewerbe (und Industtie). 

6.10. Geförderter Wohnbau, der ganz oder teilweise öffentlich-rechtlich finanziert ist; 

dazu gehören auch die Begünstigung für den Bau von Volkswohnhäusern in Ka- 
tastrophengebieten sowie die Tätigkeit, die Körperschaften außerprovinzialer Art 
mit öffentlich-rechtlichen Finanzierungen in den Provinzen entfalten“) 

Die Kompetenz der Provinz Bozen ist aus österreichischer Sicht im wesentlichen mit 
dem Kompetenztatbestand des Volkswohnungswesens zu vergleichen. Der Bereich des 
Volkswohnungswesens fällt in Österreich im Sinne des Art 11 Abs 1 Z 3 B-VG in Ge- 
setzgebung dem Bund, in Vollziehung den Ländern zu. Unter Volkswohnungswesen ist 
nach VfSlg 3378 die Vorsorge für die Bereitstellung von Klein- und Mittelwohnungen 
zu verstehen, wozu auch die Regelung der Wohnungsbewirtschaftung in Anschung die- 
ser Wohnungen zählt.*?) Damit sind erfaßt die sogenannten Klein- und Mittelwoh- 
nungen, das heißt Wohnungen bis 90 bzw 120 m2, bei größeren Familien bis 150 m? 
Wohnnutzfläche. Im einzelnen gehört dazu auch die diesbezügliche Baulandbeschaf- 
fung, auch im Wege der Enteignung, die Wohnraumbewirtschaftung hinsichtlich die- 
ser Wohnungen sowie der Bereich der Regelung der Gemeinnützigkeit von Wohnungs- 
gesellschaften.“*) 

Nach VfSlg 2217 fallen Maßnahmen, die mit der Finanzierung der Wohnbautätigkeit 
zusammenhängen, wie die Gewährung von Darlehen, Bürgschaftsübernahmen, Aus- 

fallshaftungen durch eine Gebietskörperschaft und dergleichen nicht unter Art 11 Abs 
123 B-VG, sondern sind als eine privatwirtschaftliche Tätigkeit der betreffenden Ge- 
bietskörperschaften nach Art 17 B-VG zu qualifizieren. Dabei ist allerdings zu beach- 
ten, daß auch diese Finanzierungsmaßnahmen Aosbeitlich geregelt sein können und in 
diesen Falle den Bestimmungen des Kompetenzkataloges unterliegen. Auf die damit 
verbundene Problematik der Kompetenzaushöhlung muß hier nicht raehr näher einge- 
gangen werden. *?) 

42) Vgl dazu auch MORSCHER, Naturschutz, 175 f; ferner HOSP, Die Rolle des italienischen Verfassungs- 

gerichtshofes, 280 ff. 

43) $ im einzelnen VfSig 2217, 3378, 3421, 3703 ua 

44) $ im einzelnen auch PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1.Bd, 128 ff sowie die in FN 43 ge- 
nannten Entscheidungen des VfGH. 

45) S auch PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1.Bd, 129 ff. 
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Außerhalb der Klein- und Mittelwohnungen ist jedoch auch die Wohnraumbewirt- 
schaftung Landessache in Gesetzgebung und Vollziehung.*®) 

Hinsichtlich der Assanierung (gleichbedeutend mit Stadterneuerung) wurde durch die 
Verfassungsbestimmung des & 35 Abs 2 des StadterneuerungsG BGBl 1974/287 dem 
Art 11 Abs 1 B-VG die neue 2 5 ‚‚Assanierung‘‘ angefügt, das heißt, daß für diesen Be- 
reich jn Gesetzgebung der Bund zuständig ist und in Vollziehung die Länder zuständig 
sind. 

Im Hinblick darauf, daß auf diesem Sachbereich österreichischerseits in erheblichem 
Maße Privatwirtschaftsverwaltung vorliegt und demnach an sich keine unüberschreitba- 
ren Kompetenzgrenzen für die Länder bestünden, andererseits aber gerade in Italien 
die Grundsätze der Rechtsordnung des Staates außerordentlich verdichtet sind, kann 
von einer gewissen Übereinstimmung der Zuständigkeiten der Provinz Bozen und der 
österreichischen Bundesländer ausgegangen werden. 

6.11. Binnenhäfen 

Bis zur B-VG-Novelle 1974, BGBl 444, fiel das Verkehrswesen ua bezüglich der Schiff- 

fahrt gemäß Art 10 Abs 1 Z9 B-VG uneingeschränkt in die Zuständigkeit des Bundes in 
Gesetzgebung und Vollziehung. Gleiches galt für die Strom- und Schiffahrtspolizei. 
Seit der genannten Novelle sind Teile der Binnenschiffahrt (Schiffahrtskonzessionen, 

Schiffahrtsanlagen und Zwangsrechte an solchen Anlagen) ebenso wie die Strom- und 
Schiffahrtspolizei auf Binnengewässern gemäß Art 11 Abs 1Z 6 B-VG hinsichtlich der 
Gesetzgebung Bundessache, hinsichtlich der Vollziehung Landessache. Ausgenommen 
davon sind aber die Bereiche Donau, Bodensee, Neusiedlersee sowie Grenzstrecken son- 

stiger Grenzgewässer. 

Im Vergleich mit der Provinz Bozen kommen demnach nunmehr den österreichischen 
Bundesländern bezüglich der Binnenhäfen erheblich weniger Kompetenzen, bezüglich 
der Schiffahrt im allgemeinen insgesamt aber mehr Kompetenzen zu. 

6.12. Messen und Märkte 

Im wesentlichen fallen diese Angelegenheiten in Österreich unter den Kompetenztat- 
bestand der Angelegenheiten des Gewerbes (und der Industrie) gemäß Art 10 Abs 128 
B-VG. Hier kommt dem Bund die Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz zu. 

46) S insbesondere VfSlg 3421. 

47) Bis dahin war der Bund nach Art 10 Abs 12 6 B-VG für die Ertergnung zu Zwecken der Assanierung zu- 
ständig; diese Bestimmung wurde durch die Verfassungsbestimmung des & 35 Abs 12 1 des Stadterneuc- 

tungsG BGBl 1974/287 beseitigt. 
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6.13. Maßnahmen zur Katastrophenbekämpfung und -soforthilfe 

Auch den österreichischen Bundesländern kommt auf diesem Sektor allgemein sowohl 
die Gesetzgebungs- wie die Vollziehungszuständigkeit zu.“®) Ferner fällt das Feuer- 
wehrwesen in Österreich in die volle Landeszuständigkeit. Allerdings erfassen verschie- 
dene Bundesmaterien auch Aspekte der Katastrophenbekämpfung (Wasserrecht, Eisen- 
bahnwesen, Kraftfahrzeugwesen). Demgegenüber überträgt Art 4 Z 6 des Autonomie- 
statuts der Regior diesen Bereich in (primärer) Gesetzgebung und Vollziehung. Aller- 
dings ist hier wieder gemäß Art 18 des Autonomiestatuts die Delegation der Verwal- 
tungsbefugnisse auf die Provinzen od/ıgatorisch. 

6.14. Bergbau, einschließlich der Mineral- und Thermalwässer, Steinbrüche und Gru- 

ben sowie Torfstiche 

a. In Österreich fällt das gesamte ‚‚Bergwesen‘‘ gemäß Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG so- 

wohl in Gesetzgebung wie in Vollziehung in die Zuständigkeit des Bundes. 

b. Der Kompetenztatbestand ‚‚Kurortewesen und natürliche Heilvorkommen‘' im 

Sinne des Art 12 Abs 1Z 1 B-VG® erfaßt auch - aber nicht nur - Mineral- und Ther- 

malwässer, sodaß einerseits den österreichischen Bundesländern diesbezüglich nur die 

Ausführungsgesetzgebung und die Vollziehung, dies dafür aber andererseits in einem 
sachlich weiteren Umfange zukommt als der Provinz Bozen. 

c. Für Steinbrüche, Gruben und Torfstiche?®) sind auch in Österreich in Gesetzge- 

bung und Vollziehung die Länder zuständig, wobei bei ersteren aber zur Hauptsache 
Beschränkungen aus der Sicht des Natur- und Landschaftsschutzes bestehen?!) wohin- 
gegen dem Bund aus dem Kompetenztatbestand Gewerbe nach Art 10 Abs 128B-VG 
maßgebliche Aufgaben zustehen. 

48) KOLB, Katastrophenbekämpfung, JBI 1961, 573 ff, ADAMOVICH, Die verfassungsrechtliche Einord- 
nung der zivilen Landesverteidigung, ÖGZ 1977, 418 ff. 

49) Ausgenommen ist die sanitäre Aufsicht, die gemäß Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG in Gesetzgebung und Voll- 
ziehung Bundessache ist; auch der Provinz Bozen kommt aber diesbezüglich keine Kompetenz zu. 

50) Vgl PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1.Bd, 99 FN 292. 

51) S auch BARTOLE, Sviluppe economico, Le Regioni 1977, 1253 ff (1257, 1261). 
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6.15. Jagd und Fischerei 

Auch in Österreich steht den Ländern auf den Gebieten der Jagd?) und Fischerei3) die 
Gesetzgebungs- und Voliziehungskompetenz zu.?®) 

6.16. Almwirtschaft sowie Pflanzen- und Tierschutzparke 

a. In Österreich ist die Almwirtschaft als Teil des Landwirtschaftsrechtes in Gesetzge- 
bung und Vollziehung Landessache??), zum Teil allerdings auch dem Kompetenztatbe- 
stand ‚‚Bodenreform ...‘‘ nach Art 12 Abs 1 Z 3 B-VG zuzuordnen. Doch ist zu beach- 
ten, daß eine gewisse Überlagerung durch einzelne Wirtschaftslenkungsgesetze des 
Bundes erfolgt. Diese enthalten jeweils in Art I eine zeitlich befristete Verfassungsbe- 
stimmung, wonach die Zuständigkeit auf den jeweils im Gesetz geregelten Gebieten 
normiert wird. Im gegebenen Zusammenhang sind insbesondere das Landwitt- 
schaftsG?) sowie das MarktordnungsG?” zu nennen. 

b. Pflanzen- und Tierschutzparke zählen aus österreichischer Sicht zum Naturschutz 
und sind in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache.?®) 

6.17. Straßenwesen, Wasserleitungen und öffentliche Arbeiten im Interessenbereich 
der Provinz 

a. Auch in Österreich obliegt dem Bund gemäß Art 10 Abs 1 Z9 B-VG in Gesetzge- 
bung und Vollziehung nur der Bereich der wegen ihrer Bedeutung für den Durchzugs- 

52) Vgl VfSlg 1712, 4348, 6209, 6828. 

53) Vgl VfSIg 5709, 5772, 7119, 7292. 

54) Daß in solchen Fällen die Gestaltungsmöglichkeiten der Provinz Bozen geringer sind als jene der österrei- 
chischen Bundesländer wird dadurch deutlich, daß die Römer Zentralregierung das G Nr 166/ 1976 des- 
halb zurückverwiesen hat, weil die Beschlagnahme einer Waffe als Sicherheitsmaßnahme in Ergänzung 
zu Strafmaßnahmen zu verstehen sei und jedenfalls in die Zuständigkeit des Staates - Strafrecht - falle. In 
Österreich bietet Art 15 Abs 9 B-VG den Ländern die Möglichkeit, bei Erforderlichkeit strafrechtliche Be- 
stimmungen zu erlassen, das VStG 1950 bietet die Möglichkeit der Beschlagnahme und Art 11 Abs 2 B- 
VG ermächtigt für den Fall der Erforderlichkeit zur Erlassung abweichender Regelungen auf dem Gebiete 
ua des Verwaltungsstrafrechts. Demgegenüber sieht-die Durchführungsregelung Dekret des Präsidenten 
der Republik 22. 3. 1974 Nr 279, GU 1974/196 = OrdB ABIR 1979/62, in Art 8 lit i vor, daß die Zu- 
ständigkeit der staatlichen Organe im Hinblick auf die Ausstellung von Waffenpässen zum Jagdgebrauch 
aufrecht bleibt. 

Vgl MORSCHER, Naturschutz, 65 ff, 257 ff; PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1.Bd, 95 
ff, 162 ff. 

56) MORSCHER, Naturschutz, 243; dieses G wurde zuletzt novclliert durch BGBl 1980/284. 

57) Zuletzt novelliert durch BGBl 1980/286. 

58) Vgl 6.6., insbesondere FN 34. 

55 —
 

51



verkehr durch BundesG als Bundesstraßen erklärten Straßenzüge - ausgenommen die 
Straßenpolizei; hingegen sind die Länder für alle übrigen (Landes- und Gemeinde)Stra- 
Ren in Gesetzgebung und Vollzichung zuständig.??’ Um beispielhaft zu zeigen, was 
alles dem italienischen Zentralstaat ausdrücklich vorbehalten bleibt, was aber anderer- 
seits auch in die provinziale Zuständigkeit fällt, soll in diesem Zusammenhang Art 19 
des Durchführungsdekretes°) wiedergegeben werden: 

Aufrecht bleibt die Zuständigkeit der staatlichen Stellen hinsichtlich: 

a) der Staatsstraßen; 

b) der Autobahnen, die über das Gebiet der Provinz hinausgehen, wobei für jene, de- 
ren Trasse nur das Gebiet der Provinz und jenes einer angrenzenden Region be- 
trifft, die Notwendigkeit des Einvernehmens mit der betroffenen Provinz aufrecht 

bleibt; in der ausschließlichen Zuständigkeit des Staates auch für diese Autobah- 

nen verbleiben jedoch die Maßnahmen, die auf den Konzessionsakt folgen, wel- 
cher vor Inkrafttreten dieses Dekretes erlassen wurde, auch wenn sie Varianten, 

Vervollständigungen und Verlängerungen der ursprünglichen Trasse betreffen; 

c) der Errichtung staatlicher Eisenbahnlinien; 

d) der Flugplätze mit Ausnahme jener, die Fremdenverkehrscharakter aufweisen; 

e) der öffentlichen Arbeiten, die staatliche Dienste betreffen; 

f) der großen Wasserableitungen zur Erzeugung elektrischer Energie und der entspre- 
chenden Anlagen für die Produktion, die Umwandlung, den Transport und die 
Verteilung der Elektroenergie; 

g) der Bauten, die zum öffentlichen Gut und zum Vermögen des Staates gehören 

und der Arbeiten zur Katastrophenvorbeugung und -soforthilfe auf den unter den 
vorhergehenden Buchstaben angeführten Sachgebieten; 

h) der öffentlichen Arbeiten zur Wiedergutmachung von Kriegsschäden; 

i) der Verfahren zur Zuweisung von Darlehen, die von öffentlichen Körperschaften 
oder Anstalten, die nicht regionalen Charakter aufweisen, und von der Darlehens- 

und Depositenkasse zur Finanzierung von öffentlichen Arbeiten von Landesinte- 
resse zu gewähren sind.‘ 

b. ,Wasserleitungen‘‘ haben aus österreichischer Sicht nur faktisch einen Zusammen- 

hang mit dem Bau(polizei)recht. Rechtlich gesehen!) handelt es sich - wie insbesonde- 
te bezüglich dieses Kompetenztatbestandes die Durchführungsbestimmungen 

59) Vgl MORSCHER, Naturschutz, 53 f; RILL, Betriebe an Bundesautobahnen und Bundesschnellstraßen im 

Spannungsfeld zwischen Bundesstraßenrecht und Landesraumplanungsrecht, ZfV 1980, 100 ff. 

60) Vgl Dekret des Präsidenten der Republik 22. 3. 1974 Nr 381, GU 1974/223 = OrdB ABIR 1979/62, 
Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für die Region Trentino-Südtirol betreffend Raumord- 
nung und öffentliche Arbeiten. 

61) Vgl KRZIZEK, System des Österreichischen Baurechts I, Wien 1972, 148 f, 404 f, 
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zeigen®?) . um den Sachbereich Wasserrecht, wobei auch noch der im folgenden erör- 
terte Kompetenztatbestand des Art 8 Z 24 des Autonomiestatuts sowie Art 9 Z 9 des 
Statuts zu beachten sind. Auf dem Gebiete des Wasserrechtes ist in Österreich gemäß 
Aıt en Abs 1Z 10 B-VG sowohl in Gesetzgebung wie in Vollzichung der Bund zustän- 
dig. 

c. Der Kompetenztatbestand ‚‚öffentliche Arbeiten®® im Interessenbereich der Pro- 
vinz‘‘ macht deutlicher als die bisher behandelten Kompetenztatbestände, daß der Pro- 
vinz Bozen das, was österreichischerseits mit ‚‚staatlicher Privatwirtschaftsverwaltung‘‘ 
benannt wird, nicht ohne weiteres zukommt. Vielmehr bedarf es dort, wo es um öffent- 
liche Angelegenheiten geht, einer entsprechenden Ermächtigung. Darüber hinaus aber 
enthält dieser Kompetenztatbestand auch hoheitliche Elemente, wobei die jeweils zu- 
grundeliegende Sachmaterie maßgeblich ist. In Österreich ist den Ländern bezüglich 
der Privatwirtschaft im Hinblick auf Art 17 B-VG keine Schranke gesetzt - allerdings 
auch dem Bund nicht.°?) Im übrigen sind die jeweils zugrundeliegenden Kompetenz- 
verteilungsregeln maßgeblich. 

6.18. Kommunikations- und Transportwesen im Interessenbereich der Provinz ein- 
schließlich der technischen Vorschriften für Seilbahnanlagen und ihren Betrieb 

Unabhängig davon, daß insbesondere noch umstritten ist, was im einzelnen unter 
Kommunikationswesen zu verstehen ist, entsprechen diesen außerordentlich beachtli- 
chen Aufgaben der Provinz Bozen keinerlei Zuständigkeiten der österreichischen Bun- 
desländer. Vielmehr kommt hier dem Bund sowohl die Gesetzgebungs- und Vollzugs- 
zuständigkeit auf den Gebieten des Fernmeldewesens‘®), des Gewerberechts”) sowie 
des Eisenbahnwesens‘®) zu, 

62) S FN 60; es geht dabei also im Kern gerade »:cAr um den Bereich der Gemeindewasserleitungen, welche 
in Österreich in Gesetzgebung und Vollziehung zum Aufgabenbereich der Länder zählen. 

63) Vgl aber die Ermächtigung der österreichischen Bundesländer zur Anordnung eines Anschlußzwanges ge- 
mäß $ 36 des WasserrechtsG auf Grund des Art 10 Abs 2 B-VG, dazu KRZIZEK in FN 61: GRABMAYR- 
ROSSMANN, Das österreichische Wasserrecht, Wien 1978, 239 ff. 

64) S DOMENICHELLT, Lavori pubblici, Le Regioni 1977, 1281 ff (1289). 

65) Vgl zuletzt BRUNO BINDER, Der Staat als Träger von Privatrechten, Forschungen aus Staat und Recht 
51, Wien-New York 1980 

66) Art 10 Abs 1Z 9 B-VG, s auch PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1.Bd, 122, 179 ff 

67) Art 10 Abs 12 8B-VG, erfassend das Transportwesen und - historisch bedingte Zufälligkeit - Schlepplif- 
te. 

68) Art 10 Abs 129 B-VG - weiter Eisenbahnbegriff unter Einschluß ua der Seilbahnen und Sessellifte; aus- 
genommen hievon sind landwirtschaftliche Materialseilbahnen, die nach Art 15 Abs 1 B-VG in die Zu- 
ständigkeit der Länder, allenfalls unter Art 12 Abs 1 Z 3 B-VG (‚‚Bodenreform‘‘) fallen - VfSig 1390, 
3504. 
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6.19. Übernahme öffentlicher Dienste in Eigenverwaltung und deren Wahrnehmung 

durch Sonderbetriebe 

Wie unter 6.17. ausgeführt, bilden für die österreichischen Bundesländer - ebenso wie 

für den Bund - die Kompetenzabgrenzungen keine Schranke gegenüber einem Tätig- 

werden im Rahmen der sogenannten Privatwirtschaftsverwaltung.°’ Allerdings bedarf 

es überall dort, wo hoheitliche Elemente involviert sind, einer entsprechenden Zustän- 

digkeit, sodaß auch hier die allgemeinen Regeln maßgeblich sind. 

6.20. Fremdenverkehr und Gastgewerbe einschließlich der Führer, der Bergträger, der 

Schilehrer und der Schischulen 

Der Zuständigkeit der Provinz Bozen hinsichtlich des Gastgewerbes entspricht keine 

Kompetenz der österreichischen Bundesländer, vielmehr zählt dieses zum Gewerbe- 

recht und ist gemäß Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG Bundessache in Gesetzgebung und Vollzie- 

hung. Allerdings ist auf die Zuständigkeit der Länder bezüglich der Privatzimmerver- 

mietung Bedacht zu nehmen. 

Wie an anderer Stelle im einzelnen nachgewiesen?) , handelt es sich beim Fremdenver- 

kehr um eine sehr komplexe Realität und dementsprechend auch aus der Sicht der 

Kompetenzverteilung des österreichischen Bundes-Verfassungsgesetzes um eine soge- 

nannte „‚komplexe Materie‘‘, das heißt um einen Bereich, der - wie etwa Raumord- 

nung, Umweltschutz, Naturschutz uam - von der Verfassung her nicht den Ländern 

oder dem Bund exklusive zur Besorgung übertragen ist. Für den engeren Bereich des 

Fremdenverkehrs, also jenem, der aus der Sicht der Kompetenzverteilung als Fremden- 

verkehr zu umschreiben ist, sind aber mangels jeglicher ausdrücklicher Zuständigkeit 

des Bundes nach der Generalklausel des Art 15 Abs 1 B-VG in Gesetzgebung und Voll- 

ziehung die Bundesländer zuständig.’® Ebenso zählen zu den von den Ländern zu be- 

sorgenden Bereichen das Camping latzwesen’"), der Schilauf und das Bergwandern mit 

dem Berg- und Schiführerwesen’?) , ausgenommen jedoch der praktisch besonders be- 

deutsame Bereich der diesbezüglichen Ausbildung. 

69) Vgl MORSCHER, Naturschutz, 81 ff, DERSELBE, Fremdenverkehrs- und Naturschutzrecht, in: 

SPRUNG-KÖNIG (Hg), Das österreichische Schirecht, Innsbruck 1977, 169 ff (175 ff). 

70) Vgl Nachweise in den in FN 69 angeführten Arbeiten; ferner MORSCHER, Möglichkeiten der Koopera- 

tion im Alpenraum aus der Sicht Österreichs, aaO 281 ff; PERNTHALER, Raumordnung und Verfas- 

sung, 1.Bd, 109 ff; VfSig 2500, 2641, 4667, 7145. 

71) VfSlg 3650, 4227, 5024, 5030, 5035. 

72) VfSlg 1505, 2207, 3801, 4290, 4869; dazu die ausdrückliche Absicherung der vordem umstrittenen Lan- 

deszuständigkeiten durch Art III des BVG BGBl 1974/444 in den Angelegenheiten des Berg- und Schi- 

führerwesens. Der Bund versucht inzwischen, auf Grund Vf$ig 6407 (Heranbildung von Sportlehrern 

und Leibeserziehern) seinen Einflußbereich übermäßig zu erweitern; s beispielhaft MORSCHER, Ausbil- 

dung und Prüfung von Schilehrern, RdS 1979, 117 ff. 
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Schließlich obliegt den Ländern auch die Privatzimmervermietung zur Besorgung. 
Diesbezüglich ergaben sich gewisse Streitpunkte.’?) In VfSlg 70747 hat der VEGH in 
einem vorwegigen Kompetenzfeststellungsverfahren geklärt, daß die gesetzliche Rege- 
lung der in die Kategorie der häuslichen Nebenbeschäftigung fallenden Privatzimmer- 
vermietung auch dann keine Angelegenheit des Gewerbes (Zuständigkeit des Bundes 
nach Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) ist, wenn sie die Verabreichung von Speisen (ohne Aus- 
wahlmöglichkeit, zu vorausbestimmten Zeiten), von nicht-alkoholischen Getränken 
und von im landwirtschaftlichen Betrieb des Vermieters erzeugten alkoholischen Ge- 
tränken an die beherbergten Fremden umfaßt. Trotz dieser Klärung durch den VEGH 
bestimmt die als eine Teilerfüllung der Forderungsprogramme der Bundesländer 1964 
bzw 1970 anzusehende Bundesverfassungsnovelle 1974, BGBl 444, in ihrem Art III 
nunmehr ausdrücklich, daß zu den Angelegenheiten des Gewerbes im Sinne des Art 10 
Abs 1 Z 8 B-VG unter anderem »scAt die Privatzimmervermietung gehört, das ist die 
durch die gewöhnlichen Mitglieder des eigenen Hausstandes als häusliche Nebenbe- 
schäftigung ausgeübte Vermietung von nicht mehr als 10 Fremdenbetten. 

Zu erwähnen wäre noch, daß den Bundesländern die Regelung des Buschenschankes 
zusteht. 

6.21. Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Forstpersonal, Vieh- und Fischbestand, 
Pflanzenschutzanstalten, landwirtschaftliche Konsortien und landwirtschaftliche 
Versuchsanstalten, Hagelabwehr, Bodenverbesserung’?) 

a. Landwirtschaft 

Wie schon ausgeführt’® , ist auch in Österreich von den Bundesländern der Bereich der 
Landwirtschaft zu besorgen. Den Ländern obliegt im Hinblick auf Art 10 Abs 1 Z 8 und 
Art 11 Abs 12 2 B-VG - beide Regelungen nehmen die beruflichen Vertretungen auf 
land- und forstwirtschaftlichem Gebiet jeweils von der Bundeszuständigkeit ausdrück- 
lich aus - auch die Gesetzgebung und Vollziehung hinsichtlich der beruflichen Vertre- 
tungen auf land- und forstwirtschaftlichem Gebiet. Jedoch erfolgt im Bereich der Land- 
wirtschaft durch die Wirtschaftslenkungsgesetze des Bundes unbestrittenermaßen ein 
fast totaler Einbruch in die Zuständigkeiten der Länder. Dem entspricht es aber auch in 
Italien, daß dem Staat erhebliche Einflußmöglichkeiten offenstehen. In den einschlägi- 

73) Vgl VfSlg 3946, 4227; SCHAMBECK, Die verfassungsrechtliche Problematik der Kompetenz zur gesetz- 
lichen Regelung der Privatzimmervermietung, JB! 1966, 451 ff; MEISTER, Die Privatzimmervermietung 
in Österreich, ÖGZ 1968, 245 ff. 

74) S den Rechtssatz in BGBl 1973/426. 

75) Vgl - mit Nachweisen - HOSP, Die Rolle des italienischen Verfassungsgerichtshofes, 261 ff; FRICK, La 
competenza, 120 ff. 

76) S 6.16. 
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gen Durchführungsbestimmungen ist dabei dem Staat gemäß Art 8 des Dekretes des 

Präsidenten der Republik 22. 3. 1974 Nr 2797”) ua ausdrücklich vorbehalten: 

„Die Zuständigkeit der staatlichen Organe bleibt aufrecht im Hinblick: 

a) auf die internationalen Beziehungen und auf die Beziehungen zur Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft; 

b) auf die Anwendung von Verordnungen und anderen Rechtsakten der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft betreffend die Preis- und Marktpolitik; 

c) auf die Forschung und die wissenschaftlichen Versuche von gesamtstaatlichem In- 

teresse in Land- und Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei sowie auf die methodologi- 

sche Koordinierung der Forschung und der wissenschaftlichen Versuche in den oben 

erwähnten Sachgebieten auf dem gesamten Staatsgebiet; die Forschungs- und Ver- 

suchstätigkeit, die in die Zuständigkeit des Staates fällt und die Provinzen betrifft, 

und jene, die in die Zuständigkeit der Provinzen fällt, werden durch zweckmäßige 

Vereinbarungen abgestimmt; 

d) auf die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von Pflanzen oder Pflanzenteilen und 

Saatgut ausländischer Herkunft; auf die Einfuhr und Ausfuhr von Vieh für Auf- 

und Nachzucht sowie von Samenmaterial; auf die Ausstellung von Pflanzenschutz- 

bescheinigungen für die Ausfuhr, die Durchfuhr und die Einfuhr von landwirt- 

schaftlichen Erzeugnissen; 

e) auf den internationalen Handel mit landwirtschaftlichen und viehwirtschaftlichen 

Erzeugnissen; 

f) auf die Eingriffe zur Regelung des Agrarmarktes einschließlich jener, die zu Gun- 

sten von Zusammenschlüssen landwirtschaftlicher Produzenten vorgenommen wer- 

den; 

g) auf die Unterdrückung von Verfälschungen bei der Zubereitung von und beim 

Handel mit Substanzen zum landwirtschaftlichen Gebrauch und landwirtschaftli- 

chen Erzeugnissen; 

h) auf die Ernährung; 

i) auf die Ausstellung von Waffenpässen zum Jagdgebrauch; 

l) auf den gesamtstaatlichen Solidaritätsfonds für Naturkatastrophen und Witterungs- 

unbilden; 

m) auf die Führung der Bücher über die Sorten der Samenerzeugnisse. 

b. Forstwirtschaft und Forstpersonal 

Gemäß Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG obliegt in Österreich dem Bund ua das Forstwesen so- 

wie die Wildbachverbauung in Gesetzgebung und Vollziehung. Allerdings hat der 

Bund seit jeher von der Ermächtigung des Art 10 Abs 2 B-VG Gebrauch gemacht, in- 

dem die Landesgesetzgebung ermächtigt wurde, zu den forstlichen Regelungen Aus- 

führungsbestimmungen zu erlassen. Auch das neue ForstG BGBl 1975/440 hält an die- 

77) GU 1974/279 = OrdB ABIR 1979/62. 
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ser Tradition fest. ’®) Insbesondere auf dem Gebiet des Forstpersonals, der Waldbrand- 
bekämpfung uä haben die Bundesländer entsprechende gesetzliche Ausführungsrege- 
lungen erlassen.’®) Ohne Zweifel hat aber der Bund die Länder nur in minimalem Um- 
fang dazu delegiert, nähere Regelungen zu erlassen, obwohl sich dieser Bereich hiezu 
besonders eignen würde. 

c. Vieh- und Fischbestand, landwirtschaftliche Konsortien und landwirtschaftliche 

Versuchsanstalten, Hagelabwehr 

Im wesentlichen entsprechen dieser Kompetenz der Provinz Bozen auch Zuständigkei- 
ten der österreichischen Bundesländer. Bezüglich der land(und forst)wirtschaftlichen 
Versuchsanstalten des Bundes kommt allerdings dem Bund gemäß Art 14a Abs 2 litg 
B-VG die Kompetenz zur Gesetzgebung und Vollziehung zu.® 

d. Pflanzenschutzanstalten, Bodenverbesserung 

Gemäß Art 12 Abs 1 Z 4 B-VG obliegt dem Bund die Grundsatzgesetzgebung, den 
Ländern die Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung hinsichtlich des Schutzes der 
Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge. Gleiches gilt für die Bodenverbesserung 
als Teil der Bodenreform.*'! 

6.22. Enteignungen aus Gründen der Gemeinnützigkeit in allen Bereichen von Lan- 

deszuständigkeit® 

Da nach Art 10 Abs 126 B-VG dem Bund die Gesetzgebung und Vollziehung nur hin- 
sichtlich jener Enteignungen übertragen ist, soweit sie nicht Angelegenheiten beiref- 
fen, die in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen, besteht in Österreich 
die gleiche Aufgabenverteilung hinsichtlich der Enteignung wie bezüglich der Provinz 
Bozen; die Enteignung wird allgemein als akzessorischer Kompetenztatbestand aufge- 
faßt.°3 

78) Vgl etwa 88 15 Abs 2, 26, 42, 95-97, 101 Abs 8 des ForstG. 

79) S beispielsweise die Tiroler Waldordnung, LGBl für Tirol 1979/29; das Vorarlberger LandesforstG, LGBl 
für Vorarlberg 1979/28 idF der K LGBl 1979/64. 

80) Vgl auch Arı 14a Abs 5 B-VG und Art Ill der B-VG-Novelle BGBl 1975/316. 

81) Vgl 6.7. 

82) Vgl auch Art 2 des Dekretes des Präsidenten der Republik 22. 3. 1974 Nr 381, GU 1974/223 = OrdB 
ABIR 1979/62, Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut für die Region Trentino-Südtirol be- 
treffend Raumordnung und öffentliche Arbeiten, 

83) Vgl Nachweise bei WALTER, Österreichisches Bundesverfassungsrecht, 197, 207 (die Bundeszuständig- 
keit bezüglich der Enteignung zu Zwecken der Assanierung wurde inzwischen beseitigt); PERNTHALER, 
Raumordnung und Verfassung, 2.Bd, 308. 
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6.23. Errichtung und Tätigkeit von Gemeinde- und Landeskommissionen zur Betreu- 
ung und Beratung der Arbeiter auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlu ng®* 

Dieser Bereich gilt in Österreich im wesentlichen als Teil des Arbeitsrechtes im Sinne 
des Art 10 Abs 1Z 11 B-VG®?) und fällt somit in Gesetzgebung und Vollziehung dem 
Bund zu. 

6,24. Wasserbauten der dritten, vierten und fünften Kategorie 

Wie unter 6.17. angeführt, fällt das Wasserrecht in Österreich in Gesetzgebung und 
Vollziehung dem Bund zu. In diesem Zusammenhang ist aber nicht nur auf die schon 
angeführte Zuständigkeit der Provinz Bozen der Wasserleitungen im Sinne des Art 8 
Z. 17 des Autonomiestatuts hinzuweisen, sondern auf den noch zu behandelnden Art 9 

Z9 desselben. 

6.25. Öffentliche Fürsorge und Wohlfahrt 

Nicht erfaßt ist damit die Ordnung der öffentlichen Fürsorge- und Wohlfahrtseinrzch- 
tungen; hiefür ist die sekundäre Gesetzgebungs- und die Vollzugskompetenz der Re- 
gion gemäß Art 5 Z 2 des Autonomiestatuts gegeben. 

Nach Art 12 Abs 1 Z 1 B-VG fällt in Österreich das Armenwesen dem Bund in Grund- 
satzgesetzgebung, den Ländern in der Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung zu. 

Die Länderkompetenz bleibt demnach hinter jener der Provinz Bozen an sich zurück. 
Allerdings hat der Bund im wesentlichen von der ihm zukommenden Befugnis nicht 
Gebrauch gemacht, sodaß bislang im Hinblick auf Art 15 Abs 6 B-VG tatsächlich den 
Ländern in etwa gleiche Befugnisse wie der Provinz Bozen zukommen. 2) 

Im übrigen aber kommen der Provinz Bozen unter diesem Kompetenztatbestand auch 
Aufgaben des Sozialversicherungswesens zu; sie sind in Österreich sowohl in Gesetzge- 
bung wie in Vollziehung Bundessache nach Art 10 Abs 1 Z 11 B-VG. 

84) Vgl auch den in der Folge erörterten Art 9 Z 5 des Autonomiestatuts. 

85) S KOLB-ARNOLD-TESCHNER, Wirtschaftsverwaltungsrecht, Rum bei Innsbruck 1977, 39 f. S aber ge- 
gen eine - auch durch die B-VG-Novelle 1974, BGBl 444, nicht gerechtfertigte - Ausdehnung dieses 
Kompetenztatbestandes MORSCHER, ÖJZ 1974, 317 ff. 

86) VfSlg 1443, 3045, 4609, 4766, 5214, 5502, 7764. 
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6.26. Kindergärten®”) 88) 

Gemäß Art 14 Abs 4 lit b des B-VG sind das Kindergartenwesen und das Hortwesen in 
Gesetzgebung und Vollziehung Landessache, wobei allerdings gemäß Abs 5 der ge- 
nannten Verfassungsbestimmung Teile (ua Übungskindergärten und Übungshorte, die 
einer öffentlichen Schule zum Zwecke lehrplanmäßig vorgesehener Übungen eingeglie- 
dert sind sowie Dienst- und Personalvertretungsrecht der Kindergärtnerinnen dersel- 
ben) wieder dem Bund in Gesetzgebung und Vollziehung übertragen sind. 

6.27. Schulfürsorge für jene Zweige des Unterrichtswesens, für die den Provinzen Ge- 
setzgebungsbefugnis zusteht 

Ein Vergleich mit der österreichischen Situation scheint in diesem Bereich relativ 
schwierig, weil einerseits die Schulkompetenzen, andererseits die (sozusagen ‚‚allgemei- 
ne‘‘) Fürsorgekompetenz beachtlich sein können. Im wesentlichen ist aber von der Auf- 
gabenverteilung im Schulbereich auszugehen. Diesbezüglich überträgt Art 14 B-VG 
den Bundesländern keine Aufgaben, die unter die Schulfürsorge fielen 89) 

6.28. Schulbau?) 

Den österreichischen Bundesländern kommt gemäß Art 14 Abs 3 lit b und c B-VG die 
äußere Organisation (... Errichtung, Erhaltung, Auflassung...) der öffentlichen Pflicht- 
schulen und bestimmter öffentlicher Schülerheime in Ausführungsgesetzgebung und 
Vollziehung zu. Dieser Aufgabenbereich ist demnach gegenüber jenem der Provinz Bo- 
zen deutlich eingeschränkt. 

87) Vgl HOSP, Die Rolle des italienischen Verfassungsgerichtshofes, 254 ff. 

88) Auch im internationalen Vergleich betrachtet ist der Bereich von Bildung, Schule und Kindergartenwe- 
sen ein politisch besonders sensibler. Das gilt vor allem und selbstverständlich für Gebiete, in denen 
volksgruppenmäßige Besonderheiten wie in Südtirol bestehen. Dem entsprechend sind die Bestimmun- 
gen des Autonomiestatuts sowie die einschlägigen Durchführungsbestimmungen auf diesem Sektor be- 
sonders detailliert und unübersichtlich; vgl das Dekret des Präsidenten der Republik 20.1.1973 Nr 116, 
GU 1973/101 = Sondernummer ABIR 1979/49. Schon vom Statut her sind dem Staat besondere Zu- 
ständigkeiten hinsichtlich des Dienst- und Besoldungsrechts vorbehalten; vgl im einzelnen FRICK, La 
competenza, 109 ff. 

Vgl vor allem auch die Befugnis des Schw/arztes nach dem SchulunterrichtsG BGBl 1974/139 idF BGBl 
19771231. 

90) Ausgenommen ist davon jedenfalls der universitäre Bereich - s Art 19 letzter Abs des Autonomiestatuts: s 
ferner FRICK, La competenza, 109 ff. 

89 —
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6.29. Berufsertüchtigung und Berufsausbildung 

Nicht erfaßt ist von diesem Kompetenztatbestand das Lehrlingswesen; dieses ist in Art 9 

Z 4 des Autonomiestatuts geregelt.?!) Überwiegend liegt hier in Österreich die Zustän- 
digkeit sowohl in Gesetzgebung als auch in Vollziehung gemäß Art 10 Abs 1278 
B-VG?2 , ferner der Z 9, 10 und 11 dieser verfassungsgesetzlichen Bestimmung beim 
Bund. Nur hinsichtlich des land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungswesens 
kommt dem Bund gemäß Art 12 Abs 12 6 und Art 14a Abs 4 B-VG die Grundsatzge- 
setzgebung, den Ländern hingegen die Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung zu. 
Insgesamt besitzt also diesbezüglich die Provinz Bozen erheblich mehr Kompetenzen 
als die österreichischen Bundesländer. 

91) Vgl 7.4. 

92) „Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie‘', 
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7. Sekundäre Gesetzgebungs- und Verwaltungsbefugnisse der Provinz 
Bozen 

Art 9 des Autonomiestatuts überträgt den Provinzen Bozen und Trient die Zuständig- 
keiten zur sekundären Gesetzgebung und angesichts des Grundsatzes der Parallelität 
von Gesetzgebungs- und Verwaltungsbefugnissen auch der Verwaltung auf den im fol- 
genden erörterten Sachgebieten. Die genannte Autonomiestatutsbestimmung bezieht 
sich dabei bezüglich der Schranken für die Gesetzgebungstätigkeit der Provinzen auf 
Art 5 des Autonomiestatuts. Diese Bestimmung verweist auf die Grenzen des Art 4 des 
Autonomiestatuts!) und fügt als weitere Grenze hinzu: ‚‚Im Rahmen der in den Geset- 
zen des Staates festgelegten Grundsätze‘‘. Dieser Kompetenztypus entspricht demnach 
in etwa jenem, wie wir ihn in Österreich nach Art 12 B-VG kennen, wobei allerdings al- 
le bisher schon angeführten weiteren Schranken bezüglich Südtirols auch hier gelten. 

7.1. Ortspolizei in Stadt und Land?) 

In etwa entspricht dieser Aufgabenbereich der Provinz Bozen der örtlichen Sicherheits- 
polizei, welche von der Zuständigkeit der dem Bund durch Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG 
übertragenen allgemeinen Sicherheitspolizei ausgenommen ist. Den Bundesländern 
kommt demnach sowohl die Gesetzgebungs- wie auch Vollziehungskompetenz zu, so- 
daß sie diesbezüglich besser gestellt sind als die Provinz Bozen. Allerdings ist gerade 
hinsichtlich dieser Bereiche in beiden Staaten auf eine Fülle gegenseitiger Beziehungen 
und Bedachtnahmeverpflichtungen?) ebenso aufmerksam zu machen wie auf den Um- 
stand, daß der Bund auf diesem Sektor Landesgesetze rigoros vor dem VfGH 
bekämpft.®) 

7.2. Unterricht an Grund- und Sekundarschulen (Mittelschulen, humanistische Gym- 
nasien, Realgymnasium, Pädagogische Bildungsanstalten, Fachoberschulen, Fach- 
lehranstalten und Kunstschulen) 

Im Hinblick auf die Umkehr der Generalklausel zugunsten des Bundes auf dem Gebie- 
te des Schulwesens und Teilen des Erziehungswesens gemäß Art 14 Abs 1 B-VG kom- 

1) Betreffend die primären Gesetzgebungsbefugnisse; s die diesbezüglich angeführten Grenzen unter 6 

2) Vgl MOR, Polizia locale, Le Regioni 1977, 1245 ff (1246); FRICK, La competenza, 87 ff. 

3) Vgl 6.4., 7.4. sowie Art 20 ff des Autonomiestatuts betreffend weitere Polizeibefugnisse der Provinz Bo- 
zen. 

4) Vgl VfSIg 8155, 8272; s zum Gegenstand zuletzt NOWAK, Verfassungsrechtliche Probleme der Landes- 
polizeigesetze, ÖVA 1981, 1 ff. 
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men den österreichischen Bundesländern nur auf dem Gebiet des land- und forstwirt- 
schaftlichen Schul- und Erziehungswesens bestimmte Aufgaben zu, die mit den hier 
behandelten der Provinz Bozen vergleichbar sind. Auch sie sind aber durch zahlreiche 
ausdrückliche Vorbehalte zugunsten des Bundes nach Art 14 a B-VG überlagert. 

In diesen kulturell außerordentlich bedeutsamen Bereich sind demnach die österreichi- 

schen Bundesländer eklatant schlechter gestellt als die Provinz Bozen. 

7.3. Handel 

Hier ist in Österreich dem Bund insbesondere auf Grund des Art 10 Abs 12 8B-VG 
(Angelegenheiten des Gewerbes) sowohl die Gesetzgebungs- wie die Vollzugszustän- 
digkeit voll übertragen. Der Ausführungsgesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz 
der Provinz Bozen entspricht demnach auch hier keinerlei Zuständigkeit der österreichi- 
schen Bundesländer. 

7.4. Lehrlingswesen; Arbeitsbücher; Kategorien und Berufsbezeichnungen der Arbeı- 
ter‘? 

Im wesentlichen obliegt dieser Bereich gemäß Art 10 Abs 1 Z 8 (Angelegenheiten des 
Gewerbes und der Industrie) sowie Z 11 B-VG (Arbeitsrecht) in Gesetzgebung und 
Vollziehung der Besorgung durch den Bund. Auch hierin sind also die österreichischen 
Bundesländer erkennbar schlechter gestellt als die Provinz Bozen. 

7.5. Errichtung und Tätigkeit von Gemeinde- und Landeskommissionen zur Kontrolle 

der Arbeitsvermittlung 

Da auch dieser Bereich zum Arbeitsrecht im Sinne des Art 10 Abs 1Z 11 B-VG gezählt 

wird?’ und hierin dem Bund die volle Kompetenz zukommt, sind auch diesbezüglich 

die österreichischen Bundesländer schlechter gestellt als die Provinz Bozen. 

7.6. Öffentliche Vorführungen, soweit es die öffentliche Sicherheit betrifft‘) 

Währenddem hier der Provinz Bozen nur die Ausführungsgesetzgebung und Vollzie- 

hung zukommt, besitzen die österreichischen Bundesländer die vo/e Gesetzgebungs- 

4a) Vgl auch oben 6.29. 

5) Vgl aber die Vorbehalte unter 6.23., FN 85. 

6) Vgl auch 6.4. 
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und Vollzugskompetenz - allerdings unter den schon erwähnten’) sehr weitgehenden 
Beschränkungen des Art 15 Abs 3 B-VG, wonach für den örtlichen Wirkungsbereich 

von Bundespolizeibehörden diesen Behörden umfangreiche Mitwirkungsbefugnisse 
einzuräumen sind. 

7.7. Öffentliche Betriebe, unbeschadet der durch Staatsgesetze vorgeschriebenen sub- 
jektiven Erfordernisse zur Erlangung der Lizenzen, der Aufsichtsbefugnisse des 
Staates zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und des Rechts des Innen- 

ministeriums, im Sinne der staatlichen Gesetzgebung die auf diesem Gebiete ge- 
troffenen Verfügungen, auch wenn sie endgültig sind, von Amts wegen aufzuhe- 
ben. Die Regelung der ordentlichen Beschwerden gegen die genannten Verfügun- 
gen erfolgt im Rahmen der Landesautonomie 

Dieser Kompetenztatbestand. muß in Zusammenhalt mit anderen, insbesondere mit 
Art 8 Z 19 des Autonomiestatuts geschen werden. Auch dieser Kompetenztatbestand 
ist aus österreichischer Sicht in einer Gemengelage zwischen Hoheits- und Privatwitt- 
schaftsverwaltung anzusiedeln. Da auch den österreichischen Bundesländern die Befug- 
nis zukommt, jedenfalls im Bereich der von ihnen zu besorgenden Angelegenheiten 
Regelungen zu erlassen, wie sie der genannte Kompetenztatbestand zugunsten der Pro- 
vinz Bozen vorliegt, ist von einer gleichgelagerten Kompetenzlage auszugehen. 

7.8. Förderung der Industrieproduktion 

nische Staat seit Jahrzehnten eine relativ ausgeprägte Wirtschaftsplanung ausübt und 
seine Progamme mit erheblichen finanziellen Mitteln dotiert sind. Dieser Kompetenz- 
tatbestand erfaßt demnach gerade auch die Verfügungsmöglichkeit über erhebliche fi- 
nanzielle Mittel zur Industrieförderung. 

An sich besteht in Österreich für die Bundesländer keine verfassungsrechtliche Grenze, 
in den Formen des Privatrechts die Industrie zu fördern - es fehlen im wesentlichen 
„nur“ die finanziellen Voraussetzungen dafür völlig. Darüber hinaus aber ist insge- 
samt für die Industrie gemäß Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG der Bund in Gesetzgebung und 
Vollziehung zuständig. Die österreichischen Bundesländer sind insoferne offenkundig 
erheblich schlechter gestellt als die Provinz Bozen. Allerdings ist darauf zu verweisen, 
daß Bund, Länder und Gemeinden nicht selten in gemeinsamer Übereinstimmung 
wirtschaftliche Förderungsmaßnahmen für bestimmte Regionen oder wirtschaftliche 
Sparten setzen - in letzter Zeit allerdings meist nur mehr zur Verhinderung von Kon- 
kursen und/oder Ausgleichen. 

7) Vgl 6.4.c. 
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7.9. Nutzung der öffentlichen Gewässer, mit Ausnahme der Großableitungen zur Er- 
zeugung elektrischer Energie?) 

Wie ausgefühtt, fällt in Österreich das Wasserrecht in Gesetzgebung und Vollziehung 
gemäß Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG dem Bund zu. Auf diesem wirtschaftlich besonders be- 
deutsamen Bereich der Nutzung der heimischen Wasserkräfte sind demnach die öster- 
reichischen Bundesländer ungleich schlechter gestellt als die Provinz Bozen.?) 

7.10. Hygiene und Gesundheitswesen, einschließlich der Gesundheits- und Kranken- 
hausfürsorge 

Nach Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG ist das Gesundheitswesen mit Ausnahme des Leichen- 
und Bestattungswesens sowie des Gemeindesanitätsdienstes und Rettungswesens - dies- 
bezüglich sind die Länder in Gesetzgebung und Vollziehung zuständig -, hinsichtlich 
der Heil- und Pflegeanstalten, des Kurortewesens und der natürlichen Heilvorkommen 
jedoch nur die sanitäre Aufsicht, Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung. Ge- 
mäß Art 12 Abs 1 Z 1 fallen im übrigen Heil- und Pflegeanstalten, das Kurortewesen 
und natürliche Heilvorkommen hinsichtlich der Grundsatzgesetzgebung dem Bund, 
hinsichtlich der Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung den Ländern zu. 

Auch hier kommen demnach - mit Ausnahme der Vollkompetenz zugunsten der Län- 
der im Hinblick auf die Ausnahmeregelung des Art 10 Abs 12 12 B-VG - der Provinz 
Bozen erheblich mehr Befugnisse als den österreichischen Bundesländern zu. Die Auf- 
gabenverteilung des Art 12 B-VG als solche entspricht aber jener des Art 9 des Autono- 
miestatuts. 

7.11. Sport und Freizeitgestaltung mit den entsprechenden Anlagen und Einrichtun- 
gen 

Grundsätzlich ist diesbezüglich in Österreich die Zuständigkeit der Länder in Gesetzge- 
bung und Vollziehung voll gegeben!) , wobei allerdings auf verschiedenen Sachgebie- 
ten Enklaven zugunsten des Bundes bestehen. Insgesamt aber kommen in diesem Be- 
reich den österreichischen Bundesländern mehr Gestaltungs- und Einflußmöglichkeiten 
zu als der Provinz Bozen. 

8) Vgl auch 6.17. und 6.24. 

9) Vgl allerdings & 18 des WasserrechtsG betreffend den bevorzugten Anspruch der österreichischen Bun- 
desländer auf- Ausnutzung der in ihrem Gebiete vorhandenen Wasserkraft; dazu GRABMAYR- 

ROSSMANN, Das österreichische Wasserrecht, 101 ff. 

10) Vgl 6.20.; PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung, 1. Bd, 140; VfSIg 2109, 2126, 2332, 4869, 

5871; SCHAMBECK, Österreichische Sportförderung im Lichte des Rechts- und Bundesstaates, ÖJZ 

1968, 113 ff. 
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8. Weitere (tertiäre) Gesetzgebungs- und Verwaltungszuständigkeiten 

Der Provinz Bozen stehen weitere Befugnisse auf dem Gebiet der Gesetzgebung und 
Vollziehung zu, die hier im einzelnen nicht mehr erörtert werden können.!) So ordner 
etwa Art 10 des Autonomiestatuts an, daß die Provinzen berufen sind, zum Zwecke der 
„Ergänzung“ (tertiäre Gesetzgebung) der staatlichen Gesetzesbestimmungen gesetzli- 
che Anordnungen auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung und -zuweisung zu erlas- 
sen. Auf diesem Sachgebiet besteht zwar keine analoge Zuständigkeit der österreichi- 
schen Bundesländer. Dem Wesen nach gleichgeartet ist aber die mögliche Zuständig- 
keit der österreichischen Bundesländer auf anderen Sachgebieten. Gemäß Art 10 Abs 2 
B-VG kann in Bundesgesetzen über das bäuerliche Anerbentecht sowie in den nach Art 
10 Abs 1 Z 10 B-VG ergehenden Bundesgesetzen die Landesgesetzgebung ermächtigt 
werden, zu genau zu bezeichnenden einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestim- 
mungen zu erlassen. Von dieser Möglichkeit ist insbesondere auf dem schon behandel- 
ten Gebiet des Forstwesens?? Gebrauch gemacht worden. 

Zahlreich sind auch die weiteren Entscheidungs- und Mitwirkungsbefugnisse der Pro- 
vinz Bozen auf dem Gebiet der Verwaltung. So ernennt die Südtiroler Landesregierung 
gemäß Art 19 des Autonomiestatuts den Schulamtsleiter für die Verwaltung der Kin- 
dergärten, Grund- und Sekundarschulen mit deutscher Unterrichtssprache nach Einho- 
len einer Stellungnahme des Ministeriums für den öffentlichen Unterricht aus einem 
Dreiervorschlag der Vertreter der deutschen Sprachgruppe im Landesschulrat uäm. Die- 
se Sonderregelungen, die zu einem engen Zusammenwirken von Staat und Provinz 
zwingen, sind aus der besonderen Situation der deutschen Minderheit in Italien zu er- 
klären, sie sind aber darüber hinaus auch ein Versuch, immer noch komplexer werdei- 
de Probleme adäquat zu lösen. Auch in Österreich ist ein solches Koordinationsinstru- 
mentarium zwischen Bund und Ländern immer schon vorhanden gewesen und ist in 
den letzten Jahren noch ausgebaut worden.?) Ähneln sich dementsprechend auch die 
verschiedensten Koordinationszechniken in Italien (zwischen Staat und Provinz Bozen) 
und in Österreich (zwischen Bund und Ländern), sind sie dennoch - durch die unter- 

1) Vgl aber MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 38 f (weitere Geserzgebungszuständigkeiten) und 42 
ff (weitere Verwaltungszuständigkeiten); FRICK, La competenza, 168 ff; bezüglich der dort 173 £ ge 
nannten Statistik nunmehr LandesG 20. 6. 1981 Nr 23, ABIR 1980/36, Errichtung des Amtes für Stati- 
stik und Studien; vgl in Österreich den ausdrücklichen Vorbehalt zugunsten der Bundesländer in Art 10 
Abs 1 Z 13 B-VG, dazu im einzelnen KLECATSKY-MORSCHER, Das Österreichische Recht III J 

2) S 6.21, 

3) Vgl insbesondere Art 10 Abs 3 und Art 15a B-VG 
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schiedlichen Voraussetzungen beider Staaten bedingt - jeweils auf ganz unterschiedli- 
chen Sachgebieten vorgesehen. Im Hinblick auf die offenkundige Disparität der einzel- 
nen Regelungen kann hier deshalb keine nähere und ins einzelne gehende Verglei- 
chung erfolgen. 

Gleiches gilt auch für besondere Arfechtungsbefugnisse, insbesondere hinsichtlich der 
Anfechtung von Staatsgesetzen durch Privinzialorgane bzw von Bundesgesetzen durch 
die Landesregierungen.*) Die Südtiroler Lösung kennt auch hier wieder im Hinblick 
auf die besondere Minderheitensituation spezifische Ausprägungen. 

4) Vgl MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 48 f; für Österreich insbesondere Art 139 und 140 B-VG in 

Verbindung mit dem VfGG 1953 
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9. Zuständigkeiten im Bereich der Gerichtsbarkeit 

9.1. Ordentliche Gerichtsbarkeit 

Hier gilt zur Hauptsache sowohl für die österreichischen Bundesländer wie für die Pro- 
vinz Bozen gleichermaßen, daß ihnen #erne Zuständigkeiten zukommen. Dies in der 
Weise, daß der Provinz Bozen keine Befugnisse im Bereiche der Gerichtsbarkeit über- 
tragen wurden, währenddem in Österreich durch die ausdrückliche Anordnung des Art 
82 Abs 1 B-VG alle Gerichtsbarkeit vom Bund ausgeht. ’ 

Es darf jedoch nicht überschen werden, daß den österreichischen Bundesländern be- 
stimmte Mitwirkungsbefugnisse wie etwa bei der Festlegung von Bezirksgerichtsspren- 
geln!! zukommen, sodaß von einer gewissen föderalistischen Struktur der österreichi- 
schen Gerichtsbarkeit gesprochen wird.) Diesen Mitwirkungsbefugnissen der österrei- 
chischen Bundesländer‘stehen keine gleichartigen der Provinz Bozen gegenüber. 

In Verfolgung der Generalklausel des Art 1 Abs 1 des Pariser Abkommens zum Schutze 
der deutschen Volksgruppe in Südtirol sieht Art 1 Abs 2 lit b dieses Vertrages die 
Gleichstellung der deutschen und italienischen Sprache in den ‚‚öffentlichen Ämtern ‘‘ 
und amtlichen Urkunden sowie bei den zweisprachigen Ortsbezeichnungen vor. Be- 
kanntermaßen ist gerade dieser Punkt weitgehend nicht erfüllt worden und hat schluß- 
endlich nach langjährigen Vorarbeiten zur Neuordnung des Autonomiestatuts geführt. 
Nunmehr sieht Art 100 des Autonomiestatuts vor, daß die deutschsprachigen Bürger 
der Provinz Bozen ua das Recht haben, im Verkehr mit den Gerichtsämtern ihre Spra- 
che zu gebrauchen uäm. Wie angeführt, fehlen aber diesbezüglich noch die neuen 
Durchführungsbestimmungen. 

Zu beachten ist ferner, daß gemäß Art 94 des Autonomiestatuts die Ernennung der 
Friedensrichter und ihrer Stellvertreter, die Erklärung des Amtsverlustes, die Entlassung 
und die Amtsenthebung auf Grund der Delegation von Seiten des Präsidenten der Re- 
publik durch den Präsidenten der Region erfolgen. Die Aufsicht über die Ämter der 
Friedensrichter wird von den Landesregierungen ausgeübt (Art 95 des Autonomiesta- 
tuts) und gemäß Art 96 des Autonomiestatuts können in den Gemeinden, die in Ort- 
schaften oder Fraktionen unterteilt sind, mit Landesgesetz eigene Ämter des Friedens- 
tichters eingerichtet werden. 

1)S$ 8 Abs 5 litd ÜG 1920, dazu VfSlg 5977, 7168, 8465. 

2) S dazu insbesondere zahlreiche Arbeiten von KLECATSK'Y, nachgewiesen bei KLECATSKY, Österreichi- 
sches Bundesverfassungsrecht2, 302 f; vgl zuletzt auch WALTER, Die Gerichtsbarkeit, in: SCHAMBECK 
(Hg), Das österreichische Bundes-Verfassungsgesetz und seine Entwicklung, Berlin 1980, 443 ff. 
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Dem entspricht in etwa Art 12 Abs 1Z 2 B-VG, wonach der Bund für die Grundsatzge- 

setzgebung, die Länder hingegen für die Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung 
bezüglich öffentlicher Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitig- 
keiten zuständig sind.?) 

9.2. Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts 

Nach Art 78 des Autonomiestatuts wird in Trentino-Südtirol ein regionaler Verwal- 
tungsgerichtshof mit einer Autonomen Sektion für die Provinz Bozen errichtet. Wie be- 
kannt, steht die Erlassung der diesbezüglich notwendigen Durchführungsbestimmun- 
gen noch aus.‘) Vorgesehen ist aber in Art 91 des Autonomiestatuts, daß die Mitglieder 
dieser Autonomen Sektion für die Provinz Bozen in gleicher Zahl den zwei stärksten 
Sprachgruppen - also der deutschen und der italienischen - angehören müssen und daß 
die Hälfte der Mitglieder dieser Sektion vom Südtiroler Landtag ernannt wird. 

In Österreich sieht Art 147 Abs 2 B-VG ua vor, daß drei Mitglieder und ein Ersatzmit- 
glied des VfGH auf Grund von Dereiervorschlägen des Bundesrates vom Bundespräsi- 
denten ernannt werden. Der Sinn dieser Regelung liegt darin, dem Bundesrat als jenem 
Organ, das die Länderinteressen wahrzunehmen hätte und damit letztlich den Bundes- 

ländern eine Einflußmöglichkeit bei der dieser Richterbestellung zu eröffnen. Ange- 
sichts der starken Zentralisierung auch im Bereiche der österreichischen politischen Par- 
teien kann letztlich aber der Einfluß der Bundesländer auch für diese Richterbesetzun- 
gen nicht zu hoch veranschlagt werden. 

Bezüglich des VwGH ordnet Art 134 Abs 3 B-VG an, daß wenigstens der vierte Teil der 
Mitglieder des VwGH aus Berufsstellungen in den Ländern, womöglich aus dem Ver- 
waltungsdienst der Länder entnommen werden soll. 

3) Vgl zu der in der Praxis geringen Bedeutung der Gemeindevermittlungsämter (eigener Wirkungsbereich 
der Gemeinden gemäß Art 118 Abs 3 Z 10 B-VG) NEUHOFER, Handbuch des Gemeinderechts, 221 f. 

4) Vgl oben 2.6. 
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10. Finanzwesen 

Öffentliche bzw staatliche Aufgaben können heute mehr denn je nur unter entspre- 
chendem Einsatz finanzieller Mittel wahrgenommen werden. Die abstrakte Möglichkeit 
zut Wahrnehmung aller einer Gebietskörperschaft von der Verfassungsordnung her zu- 
kommenden Aufgaben allein sagt zwar manches, aber keineswegs alles darüber aus, ob 
den öffentlich-rechtlichen Körperschaften entsprechende Gestaltungsmöglichkeiten in 
der Gesetzgebung und der Verwaltung zukommen oder nicht. In entscheidendem Ma- 
ße hängt dies von der finanziellen Ausstattung ab. 

Im Hinblick auf die zumindest relative Sparsamkeit und finanzpolitische Seriosität so- 
wohl der Provinz Bozen wie auch der österreichischen Bundesländer ist auf dem wichti- 
gen Gebiete des Finanzwesens zwar nicht ihre finanziell-materielle Situation, aber ihre 
kompetenzmäßige Nicht-Ausstattung gleichermaßen triste.!) 

Zwar kommt sowohl der Provinz Bozen wie auch den österreichischen Bundesländern 
„Budgethoheit‘‘, das heißt das Recht zu, selbständig - allerdings in Bindung an die 
Verfassung - Haushaltsvoranschläge zu beschließen und zu vollziehen. Art 83 des Auto- 
nomiestatuts spricht ausdrücklich aus, daß - neben der Region und den Gemeinden - 
auch die Provinzen einen eigenen Haushalt haben. Gemäß Art 84 des Autonomiesta- 
tuts wird der Haushaltsplan der Provinzen von der Landesregierung erstellt und vom 
Landtag mir einem Landesgesetz genehmigt. Dabei bestehen im Hinblick auf die Min- 
derheitensituation in Südtirol hier nicht näher zu erörternde Besonderheiten durch die 
sogenannte „‚Bilanzgarantie‘‘. 2) 

In Österreich sehen die Landesverfassungen?) vor, daß der Landtag den Landesvoran- 

1) Vgl betreffend Südtirol: 
MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 49 ff; DUBIS, Blick auf Autonomie und Finanzhoheit, Volks- 
bote 31. 8. 1978; PIZZETTI, Il sistema costituzionale delle autonomie locali, Milano 1979. 
Betreffend Österreich: 
WALTER, Österreichisches Bundesverfassungsrecht, 212 ff, 240 ff: PERNTHALER. Raumordnung und 
Verfassung, 1.Bd, 141 ff, 205 ff, 234 ff, 298 ff; RUPPE, Finanzverfassung im Bundesstaat; SAUSGRU- 
BER, Das Vorarlberger Finanzeecht, Bregenz 1977; ERMACORA, Über die bundesstaatliche Kostentra- 
gung gemäß $ 2 F-VG, Schriftenreihe des Institurs für Föderalismusforschung 12, Wien 1979: FUNK, 
Das System der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung im Lichte der Verfassungstechtsprechung, 55 ff. 
61 ff; KARL WEBER, Kriterien des Bundesstaates, 168 ff (konnte im einzelnen nicht mehr berücksichtigt 
werden). 

2) Vgl MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 54. 

3) Vgl KOJA, Das Verfassungsrecht der österreichischen Bundesländer. Forschungen aus Staat und Recht 1, 
Wien-New York 1967, 191; s bezüglich des dort ausgenommenen Landes Oberösterreich nunmehr Art 
45 der OÖ Landesverfassung, LGBl 1971/34 (Wiederverlautbarung); die diesbezügliche Regelung wurde 
durch LGBI 1971/28 geschaffen. 
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schlag zu genehmigen hat.*)?) Daß gegen solche Regelungen - ee im Hinblick auf 
die Verfassungsautonomie der österreichischen Bundesländer‘) - keine Bedenken aus 
bundesverfassungstechtlicher Sicht bestehen, liegt auf der Hand. r) 

Nun sind sicherlich weder die Provinz Bozen noch die österreichischen Bundesländer 
durch besondere Armut gekennzeichnet. Das zeigt allein schon ein Blick in die Budget- 
statistik. Dabei werden zum Vergleich auch die Haushaltsvoranschläge der Region dar- 
gestellt, um die Entwicklung vor und nach der Neufassung des Autonomiestatuts deut- 
lich zu machen. Von österreichischer Seite werden die Haushaltsvoranschläge von Salz- 
burg, Tirol und Vorarlberg wiedergegeben. Denn die Bevölkerungszahlen stellen si- 
cherlich einen Indikator für die Wirtschafts- und Finanzsituation dar. Die angeführten 
österreichischen Bundesländer sind am ehesten bezüglich der Bevölkerungszahlen mit 
Südtirol vergleichbar, das im Jahre 1971 ca 414.000 Einwohner zählte. 8) 

4) S aber $ 16 F-VG und die V des BMF BGBl 1974/493 idF BGBl 1976/604. 

5) $S KOJA, Das Verfassungsrecht der österreichischen Bundesländer, 191 ff; WALTER, Österreichisches 

Bundesverfassungsrecht, 567, 576; PERNTHALER, Raumordnung und Verfassung. 1.Bd, 141; BRÜN- 

NER, Politische Planung im parlamentarischen Regierungssystem, Forschungen aus Staat und Recht 41, 

Wien-New York 1978, 191: WALTER-MAYER, Grundriß des österreichischen Bundesverfassungs- 

rechts?, 220, 223. 

6) Vgl dazu oben 2.2. 

7) S so ausdrücklich auch KOJA, Das Verfassungsrecht der österreichischen Bundesländer, 192; WALTER, 

Österreichisches Bundesverfassungstecht, 576; vgl auch VfSlg 3134. 

8) S zur Entwicklung der Südtiroler Bevölkerung MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 56 f: über die 

weitere Entwicklung der Bevölkerungszahlen sowie die Bevölkerungsprognose Landesenrwiekiungspro 

gramm 1 und II 1980-1981-1982, 9. 
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Wie gesagt, die fiskale Tristesse der Provinz Bozen und der österreichischen Bundeslän- 

der liegt nicht soschr im mangelnden Geld (wobei sicher auch diesbezüglich durchaus 

berechtigte Mehr-Wünsche bestehen), als vielmehr darin, daß ihr Gestaltungsspielraum 

äußerst gering ist: Bezüglich der Einnahmensseite ist dieser praktisch Null, bezüglich 

der Ausgabensseite verkleinert er sich zusehends. 

Die Einengung der Gestaltungsmöglichkeit im Ausgabensektor hängt nicht nur mit der 

in allen westlichen Demokratien erkennbaren Entwicklung zusammen, daß ein sehr ho- 

her Prozentsatz der Ausgaben durch Verplichtungen auf Grund eigener Gesetze fix ver- 

geben ist, sondern darüber hinaus im Hinblick auf die verbundene Finanzwirtschaft ei- 

ne Einengung durch die verschiedensten Einflußmöglichkeiten der Zentrale erfolgt. 

Die mehrfach so benannte ‚‚Achillesferse‘‘ des Finanzwesens schlechthin ist aber im 

Einnahmensektor gegeben, hinsichtlich dessen in keinem Falle von einer Finanzhoheit 

auch nur in Ansätzen gesprochen werden könnte. 

Die Provinz Bozen kann zwar in ganz geringem Umfang gemäß Art 73 des Autonomie- 

statuts auf Regionalgesetze Zuschläge auf die von der Region festgesetzten Abgaben 

auferlegen, Vermögenseinnahmen tätigen, Darlehen aufnehmen und in ganz bestimm- 

ter Weise selbst bestimmte Einnahmen tätigen. Dazu zählt etwa vor allem auch das 

Strombezugsrecht nach Art 13 des Autonomiestatuts bzw die dafür von den Konzes- 

sionsinhabern zu entrichtende Ablösesumme. Zur Hauptsache aber ist die Provinz Bo- 

zen hinsichtlich der Einnahmen voll vom Staat abhängig: 

Die Provinz Bozen erhält demnach 

a. eine fixe Quote an Staatssteuern, die auf dem Gebiet der Provinz Bozen anfallen; !?) 

b. veränderliche Anteile von den allgemeinen Steuern, welche unter Berücksichtigung 

von Bevölkerung und Fläche in Bezug auf den Gesamtstaat zwischen der Zentralregie- 

rung und dem Landeshauptmann von Südtirol festgelegt werden; !®) 

c. Zuweisung von Sonderbeträgen zur Durchführung bestimmter Gesetze.!?) 

Diese vom Zentralstaat abhängigen Einnahmen machen den Löwenanteil für die Pro- 

vinz Bozen aus. Eine besondere Problematik liegt im übrigen darin, daß die Gelder 

vom Zenralstaat meist mit erheblicher zeitlicher Verspätung an das Land überwiesen 

werden. Der Zentralstaat ist sozusagen immer mit einem ganzen Jahresbudget Südtirols 

im Rückstand. Abgesehen von permanenten Liquiditätsproblemen muß deshalb Südti- 

rol nicht nur häufig teure Kredite aufnehmen, sondern auch noch die galoppierende 

italienische Inflationsrate verkraften. 

13) Zahlreiche Bestimmungen des Autonomiestatuts; Hinweise bei MORSCHER, Südtirols Verwaltung 

1975, 50 ff. 

14) Art 78 des Autonomiestatuts, 

15) Art 79 des Autonomiestatuts in Verbindung mit Art 119 Abs 3 der it
alienischen Verfassung 
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Als ohne Zweifel entscheidender Vorteil der Provinz Bozen gegenüber den österreichi- 
schen Bundesländern muß angesehen werden, daß ihr das Autonomiestatut verfas- 
sungsgesetzlich die unter lit a genannten Abgabenerträge zuweist. Allerdings ist inzwi- 
schen das italienische Steuerrecht neu geregelt worden, sodaß dieser in der Tat grundle- 
gende Unterschied in seiner dadurch reduzierten Dimension!®) zu sehen ist. 

Um das Verhältnis der eigenen Einnahmen Südtirols im Verhältnis zu den staatsabhän- 
gigen Einnahmen bildhaft zu machen, sei zur Abrundung darauf verwiesen, daß für das 
Budget 1981 von insgesamt mehr als 700 Milliarden Lire Einnahmen sage und schreibe 
10 Millionen Lire aus Landesabgaben stammen!!”? Die Einnahmen aus Sonderbetrie- 
ben des Staates, Finanzierungen der Europäischen Gemeinschaft und Zuweisungen für 
die Ausübung übertragener Befugnisse machen 3,769 Milliarden, Erträge aus Betrieben 
uä 8,6 Milliarden, aus Veräußerungen 0,833 Milliarden und aus Sonderbuchführungen 
19,15 Milliarden Lire aus; der Überschuß aus dem Jahre 1980 beträgt 53,535 Milliarden 
Lire. Die Einnahmen aus den festen Anteilen machen 92,656 Milliarden Lire, hingegen 
die Einnahmen aus der veränderlichen - jeweils auszuhandelnden und deshalb politisch 
besonders sensiblen - Quote inklusive der Zuweisungen von Sonderbeiträgen 521,571 
Milliarden Lire aus! 

Die Malaise der österreichischen Bundesländer auf dem Finanzsektor kann sozusagen 
stichwortartig zusammengefaßt werden.'® Die Rechtsquelle allen diesbezüglichen 
Übels bildet das Finanz-Verfassungsgesetz 1948, ausgeführt im einzelnen durch das je- 
weilige Finanzausgleichsgesetz, im Augenblick durch das FAG 1979.!) Das entschei- 
dende bezüglich der Adgabenerhebungskompetenz liegt darin, daß nach 83 Abs I F- 
VG 1948 die Bundesgesetzgebung die Verteilung der Besteuerungsrechte zwischen dem 
Bund und den Ländern vornimmt. Bezüglich der Verbandskompetenz ist damit ge- 
klärt, daß auch bezüglich des Finanzwesens dem Bund die Kompetenz-Kompetenz zu- 
kommt. Hinsichtlich der Organkompetenz ist aber damit - entgegen dem sonst gülti- 
gen Prinzip, daß der Bundesverfassungsgesetzgeber hiezu berufen wird - zum Ausdruck 
gebracht, daß der einfache Bundesgesetzgeber diesen außerordentlich bedeutsamen Be- 
reich zu regeln hat. 

Der Bundesgesetzgeber hat eine Abgabe einer der im & 6 F-VG 1948 vorgesehenen Ab- 
gabentypen - die dort auch abschließend geregelt sind! - zuzuweisen, womit auch die 
Gesetzgebung und Vollziehung für diese Abgaben festgelegt sind. Zwar haben die Län- 
der das Recht, durch Landesgesetz alle Abgaben zu regeln, soweit der Bund Besteue- 

16) Vgl einige Hinweise bei MORSCHER, Südtirols Verwaltung 1975, 51 £. 

17) Zuschläge zu regionalen Steuern sind nur pro memoria und mit 0 veranschlagt; die 10 Millionen Lire sind 
Gebühren für die Benutzung öffentlichen Luftraumes und öffentlicher Bodenflächen gemäß Dekret des 
Landeshauptmannes 14. 12. 1976 Nr 82. 

18) S im einzelnen die Nachweise in FN 1 dieses Abschnittes. 

19) BGBl 1978/673. 
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rungsrechte nicht in Anspruch genommen hat. Insoferne besitzen sie sogar ein Abga- 
ben(er)findungsrecht.2) Aber auch unter dieser - nicht völlig unbestrittenen - Voraus- 

setzung bestehen weitgehende Beschränkungen der Länder, politisch initiativ zu wer- 

den:?!) Es bestehen zahlreiche Einflußmöglichkeiten des Bundes; das Verbot des $ 8 

Abs 3 F-VG 1948, ohne bundesgesetzliche Ermächtigung neben Bundesabgaben Zu- 

schläge oder gleichartige Abgaben zu erheben; ferner und vor allem der minimale 

„„Freiraum‘‘ der österreichischen Bundesländer in Bezug auf das nicht ohne Absicht so 

bezeichnete ‚‚Steuererfindungsrecht‘' 22) Schließlich ist auf die zahlreichen Vor- und/ 

oder Mitfinanzierungen der Bundesländer bei an sich dem Bund allein obliegenden 

Aufgaben aufmerksam zu machen, denen sich die Bundesländer faktisch nicht mehr 

entziehen können; allerdings liegt ua eine Wurzel dieses Übels in der nicht hinreichen- 

den Solidarität der Bundesländer. Angesichts der geringen politischen Möglichkeiten 

der Länder??) bleibt ihnen ein gewisser Einfluß auf der Gemeindeebene?® - der von 

den Gemeinden genauso beklagt wird wie der Bundeseinfluß hinsichtlich der den Län- 

dern gebührenden ahpaben - sowie die permanente Forderung nach Stärkung der Steu- 

erhoheit der Länder.?° 

20) Vgl insbesondere RUPPE, Finanzverfassung im Bundesstaat, 48 ff; im wesentlichen folgen ihm die in FN 

1 genannten Autoren. 

21) Vgl hier und zum folgenden die übersichtliche und überzeugende Darstellung von RUPPE, Finanzverfas- 

sung im Bundesstaat, 58 ff. 

22) Vgl insbesondere RUPPE, Finanzverfassung im Bundesstaat, 63, dazu die wenig umfangreiche Liste aaO 

EN 125. 

23) Die Richtigkeit dieser allseits unbestrittenen Behauptung wird schlagartig deutlich, wenn man sich das 
Inhaltsverzeichnis bei SAUSGRUBER, Das Vorarlberger Finanzrecht, 7 f, vor Augen hält; s auch 

SCHACHNER-BLAZIZEK, Finanzausgleich in Österreich, Graz 1967, 56 ff; DERSELBE, Kommunale 

Finanzwirtschaft in Österreich, Graz 1970, 80 ff. 

24) Anderes gilt gemäß & 15 Abs 3 Z 4 des FinanzausgleichsG 1979 für den Gebührensektor. 

25) Vgl C/1 des Forderungsprogramms der Bundesländer 1976, dazu PERNTHALER, Das Forderungspro- 

gramm der österreichischen Bundesländer, 26 f. 
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11. Zusammenfassende Vergleichung 

11.1. Die vorliegende Untersuchung hat die Rechtsvergleichung in der Weise vorge- 
nommen, daß im wesentlichen den ausdrücklich normierten Zuständigkeiten der Pro- 
vinz Bozen die Situation in Österreich gegenübergestellt wurde. Es stellt sich demnach 
noch die Frage, ob besondere Zuständigkeiten der österreichischen Bundesländer beste- 
hen, die bisher nicht erörtert wurden. Dies kann anhand der Aufgabenlisten nach Art 
11 und 12 des B-VG erfolgen, wonach den Ländern Teilbefugnisse auf bestimmten 
Sachbereichen zukommen; ferner muß auf die in der Generalklausel des Art 15 Abs 1 
B-VG ruhenden - nicht abschließend erfaßbaren - Sachbereiche Bedacht genommen 
werden, in denen den Ländern volle Zuständigkeiten gegeben sind. 

Demnach kommt den österreichischen Bundesländern nach Art 11 B-VG die Vollzugs- 
kompetenz ua hinsichtlich Staatsbürgerschaft und Heimatrecht!) , Straßenpolizei zu. 

Nach Art 12 Abs 1 B-VG steht den Ländern die Ausführungsgesetzgebung und Vollzie- 
hung ua hinsichtlich des Elektrizitätswesens zu, soweit es nicht unter Art 10 (Abs 1 Z 
10) B-VG fällt. 

Zentrale Zuständigkeiten nach Art 15 Abs 1 B-VG besitzen die Länder im wesentlichen 
neben den ohnehin schon behandelten »zcAr. Vielmehr sind es einzelne, nicht im Zen- 
trum stehende weitere Kompetenzen. Dazu zählt etwa jene nach Art VIII der B-VG- 
Novelle 1974, BGBl 444; durch diese Verfassungsbestimmung wird die Zuständigkeit 
der Länder in Gesetzgebung und Vollzichung bezüglich Maßnahmen zum Schuiz ge- 
gen die unbefugte Führung der von Ländern und Gemeinden geschaffenen öffentli- 
chen Wappen, Siegel, Titel und Ehrenzeichen sowie zur Verfolgung von Ehrenkrän- 
kungen ausdrücklich verfassungsrechtlich abgesichert. Ferner wären hier zu nennen das 
Plakatierungswesen sowie Teile des Stiftungs- und Fondswesens, soweit es nicht nach 
Art 10 Abs 1Z 13 B-VG in die Bundeszuständigkeit fällt uä. 

11.2. Abschließende Gegenüberstellung 

Dem Vorschlag von BOTHE?) folgend soll versucht werden, die Aufgabenverteilung 
zwischen dem Staat und der Provinz Bozen bzw zwischen dem Bund und den österrei- 
chischen Bundesländern in groben Umrissen zusammenfassend darzustellen, wobei fol- 
gendes zu beachten ist: 

a. An sich können juristische Kategorien im allgemeinen, Kompetenzbestimmungen 
im besonderen nicht quantifiziert werden. Der Bildhaftigkeit und damit auch der leich- 

1) Besteht derzeit nicht; s im einzelnen das StaatsbürgerschaftsG 1965 idgF. 

2) BOTHE, Die Kompetenzstruktur des modernen Bundesstaates in rechtsvergleichender Sicht, 139 ff, 
225 ff. 
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teren Faßlichkeit wegen, die in der heutigen Zeit im besonderen Maße gefordert wer- 
den, soll im folgenden über diesen grundlegenden Einwand hinweggesehen werden. 
Allerdings muß dafür in Kauf genommen werden, daß die einzelnen Abgrenzungen 
bestenfalls ein ungefähres Maß angeben. 

b. Die vorliegende Rechtsvergleichung hat die der Provinz Bozen übertragenen Auf- 
gaben zur Vergleichsbasis genommen und diesen die österreichische Kompetenzsitua- 
tion gegenübergestellt. Folgerichtig müßte sich der folgende Überblick an derselben Sy- 
stemastik orientieren. Nun ist aber durch die Arbeit BOTHESs ein ganz bestimmt struk- 
turierter Kompetenzkatalog in die internationale Bundesstaatsdiskussion eingeführt 
worden, wobei aber Österreich keine Berücksichtigung erfahren hat. Es schien deshalb 
zweckmäßig, im wesentlichen an diesen Standard anzuknüpfen, um damit weitere Ver- 

gleichsmöglichkeiten zu eröffnen. Allerdings kann hier im einzelnen eine nähere Erör- 
terung in der Sache nicht erfolgen. 
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